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    Vortrag beim Munich Economic Summit



    Manuel Valls


    In seinem Vortrag beim Munich Economic Summit am 21. und 22. Mai 2015 äußert sich der französische Premierminister Manuel Valls zur Wettbewerbsfähigkeit und zu Innovationen der französischen Wirtschaft und befasst sich mit der besonderen Stellung Frankreichs und Deutschlands in Europa.


    Zur Diskussion gestellt


    Debatte um das Betreuungsgeld: Falsche Anreize für eine moderne Familienpolitik?



    Das 2013 eingeführte Betreuungsgeld wurde im April 2015 von Bundesverfassungsgericht auf seine Rechtsmäßigkeit geprüft. Ein Urteil wird im Sommer 2015 erwartet. Nach Ansicht von Klaus Hurrelmann, Hertie School of Governance, Berlin, ist das Betreuungsgeld ein Rückfall der Familienpolitik in veraltete Muster. Seine Einführung sei ein Symptom für eine unentschiedene, widersprüchliche und die Eltern verunsichernde staatliche Familien- und Bildungspolitik und verstärke die Familienfixiertheit der Erziehung und Bildung, die dringend gelockert werden müsste. Auch für Stefan Sell, Hochschule Koblenz, ist das Betreuungsgeld ein fragwürdiges Unterfangen. Man rutsche zwangsläufig in die Fahrrinne einer Monetarisierung von Familienleistungen, an deren Ende eine Art »Elterngehalt« stehen müsste. Derzeit sei auch von erheblichen Mitnahmeeffekten auszugehen. Nach Ansicht von Miriam Beblo, Universität Hamburg, ist das Betreuungsgeld weder modern noch nachhaltig. Diese familienpolitische Maßnahme führe längerfristig zu einer stärkeren Einkommensungleichheit unter den Eltern, hemme die Erwerbsarbeit von Müttern und befördere die Abkoppelung insbesondere der Einkommensschwächeren vom Arbeitsmarkt. Die Verliererinnen seien die niedriger qualifizierten und geringer verdienenden Frauen. Notburga Ott, Ruhr-Universität Bochum, sieht die monetäre Förderung der Erziehungsleistung der Eltern, die in der Gesellschaft große Zustimmung erfährt, im System von Kindergeld und Elterngeld gut verankert. Dagegen habe die Koppelung des Betreuungsgelds an die Nicht-Inanspruchnahme öffentlich geförderter Kinderbetreuung negative Effekte auf die Frauenerwerbstätigkeit und die Bildungschancen der Kinder.


    Kommentar


    Warum die Sonderabschreibung für Elektroautos ein Strohfeuer werden könnte



    Ferdinand Dudenhöffer


    Am 15. und 16. Juni plant die Bundesregierung eine Konferenz, auf der voraussichtlich eine Sonderabschreibung für Elektroautos vorgestellt wird. Ferdinand Dudenhöffer, Universität Duisburg-Essen, kommentiert dieses Vorhaben.


    Forschungsergebnisse


    Länderrisiko und ausländische Direktinvestitionen



    Tobias Lieb und Erdal Yalcin


    Eine besondere Herausforderung bei grenzüberschreitenden Investitionen sind aus Sicht der investierenden Firmen die langfristigen Wirtschaftsbedingungen in den jeweiligen Zielländern: Rechtssicherheit, politische und wirtschaftliche Stabilität. Zumeist werden diese Faktoren in Form von Länderrisiken zusammengefasst. Auf der einen Seite haben Entwicklungs- und Schwellenländer große Potenziale. Zugleich aber zeichnen sich die entsprechenden Länder durch ein verhältnismäßig hohes Risiko aus. Zwischen 1989 und 2011 waren vor allem Länder, die mit weniger Risiko behaftet sind, Ziel des Großteils der deutschen Direktinvestitionen. Die vorliegenden Statistiken bestätigen zudem, dass Unternehmen aus dem produzierenden Gewerbe, wie z.B. die Automobilindustrie, in wachstumsstarke Ökonomien investieren.


    Tarifbindung im Einzelhandel: Trends und Lohneffekte



    Gabriel Felbermayr und Sybille Lehwald


    Eine Bestandsaufnahme der aktuellen Tarifstruktur im deutschen Einzelhandel zeigt, dass die Bedeutung von Kollektivverträgen deutlich zurückgegangen ist: Während 2000 noch knapp drei Viertel aller Beschäftigten im Handelsgewerbe an einen Tarifvertrag gebunden waren, sind es im Jahr 2010 nur noch knapp die Hälfte. Aus betrieblicher Perspektive ist der Anteil tarifgebundener Betriebe über den entsprechenden Zeitraum von 56 auf 31% zurückgegangen. Betriebe mit Kollektivvertrag unterscheiden sich im Hinblick auf zahlreiche Charakteristika von Betrieben ohne Tarifbindung: Sie sind im Durchschnitt größer, älter und zahlen zwischen 25 und 32% höhere Entgelte.


    Daten und Prognosen


    Steuermehreinnahmen eröffnen Haushaltsspielräume

    Zu den Ergebnissen der Steuerschätzung vom Mai 2015



    Christian Breuer


    Der Arbeitskreis »Steuerschätzungen« hat die Aufkommensprognosen für die Jahre ab 2015 nach oben revidiert. Für das laufende Jahr erwartet der Arbeitskreis ein um insgesamt 6,3 Mrd. Euro höheres Steueraufkommen im Vergleich zur Schätzung im November. In den Folgejahren liegen die Mehreinnahmen bei rund 8 Mrd. Euro jährlich.


    Im Blickpunkt


    Kurz zum Klima: 15 Jahre Millenniums-Entwicklungsziele – Vergangenheit und Zukunft der ökologischen Nachhaltigkeit



    Jana Lippelt und Franziska Klein


    2015 endet die Frist für die Umsetzung der im Jahr 2001 gesetzten Millenniums-Entwicklungsziele. Die Idee dabei war, die Lebensbedingungen vieler Menschen weltweit zu verbessern. Dazu wurde ein Ansatz mit acht übergeordneten Zielen und Teilzielen entworfen. Der Beitrag widmet sich der Frage, ob diese Ziele – vor allem im Bereich der Nachhaltigkeit – umgesetzt werden konnten.


    ifo Architektenumfrage: Weiterhin erfreulich gute Geschäftslage



    Erich Gluch


    Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen Umfrage des ifo Instituts bei den freischaffenden Architekten hat sich das Geschäftsklima zu Beginn des zweiten Quartals 2015 gegenüber den beiden Vorquartalen kaum verändert. Es ist somit weiterhin recht gut.


    ifo Konjunkturtest Mai 2015 in Kürze: Die deutsche Wirtschaft bleibt auf Kurs



    Klaus Wohlrabe


    Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist im Mai geringfügig gesunken. Die Unternehmen waren erneut zufriedener mit ihrer aktuellen Lage. Mit Blick auf die kommenden Monate nahmen sie den Optimismus jedoch etwas zurück. Die deutsche Wirtschaft bleibt auf Kurs.

  


  
    Munich Economic Summit »Competitiveness and Innovation: The Quest for Best«


    Vortrag1 des Premierministers Manuel Valls


    Vortrag des französischen Premierministers Manuel Valls beim 14. Munich Economic Summit, der am 21. und 22. Mai 2015 in München stattfand. Der Munich Economic Summit ist eine im jährlichen Turnus stattfindende Wirtschaftskonferenz, die gemeinsam von der BMW Stiftung Herbert Quandt und der CESifo Group Munich veranstaltet wird, und versteht sich als politische Plattform für einen intensiven Dialog über Kernfragen der wirtschaftlichen Entwicklung in Europa und der Welt. Er bietet ein Forum für den Dialog zwischen ranghohen Politikern, weltweit führenden Repräsentanten aus Wissenschaft und Wirtschaft und der europäischen Medienwelt.


    Sehr geehrter Herr Vizepräsident der Europäischen Kommission, lieber Valdis Dombrovskis,

    sehr geehrter Herr Vorsitzender der Quandt-Stiftung, lieber Michael Schaefer,

    sehr geehrter Herr Präsident des ifo Instituts, lieber Hans-Werner Sinn,

    sehr geehrte Damen und Herren Unternehmenschefs,

    meine Damen und Herren,


    vielen Dank für Ihren Empfang und für die Gelegenheit, Sie hier im Herzen Bayerns zu treffen. Es ist bereits das zweite Mal, dass ich als Premierminister hier in Deutschland vor Unternehmenschefs spreche. Das erste Mal war im September vor dem BDI – einige von Ihnen waren damals schon dabei!


    Das Thema, das Sie gewählt haben – »Wettbewerbsfähigkeit und Innovation« –, hat für mich als Regierungschef einen ganz besonderen Anklang. Denn die Wirtschaftspolitik, die wir in Frankreich betreiben, verfolgt exakt diese beiden Ziele. An der Seite der Unternehmen zu stehen und ihnen den Rahmen zu bieten, um die Industrie, die Technologie, die Produkte der Zukunft zu entwickeln, bedeutet, sich für Wirtschaftswachstum einzusetzen. Und wir alle wissen, wie sehr dieses Wachstum benötigt wird, um Arbeitsplätze zu schaffen und die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen.


    Vorurteile sind hartnäckig – vielleicht weniger in Deutschland, dem Land der Mitbestimmung – und wenn ein sozialistischer Regierungschef vor Unternehmern spricht, so gibt das immer Anlass zu Kommentaren. Sie sind aber nicht angebracht! Denn meine Aufgabe ist es, auf die Unternehmen, auf die Unternehmer, auf all jene zuzugehen, die die Stärke unserer Wirtschaft ausmachen, die den Wohlstand schaffen, den unsere Länder so sehr benötigen.


    Zusammen mit anderen will ich eine effektive Linke verkörpern, eine Linke, die voranschreitet, die etwas bewegt, die Talente fördert und Anstrengungen belohnt. Was nicht heißen soll, dass wir unser Streben nach Zusammenhalt und Solidarität vernachlässigen, im Gegenteil. Die Geschichte lehrt uns: Wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt gehen Hand in Hand.


    Heute beginnt unsere Politik in Frankreich Früchte zu tragen: Der wirtschaftliche Aufschwung ist da – wenn auch noch zu schwach. Aber das Wachstum lag im ersten Quartal bei 0,6% und damit übrigens höher als in der Eurozone.


    Wir müssen hier also noch mehr tun.


    Natürlich müssen wir auch auf europäischer Ebene handeln. Ich habe Ihre Worte sehr aufmerksam verfolgt, Herr Vizepräsident. All unsere Initiativen müssen in die gleiche Richtung zielen.


    Wettbewerbsfähigkeit wiederherstellen


    In diesem Bereich hat Frankreich den dort ansässigen Unternehmen vieles zu bieten: qualifizierte Arbeitskräfte, eine dynamische Bevölkerungsentwicklung, seine Infrastruktur, sein Finanzsystem.


    Ich weiß genau, welches Bild Frankreich im Ausland abgeben kann. Ich verdränge auch nicht die Schwächen meines Landes, weil ich die Lage nüchtern betrachte. Aber wenn ich heute hier zu Ihnen spreche, dann um Vorurteilen entgegenzuwirken: Frankreich sei ein blockiertes Land; ein Land, das an überholten Vorstellungen festhält, die hinderlich sind; ein Land, das unfähig ist, Reformen durchzuführen. Wir beweisen das Gegenteil.


    *


    Tatsache ist: Frankreich hat zu Beginn des Jahrtausends an Wettbewerbsfähigkeit verloren. Während sich unsere Wirtschaftssektoren immer weiter geöffnet haben und einer immer stärkeren internationalen Konkurrenz gegenüberstehen, haben wir zu lange gezögert, um die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Deutschland hingegen hat nicht gezögert.


    Aber diese Zeiten liegen hinter uns. Heute setzen wir ein Reformprogramm um, das den Herausforderungen unserer Wirtschaft entspricht.


    Mit diesem Reformprogramm verfolgen wir drei große Ziele:


    Erstens, die Reduzierung der öffentlichen Ausgaben. Dies ist die Voraussetzung für eine nachhaltige steuerliche Entlastung von Unternehmen und Privathaushalten.


    Für drei Jahre sind Haushaltseinsparungen von 50 Mrd. Euro geplant – 21 Mrd. davon allein 2015. Nie hat Frankreich größere Einsparungen vorgenommen. Wir werden dieses Ziel einhalten, und in der Folge wird unser Defizit bis 2017 unter die 3%-Marke fallen.


    Zweitens, die Reduzierung der Abgaben, die zu schwer auf den Unternehmen lasteten. In diesem Punkt waren sich alle einig, es fehlten aber Entscheidungen. Also haben wir uns mit Entschlossenheit daran gemacht.


    Die Arbeitskosten werden 2014 und 2015 um 25Mrd. Euro gesenkt, die Abgaben bis 2017 um 15Mrd. Euro. Auch hier nie dagewesene Anstrengungen, die den Unternehmen Luft verschaffen.


    Drittens, Strukturreformen, um die Wirtschaftstätigkeit zu fördern und Hindernisse abzubauen.


    So haben wir vielfältige Vereinfachungen in Angriff genommen, insbesondere die Vereinfachung der zahlreichen, oft zu komplexen Verwaltungsverfahren.


    Wir reformieren auch die Waren- und Dienstleistungsmärkte, indem wir in vielen Bereichen mehr Konkurrenz ermöglichen – vom Einzelhandel über Taxidienste und Notare bis hin zum Energiesektor.


    Schließlich gestalten wir den Arbeitsmarkt flexibler und führen eine »flexicurity à la française« ein: mehr Flexibilität für Unternehmen in Krisenzeiten und mehr Sicherheit für Arbeitnehmer, u.a. bei der Weiterbildung.


    *


    Wir tun etwas. Und die ersten Ergebnisse sind sichtbar:


    
      	Die Arbeitskosten werden konstant gehalten: Seit Ende 2012 sind sie lediglich um 0,8% gestiegen, im Vergleich zu 2,4% in der Eurozone.


      	Die Gewinnspanne der Unternehmen steigt seit dem ersten Halbjahr 2015 stark an.


      	Das Vertrauen kommt zurück. Ausländische Direktinvestitionen sind 2014, nachdem sie drei Jahre stabil waren, um 8% nach oben geschnellt.

    


    Selbstverständlich liegt noch ein Stück des Weges vor uns, wie der Staatspräsident erst kürzlich betonte. Die in der vergangenen Woche von der Europäischen Kommission veröffentlichten Empfehlungen ermutigen uns weiterzumachen.


    Weiterzumachen und stets dem Ansatz einer Haushaltskonsolidierung zu folgen, ohne das zurückkehrende Wachstum zu gefährden. Ich hatte schon oft Gelegenheit, mit der Bundeskanzlerin darüber zu sprechen.


    Innovation begünstigen


    Die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen wiederherzustellen, bedeutet auch, langfristig zu handeln und dabei auf Innovation, private und öffentliche Forschung und Entwicklung sowie auf Bildung zu setzen.


    Frankreich ist – wie die meisten OECD-Länder, und zuweilen noch heftiger – von der Deindustrialisierung betroffen.


    Wir mussten handeln, denn eine große Wirtschaftsmacht zu sein, bedeutet in erster Linie, eine große Industrienation zu sein. Deutschland war – ganz besonders hier in Bayern – hierfür ein inspirierendes Beispiel. Sie haben es vermocht, eine starke Wirtschaft aufrechtzuerhalten, die anerkannte Produkte hervorbringt. Ich werde an dieser Stelle kein Loblied auf die »Deutsche Qualität« singen – Sie alle stehen dafür wie niemand anderes!


    In der Industriepolitik – das habe ich bereits mehrfach gesagt – glaube ich an die sichtbare Hand des Staates! Es ist seine Aufgabe, an der Seite der Wirtschaftsakteure, eine Vision zu vertreten, die Branchenstrukturen zu gestalten. Kurz: für ein günstiges Umfeld zu sorgen.


    Das ist das Ziel unserer Kompetenzcluster, die an einem Ort kleine und große Unternehmen, Forschungslabore und Hochschuleinrichtungen zusammenbringen, um die vorhandenen Talente gemeinsam zu nutzen und überall einen Nachahmungseffekt zu erzeugen. In diesem Sinne werden wir im Übrigen bis 2022 das gesamte Staatsgebiet mit Hochgeschwindigkeitsnetzen ausstatten.


    Innovation zu fördern heißt auch, die notwendige Finanzierung bereitzustellen. Es ist die Aufgabe der Öffentlichen Investitionsbank (BPI), die kleinen und mittleren Unternehmen bei ihren kühnen Projekten zu begleiten, wo normale Banken nicht immer mitmachen.


    Innovation zu fördern heißt außerdem, die Steuergutschrift für Forschungsausgaben abzusichern, die – so wird gesagt – der weltweit beste steuerliche Anreiz für F&E ist.


    Und Innovation zu fördern heißt, mit Hilfe des mit 47Mrd. Euro ausgestatteten Programms Zukunftsinvestitionen, Projekte zur Entwicklung der Digitalwirtschaft, zur Modernisierung der Industrie, zum Energiewandel und zu Forschung und Bildung zu unterstützen.


    Und schließlich wollen wir dafür sorgen, dass neue französische Marktführer emporkommen, die weltweit konkurrenzfähig sind: der TGV der Zukunft, intelligente Textilien, grüne Chemie, E-Learning, Big Data usw. Das sind die Vorhaben des »Neuen industriellen Frankreichs«, das der Staat unterstützt, um eine Sogwirkung zu erzeugen.


    Die Digitalwirtschaft ist natürlich ein gewaltiger Innovationsmotor. Davon zeugen auch deutsch-französische Projekte. Ich werde nach unserem Treffen hier ein beispielhaftes Projekt besichtigen: das gemeinsame Forschungszentrum von Siemens und dem französischen IT-Unternehmen Atos, das hier in München aufgebaut wurde.


    Frankreich und Deutschland in Europa


    Dieses Forschungszentrum ist ein weiterer Beweis – soweit der überhaupt nötig ist – für die enge Verbindung zwischen unseren beiden Ländern.


    Unser deutsch-französisches Paar – dieser Motor Europas – muss stets seine Einheit im Blick haben, mittels unserer Wirtschaftsverbindungen, aber auch unserer politischen Partnerschaft, unseres Kultur- und Sprachaustauschs. Deswegen soll im Übrigen auch die Collège-Reform, die wir in Gang setzen, ermöglichen, die Zahl der Deutsch lernenden Schüler zu steigern.


    Europa ist unser gemeinsames Schicksal. Und ich gehöre zu denen, die zutiefst bedauern, dass die Völker so häufig daran zweifeln. Angesichts des stetigen Aufstrebens populistischer Strömungen liegt es in unserer kollektiven Verantwortung, dafür zu sorgen, dass das europäische Projekt seine ganze Kraft zurückerlangt.


    *


    Denn Europa ist von entscheidender Bedeutung für den Einfluss unserer Länder nach außen.


    In einer zunehmend globalisierten Welt, in der uns »Länderkontinente« gegenüberstehen, hat allein Europa das nötige Gewicht, um mit den Vereinigten Staaten, China oder Indien zu konkurrieren.


    Europa ist auch eine soziale Herausforderung.


    Wir sind der Konkurrenz durch die aufstrebenden Volkswirtschaften ausgesetzt, die bei Aktivitäten mit hohem Mehrwert beträchtliche Fortschritte machen. Und wir müssen in Europa unbedingt einen Wettlauf hin zum Niedrigststandard vermeiden: niedrigste Löhne, minimale Sozialrechte. Dabei würden wir alle verlieren!


    Deutschland muss hier, wie ich meine, als Beispiel gelten. Die Lohnzurückhaltung hat einen spektakulären Anstieg der Ausfuhren und beträchtliche Handelsüberschüsse ermöglicht. Doch dieses Vorgehen kann nicht vom gesamten Euroraum nachgeahmt werden. Das würden unsere Handels­partner nicht hinnehmen.


    Frankreich wird daher sein ganzes Gewicht auf die stärkere Konvergenz der Volkswirtschaften im Euroraum verwenden. Der Bericht der vier Präsidenten über die Vertiefung der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion wird entsprechende Vorschläge unterbreiten; er soll nächsten Monat veröffentlicht werden.


    *


    Mit einer Stärkung der Konvergenz unserer Politiken geht auch eine Vertiefung unseres Binnenmarkts einher – diesen Grundstock von 500Mio. Verbrauchern. Wir müssen uns auf diesen Markt stützen, um uns überall in der Welt besser zu entfalten.


    Heute sind wir noch nicht so weit. Nur ein Beispiel: Ein KMU der IT-Branche, das in der Europäischen Union expandieren möchte, ist heute mit 28 verschiedenen Regelwerken konfrontiert. Wir müssen also einen einheitlichen IT-Markt schaffen, damit unsere Start-ups direkt Zugang zu einem kontinentweiten Markt erhalten. Das ist die Voraussetzung für die Entstehung großer europäischer Marktführer. Und wir müssen zugleich gemeinsame Regeln aufstellen, damit der freie Wettbewerb gewährleistet ist und der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung vermieden wird.


    Stärkung der Konvergenz unserer Volkswirtschaften heißt auch, die Steueroptimierung zu bekämpfen. Das ist eine Frage der Gerechtigkeit: Einige Unternehmen können heute der Besteuerung entgehen, während andere Steuern zahlen müssen. Es ist auch eine Frage der wirtschaftlichen Effizienz. In den letzten Jahren sind Fortschritte erzielt worden: So wird die Mehrwertsteuer im elektronischen Handel schrittweise im Land des Verbrauchers erhoben. Wir müssen weitermachen und vor allem zu einer Harmonisierung der Körperschaftsteuer gelangen.


    Die von mir skizzierte europäische Konvergenzpolitik muss im Dienste der Investition stehen, die der Motor für Wachstum und Beschäftigung ist.


    Darauf zielt der Juncker-Plan mit 315Mrd. Euro ab. Auch hier gehen Frankreich und Deutschland gemeinsam voran: Beim letzten Deutsch-Französischen Ministerrat haben wir zusammen eine Prioritätenliste aufgestellt. Wir werden diesen Plan dann ausweiten müssen, um dem beträchtlichen Investitionsbedarf in der Europäischen Union gerecht zu werden.


    Denn Investitionen sind der Schlüssel zur Innovation. Europa muss in den Bereichen mit hoher Wertschöpfung eine Spitzenposition einnehmen. Ich denke natürlich an den Energiewandel und an kohlenstoffarme Technologien, aber auch an die Digitalwirtschaft.


    Dazu müssen wir die Forschung noch ausbauen. Und wir verfügen über ein neues Instrument: das EU-Patent. Es soll möglichst schnell zum Einsatz kommen und Anreize für Erfindungen schaffen, die zum ersten Mal europäische Erfindungen sein werden.


    Die EU muss auch Grundlagenforschung und angewandte Forschung besser miteinander verknüpfen. Diese Herausforderung, die dem Ansatz »von der Idee bis auf den Markt« folgt und damit auf die gesamte Innovationskette wirkt, müssen wir ebenfalls gemeinsam annehmen – Mitgliedstaaten und europäische Institutionen.


    **


    Meine Damen und Herren, die Welt, die sich vor unseren Augen unter dem Einfluss der technologischen Umwälzungen verändert, ist voller Ungewissheiten; etablierte Positionen werden über den Haufen geworfen.


    Unser aller Rolle besteht darin, uns nicht vom Statusquo lähmen zu lassen, der über kurz oder lang unseren Niedergang beschließt; unser aller Rolle besteht darin, auf Innovation und Kühnheit zu setzen. Und Gelegenheiten wie diese hier – Gelegenheiten zu debattieren, Standpunkte auszutauschen, mit Abstand zu schauen – bringen unsere Überlegung zu diesen Themen weiter.


    Könnte es eine schönere Versammlung dafür geben als unsere: französische und deutsche Unternehmen, Frankreich und Deutschland – gewählte Vertreter und Wirtschaftsakteure?


    Also noch einmal Danke für diese Einladung hier nach Bayern.


    Endnoten


    
      
        1 Übersetzung der Französischen Botschaft in Berlin.

        Es gilt das gesprochene Wort.

      

    

  


  
    Debatte um das Betreuungsgeld: Falsche Anreize für eine moderne Familienpolitik?

  


  


  
    Das 2013 eingeführte Betreuungsgeld wurde im April 2015 vom Bundesverfassungsgericht auf seine Rechtmäßigkeit überprüft. Ein Urteil wird im Sommer 2015 erwartet. Für die Kritiker widerspricht die Regelung einer modernen Familienpolitik, und sie halten sie unvereinbar mit der Gleichstellung der Geschlechter. Die Befürworter dagegen sehen im Betreuungsgeld eine Anerkennung und Unterstützung der Erziehungsleistung der Eltern. Setzt das Betreuungsgeld falsche Anreize für die Familienpolitik?
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      Klaus Hurrelmann1

    


    Das Betreuungsgeld – ein Rückfall in veraltete Traditionen der Familienpolitik


    Nach dem Zweiten Weltkrieg nahm die Bundesrepublik Deutschland die Tradition der Wohlfahrts- und damit der Familienpolitik der Weimarer Republik und des Kaiserreiches wieder auf und orientierte sich am Vorrang der Familienförderung als Kernelement der sozialen Absicherung der Bevölkerung. Zugrunde lag das Subsidiaritätsprinzip, wonach es die Familie als »soziale Keimzelle« der Gesellschaft am besten versteht, alle ihre Mitglieder – darunter natürlich auch die Kinder – zu versorgen und zu fördern. Unter dem Eindruck des totalitären Regimes der Nationalsozialisten, das dem Staat weitgehende Interventionen in das Familienleben erlaubte, waren die Verfassungsgeber gegenüber Eingriffen in das Familienleben äußerst skeptisch geworden und verankerten im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ein monopolartiges Erziehungsrecht der Eltern. In Artikel 6 steht der bemerkenswerte Satz: »Erziehung und Pflege der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht«. Eine solche Festlegung dürfte es wohl kaum noch einmal in der Welt in einer Verfassung geben. Der Staatseinfluss wurde auf ein Wächteramt reduziert.


    Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten gilt diese Vorgabe auch für die frühere DDR, die bis dahin auf eine ganz andere Tradition der Familienpolitik gesetzt hatte und die Elternhäuser durch ein flächendeckend ausgebautes System von Erziehungs- und Betreuungseinrichtungen entlastete. Diese Einrichtungen erlebten seitdem einen empfindlichen Rückgang in ihrer finanziellen Absicherung und mussten ihr Leistungsspektrum spürbar einschränken. In ganz Deutschland, so kann man vereinfachend sagen, gilt seitdem der Vorrang der Wohlfahrtspolitik – der 1945 eingeleiteten Tradition folgend – eindeutig der Familie, während den öffentlichen Bildungs- und Sozialeinrichtungen eine eher ergänzende und ausgleichende Rolle zugesprochen wird.


    Das Ergebnis: Kinder sind im wahrsten Sinn des Wortes »auf Gedeih und Verderb« auf ihre Eltern angewiesen. Machen die Eltern ihre Sache gut, sind sie in der Lage, die ihnen »obliegende Pflicht der Erziehung und Pflege« zu erfüllen, dann profitieren ihre Kinder davon, können eine starke Persönlichkeit entwickeln und ihre Leistungsfähigkeit entfalten. Machen die Eltern ihre Sache schlecht, dann hat ihr Kind einen schweren Start ins Leben. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, dass in Deutschland die schulischen Leistungen und die Bildungsabschlüsse so stark von der sozialen Herkunft abhängen wie in kaum einem anderen hochentwickelten Land der Welt.


    Drei Traditionen der Wohlfahrtspolitik


    Viele andere europäische Länder schreiben dem Staat mit seinen Erziehungs- und Bildungseinrichtungen eine verantwortliche Rolle für jeden Bürger und jede Bürgerin zu, auch schon für die ganz jungen. Sie relativieren damit absichtlich den Einfluss der Eltern. Großbritannien, die Niederlande und die skandinavischen Länder, um nur einige Beispiele zu nennen, investieren anteilsmäßig mehr in die vorschulische Erziehung und Bildung als in die Unterstützung von Familien. Sie sehen die öffentliche Erziehungs- und Bildungspolitik als einen integralen Bestandteil der Wohlfahrtspolitik an und geben ihr ein entsprechend hohes Gewicht. Dem liegt eine andere politische Tradition zugrunde als in Deutschland.


    In Europa lassen sich grob vereinfacht drei Traditionen der Wohlfahrtspolitik unterscheiden, die sich in den letzten 30 Jahren zwar deutlich angeglichen haben, aber immer noch die »Pfadabhängigkeit« von politischen Entscheidungen bestimmen:


    
      	Die skandinavische Tradition ist darauf ausgerichtet, gleich stark in die individuelle Bildung der Gesellschaftsmitglieder als auch in deren Absicherung gegen Risiken im Lebensverlauf zu investieren. Diese Tradition will jedem Bürger und jeder Bürgerin ein Potenzial für die Entfaltung eigener Möglichkeiten, für den »Statuserwerb«gewissermaßen, mit auf den Weg geben und gleichzeitig ein hohes Niveau garantierter Lebensqualität, also eine »Statussicherung«, für alle die gewähren, die bereits einen Status, vor allem einen beruflichen, haben. Die Familie soll diese Aufgabe nicht allein und auch nicht vorrangig erfüllen, weil sie hierdurch überfordert würde.


      	Die marktorientierte angelsächsische Tradition verfolgt einen stimulierenden Förderansatz und ist von ihrer Grundphilosophie her geneigt, intensiv in die Bildung des individuellen Gesellschaftsmitglieds zu investieren, damit es sich dadurch eine starke Position am Arbeitsmarkt aufbauen kann. Der Statuserwerb wird also stark unterstützt, und zwar von der Idee her absichtlich unabhängig von der Herkunftsfamilie. Im weiteren Lebenslauf werden den Bürgern hingegen zur Statussicherung nur wenige soziale Transferleistungen zugestanden. Der Staat sichert ihnen eine gute Ausgangsposition zu, aber den weiteren Lebensweg sollen sie im Wettbewerb mit anderen am Markt selbst gestalten.


      	Das zentraleuropäische, insbesondere das deutsche Modell der Wohlfahrtspolitik spricht der sozialen Sicherung die eindeutig größte Bedeutung zu. Diese Sicherung wird überwiegend über die Familie vorgenommen, indem der »Broterwerber«, meist der berufstätige Vater, der Empfänger von Versorgungsleistungen für alle Familienmitglieder ist und die Mutter für Haushalt und Kindererziehung frei gestellt wird. Der öffentlichen Erziehungs- und Bildungspolitik kommt in dieser Tradition grundsätzlich eine geringe Rolle zu. Diese subsidiäre Wohlfahrtstradition setzt darauf, dass sich die Familien selbst am besten versorgen können und auch in erster Linie für die Erziehung und Bildung der Kinder zuständig und verantwortlich sind.

    


    Das skandinavische Modell geht davon aus, der Staat sei für die Wohlfahrt jedes einzelnen Bürgers und jeder einzelnen Bürgerin direkt verantwortlich. Das marktorientierte liberale Modell der angelsächsischen Länder legt den wohlfahrtspolitischen Akzent auf eine Starthilfe für jeden Bürger und jede Bürgerin. Beide Modelle folgen der Philosophie, der Staat habe gute Startbedingungen für die Entfaltung der Kinder herzustellen, maßgeblich durch eine gute, von der Herkunftsfamilie unabhängige Erziehung und Bildung. Das deutsche Modell weicht in seiner Tradition hiervon ab und richtet die Aufmerksamkeit des Staates überwiegend darauf, die Familien zu stärken.


    Studien zur den Effekten der Familienpolitik


    Wie erst vor einem Jahr eine systematische Evaluation der Familienpolitik, offiziell vom Familienministerium noch in Zeiten von Ministerin von der Leyen in Auftrag gegeben, bestätigt hat, geben wir im internationalen Vergleich sehr viel Geld für die Familienpolitik aus, nach Schätzung der Evaluatoren fast 180 Mrd. Euro im Jahr. Das Kindergeld bildet einen der größten Einzelposten, es wird flankiert von den alternativ wählbaren Kinderfreibeträgen, vom Kinderzuschlag, vom Elterngeld, von Steuererleichterungen bei überdurchschnittlich hohen Kosten der Kinderbetreuung, Kinderzuschlägen bei der Riester-Rente, Ausbildungsfreibeträgen, von der Mitversicherung der Kinder in der Krankenversicherung, Beitragsreduktionen für Eltern bei der Pflegeversicherung und vielen anderen Programmen mehr. Sie haben alle das gleiche Strickmuster: Familien mit Kindern sollen finanzielle Unterstützung erfahren, um den im Grundgesetzt festgelegten Auftrag erfüllen zu können.


    Die Ergebnisse der Evaluation sind ernüchternd. Es gelingt kaum, mit den riesigen Transfersummen die erwünschten Effekte zu erzielen, die letztlich den Kindern direkt zugutekommen: ihre materielle Lage zu sichern, ihre körperliche und psychische Wohlfahrt zu stärken und ihre Bildung zu fördern. Die Evaluation bestätigt damit, was die internationale Bildungsforschung schon lange zeigt, dass nämlich das deutsche Modell der Familienpolitik keine wirksame und nachhaltige »Erziehung und Pflege« der Kinder sichert. Trotz der gewaltigen Familiensubventionen haben wir in Deutschland eine erschreckend hohe Zahl von Familien mit Kindern, die in relativer Armut leben, also nicht das materielle Lebensniveau erreichen, das bei uns durchschnittlicher Standard ist. Die jüngste Studie von UNICEF spricht hier eine erschreckend klare Sprache. Durch die Fixierung auf die Förderung von Familien als Haushalten kann nicht im Geringsten garantiert werden, dass die Geldsummen tatsächlich bei den Kindern selbst ankommen oder ihnen indirekt zugutekommen. Das »Kindergeld« zum Beispiel heißt zwar so, aber es ist eigentlich ein Familiengeld, das den Eltern und nicht den Kindern zur Verfügung steht.


    Nun ist es nicht so, dass die Politik in Deutschland auf diese ernüchternde Bilanz der bisherigen Tradition der Wohlfahrts- und Familienpolitik nicht reagiert hätte. Die Regierung Schröder, die in ihrer ersten Legislaturperiode noch das Kindergeld kräftig erhöht hatte, korrigierte später diesen Kurs und nahm in ihrer Schlussphase entscheidende Weichenstellungen vor. Steuervergünstigungen etwa beim Eigenheimbau wurden zurückgenommen, und bis auf den Kinderzuschlag für Eltern mit niedrigem Einkommen und die Vorbereitung des Elterngeldes wurden demonstrativ keine Geldsummen mehr in die Familienförderung traditionellen Zuschnitts gelenkt. Stattdessen leitete die Regierung erhebliche Investitionen in den Ausbau von Kindertagesstätten und Ganztagsschulen. Das war ein klarer Kurswechsel von der isolierten Familienpolitik zu einer Kombination von Familien- und Bildungspolitik.


    Rückfall in veraltete Muster


    Auch die Regierungen unter Angela Merkel haben dieses Umsteuern zuerst mitgetragen. In der ersten großen Koalition wurde der Ausbau der Vorschulerziehung ebenso unterstützt wie der von Ganztagsschulen, beim »Teilhabe- und Bildungspaket“« wurden interessante neue Ansätze einer gezielten Anreizpolitik zur Förderung der Bildung von Kindern sichtbar. Aber schon während der zweiten Regierung Merkel, in der Koalition ausgerechnet mit der liberalen FDP, wurde dieser Kurs aus nicht nachvollziehbaren Gründen aufgegeben. Aus rein machtpolitischen Gründen wurde auf Drängen des zweiten Koalitionspartners CSU, ohne jeden erkennbaren Widerstand der Bundeskanzlerin, das Betreuungsgeld eingeführt. Damit war es mit dem Umsteuern in der Familien- und Bildungspolitik vorbei. Die deutsche Wohlfahrtspolitik war in ihre alte Pfadabhängigkeit zurückgefallen und leitete fortan wieder mehr Geld in die Familie als in die Erziehung- und Bildungsinstitutionen.


    Die Auswirkungen werden bald zu spüren sein. Die Einführung des Betreuungsgeldes ist ein Symptom für eine unentschiedene, ja widersprüchliche und die Eltern verunsichernde staatliche Familien- und Bildungspolitik. Weil die Politik sich nicht entscheiden kann, ob sie die Kinder über eine Förderung der Eltern oder eine Förderung der Bildungsinstitutionen unterstützen möchte, schafft sie ambivalente Anreize sowohl für die Eltern als auch für Bildungsinstitutionen. Viele Frauen und Männer fallen, sobald sie Mütter und Väter geworden sind, in die traditionellen Geschlechtsrollen des konservativen Wohlfahrtsstaatsmodells zurück: Die Frau ist die Haushälterin und Kindererzieherin, der Mann der Broterwerber der Familie. Viele Kindergärten und Grundschulen halten sich mit Erziehungs- und Bildungsimpulsen zurück, weil sie nicht sicher sein können, ob das politisch erwünscht ist. Die Folge: Es gelingt dem deutschen Schulsystem, wie der internationale Vergleich zeigt, viel weniger als den meisten vergleichbaren Ländern, die immer ungleicher werdenden Erziehungs- und Bildungsimpulse der Elternhäuser auszugleichen.


    Die Phase der Erziehung und Bildung der Kinder in den ersten, besonders formativen Lebensjahren ist durch eine unangenehme Spannung und eine teilweise verkrampfte Abgrenzung zwischen Familien und Erziehungs- und Bildungseinrichtungen gekennzeichnet. Das ist für die Erziehung und Bildung der Kinder kontraproduktiv. Hilfreich wäre eine enge Kooperation und Partnerschaft. International vergleichende Bildungsstudien haben drei strukturelle Merkmale herausgearbeitet, die den verhängnisvollen Effekt der sozialen Herkunft auf die Leistungsbilanz der Kinder abschwächen können: 1. ein möglichst hoher Anteil von Kindern in den vorschulischen Bildungseinrichtungen. 2. ein möglichst langer Aufenthalt der Kinder in diesen Einrichtungen bei intensiver Abstimmung der Erziehungsimpulse zwischen Elternhaus und Einrichtung. 3. eine möglichst spät in der Bildungslaufbahn einsetzende Aufteilung der Kinder in unterschiedliche Schultypen nach ihrem bis dahin erreichten Leistungsstand. Jedes dieser Merkmale erhöht das Potenzial des Bildungssystems, die schulischen Leistungen bei allen Kindern unabhängig von den Vorgaben des Elternhauses, aber immer in enge Abstimmung mit dem Elternhaus, zu erhöhen und auf diesem Wege auch die Persönlichkeit- und Leistungsentwicklung der Kinder aus den unteren sozialen Herkunftsschichten anzuheben.


    Alle drei Aspekte waren im Visier der zweiten Regierung Schröder und der ersten Regierung Merkel. Das Umsteuern hat aber nur wenige Jahre angehalten. Mit dem Betreuungsgeld werden wieder die alten Politikmuster bedient, obwohl wir doch wissen, dass sie Kindern nicht zugutekommen. Nicht obwohl, sondern weil wir so viel Geld in die direkte und indirekte Familienförderung hineinstecken, ist bei uns die Bildungsungleichheit so groß. Durch Kindergeld, Elterngeld, durch die Steuerpolitik mit dem sogenannten »Ehegattensplitting« als wichtigster struktureller Komponente setzen wir Anreize, mit der wir die Familie von der sozialen Umwelt abschotten, statt sie mit ihr zu verzahnen.


    Gefragt ist eine kombinierte Familien- und Bildungspolitik


    Ziel der Wohlfahrts- und Familienpolitik sollte es sein, programmatische und finanzielle Schritte einzuleiten, die unmittelbar den Kindern als jungen Staatsbürgern und als Persönlichkeiten mit besonderem Bedarf zugutekommen. Eine solche Politik ist nicht gegen Eltern und nicht gegen Familien gerichtet. Sie stellt die Rolle von Eltern als Dreh- und Angelpunkt für die Entwicklung des Nachwuchses nicht in Frage. Aber sie trägt der Tatsache Rechnung, dass Eltern Laienerzieher sind und ihre natürlichen Grenzen haben, wenn es um die Betreuung und Erziehung ihrer Kinder geht – weil sie berufstätig sein wollen oder müssen, ihre Beziehung in die Brüche geht, sie eigene Ansprüche an ein erfülltes Leben stellen und in vielen Belangen nicht kompetent bei der schwierig gewordenen Erziehung sind.


    Hier setzt moderne Kinderpolitik an. Sie ist gezielte Förderpolitik für Kinder und eben nicht nur Finanzausgleich für den Elternhaushalt mit Kindern. Kinder- und Familienpolitik gehören auf das Engste zusammen, ebenso wie Bildungs- und Familienpolitik. Wir brauchen die materielle Basisabsicherung des Elternhaushaltes und zugleich die vorschulische Betreuung und Erziehung in Kinderkrippen und Kindertagesstätten und die Angebote von Kindergärten und Grundschulen auch am Nachmittag, weil sie die Förderimpulse der Eltern ergänzen. Je besser die öffentliche mit der privaten Erziehung abgestimmt ist, desto mehr profitieren die Kinder. Und es gibt nun einmal auch Kinder, die in ihren Familien nicht die Anregungen und Unterstützungen bekommen, die sie für ihre körperliche, psychische, sprachliche, emotionale und intellektuelle Entwicklung unbedingt benötigen. Für sie sind die öffentlichen Einrichtungen überlebenswichtig. Ohne sie fallen sie zurück und sind nicht in der Lage, den Anforderungen des gesellschaftlichen Lebens gerecht zu werden.


    Gegen mehr Geld für Familien ist nichts zu sagen, aber es muss klug eingesetzt werden. International werden sehr gute Erfahrungen mit dem Modell des Conditional Cash Transfer gemacht, bei dem finanzielle Zuwendungen an bestimmte Bedingungen geknüpft sind, die auf ein klar definiertes Ziel ausgerichtet sind. Beim »Teilhabe- und Bildungspaket« sind wir dicht an dieses Prinzip herangegangen. Zunächst wurde klar der Adressatenkreis definiert, der von diesen finanziellen Transfermitteln profitieren soll: Eltern, die bereits Unterstützung nach dem Hartz-IV-Gesetz bekommen. Dann wurden die Bedingungen festgelegt: Eltern bekommen dann Geld, wenn sie für ihre Kinder zum Beispiel Nachhilfe oder die Mitgliedschaft in einem Sportverein organisieren oder es zum Schulmittagessen anmelden. Das sind begrüßenswerte Schritte in Richtung eines an Bedingungen geknüpften finanziellen Zuwendungssystems.


    Die Zahlung von Mitteln an Eltern unter der Bedingung, dass sie ihre Kinder nicht in eine öffentliche Bildungseinrichtung geben, sondern zu Hause betreuen, führt diesen Ansatz in die Irre. Damit wird die Idee, finanzielle Anreize für bestimmte Betreuungshandlungen zu gewähren, die einem Kind zugutekommen, auf den Kopf gestellt. Das in Aussicht gestellte Betreuungsgeld soll das Kind an die Eltern binden und von den Impulsen der Erziehungs- und Bildungseinrichtungen abhalten. Damit schafft es Fehlanreize: Ohne dass das Betreuungsgeld an den Adressatenkreis der wirtschaftlich benachteiligten Eltern gebunden wäre, ist es doch genau für diese Eltern von unmittelbarem Interesse. Für sie sind die 150 Euro pro Monat, die zur Diskussion stehen, viel Geld, und sie werden alles tun, um an dieses Geld zu gelangen. Was sie tun sollen ist, ihr Kind nicht in eine öffentliche Bildungseinrichtung zu geben.


    Das ist eine Verkehrung der Grundidee von Förderanreizen. Mit der Einführung des Betreuungsgeldes fällt Deutschland in das alte, überwunden geglaubte Muster der Familienpolitik zurück. Es folgt der Logik, die Familienfixiertheit der Erziehung und Bildung zu bestärken, wo wir es doch so dringend nötig haben, sie zu lockern. Das Betreuungsgeld ist insofern ein schwerer Rückschritt auf dem Wege, Familienpolitik und Kinderpolitik auf die heutigen veränderten Lebensbedingungen zuzuschneiden. Das Betreuungsgeld passt in die traditionellen Muster des konservativen Wohlfahrtsstaates, die in Deutschland ganz offensichtlich immer noch sehr stark sind. Die vielen Millionen Euro, die Jahr für Jahr für das Betreuungsgeld ausgegeben werden sollen, wären dringend nötig, um die öffentlichen Bildungs- und Betreuungsinstitutionen um die Familie herum endlich auf ein Niveau zu bringen, wie es im internationalen Maßstab üblich ist.


    Endnoten
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    Das Betreuungsgeld als Instrument einer mehrfach fragwürdigen »Kompensationsökonomie«


    Was war das im Jahr 2013 für eine erregte Debatte. Wieder einmal ging es um ganz grundsätzliche Fragen des Seins und wie es sein sollte bzw. nicht sein darf. Und das dann auch noch bezogen auf »die« Familie, ein gerade in Deutschland normativ und emotional hochgradig aufgeladenes Terrain mit vielen Fettnäpfchen, von denen man kaum alle umgehen kann. Entweder so oder anders. »Zu Hause« oder »Fremdbetreuung« (eine Wortschöpfung, die genau so antiquiert daherkommt und ist wie das wenig einladende »Fremdenzimmer« im ländlichen Übernachtungswesen). Die damals anstehende Scharfstellung des Rechtsanspruchs auf einen Kinderbetreuungsplatz ab dem vollendeten ersten Lebensjahr zum 1. August 2013 und die aufgeregte Diskussion über ein drohendes »Kita-Chaos« im Sinne einer nicht erreichbaren »Bedarfsdeckung« war schon spannungsgeladen genug und wurde dann auch noch angereichert durch das ebenfalls vor der Einführung stehende »Betreuungsgeld«, dem jüngsten Sprössling in der langen Geschwisterreihe »familienpolitischer« Leistungen.


    In einem engeren Sinne wurden (und werden) sowohl hinsichtlich des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungs- (und man müsste man korrekterweise anfügen Bildungs- und Erziehungs-)Platz in einer Kindertageseinrichtung oder der Kindertagespflege wie auch beim Streit über das »Betreuungsgeld« typische »Stellvertreterkriege« ausgefochten, bei denen es letztendlich um bestimmte Familienmodelle geht. Aber dieses »Entweder-Oder« hat sich in der Realität der Familien längst überholt und ist bei genauerem Hinschauen einem »Sowohl-als-auch« gewichen. Anders ausgedrückt: In der Lebenswirklichkeit der meisten Familien dominiert heute eine »Mosaikstrategie« der Kombination unterschiedlicher Erwerbsarbeits- und Betreuungsarrangements, während die »offizielle« Diskussion hängengeblieben ist in einer unterkomplexen Gegenüberstellung der »Hausfrauenehe« versus dem Modell, bei dem beide gleich­berechtigt einer (vollzeitigen) Erwerbsarbeit nachgehen. Dass die klassische »Hausfrauenehe« ein Auslaufmodell geworden ist, wird sicher keinen überraschen und erklärt zugleich, warum die Bedarfe nach teilzeitiger Kinderbetreuung außerhalb der Familie ansteigen. Man sollte sich aber davor hüten zu glauben, dass das spiegelbildlich bedeutet, dass das gleichberechtigte, egalitär ausgerichtete Partnerschaftsmodell an Bedeutung gewonnen hat. Das wird erkennbar, wenn man – wie das Heike Wirth und Angelika Tölke getan haben – die Entwicklung der Erwerbskonstellationen von Eltern über einen längeren Zeitraum untersucht (vgl. Wirth und Tölke 2013). Und das dann auch noch im west- und ostdeutschen Vergleich, was besonders interessant ist vor dem Hintergrund der erheblich differierenden Familienmodelle zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung. Ein Befund aus der Studie von Wirth und Tölke sei hier besonders herausgestellt: Nicht nur für Ostdeutschland, sondern auch für Westdeutschland – von einem bereits niedrigen Niveau Anfang der 1990er Jahre ausgehend – zeigen die Daten neben dem erwartbaren Rückgang des traditionellen Erwerbsarrangements aber auch einen Rückgang des egalitären Erwerbsarrangements in den Familien. Für Westdeutschland: Hatten 1991 noch 16% der Paare mit einem Kind im Vorschulalter ein egalitäres Erwerbsmuster, waren es 2009 nur noch 10%; bei Paaren mit Kindern im Schulalter geht der Anteil von 22% (1991) auf 15% (2009) zurück. Noch drastischer sind die Rückgänge in Ostdeutschland: Von 61% auf 37% bei Familien mit Kindern im Vorschulalter. Um es auf den Punkt zu bringen: Der Anteil der egalitären Erwerbsarrangements von Eltern in Ost-, aber auch in Westdeutschland ist in heute geringer als vor 25 Jahren.


    Was folgt daraus? In der Lebenswirklichkeit der meisten Familien geht es um Kombinationen aus familialer und außerfamilialer Betreuung der Kinder in durchaus unterschiedlichen Mischungsverhältnissen. Bekanntlich hat der Tag 24 Stunden, und auch wenn man eine Kindertageseinrichtung oder die Kindertagespflege in Anspruch nimmt, verbleiben zahlreiche Stunden, in denen man sich selbstverständlich um die Kinder kümmern muss. Vor diesem Hintergrund hat es ja auch Sinn, dass man die Kitas ausbaut als eine familienergänzende Infrastruktur, die aber niemals eine familienersetzende Funktionalität haben wird, wie manche ideologisch motivierte Debattenbeiträge behaupten.


    Aber der Ausbau der Kinderbetreuungsinfratstruktur ist auf der einen Seite mit erheblichen Kosten verbunden – die dann auch die öffentliche Debatte dominieren, weil die Kita-Plätze als eine aus Steuermitteln hoch subventionierte Angelegenheit daherzukommen scheinen.2 Nun muss man an dieser Stelle anmerken, dass die konkrete Finanzierung der Kindertagesbetreuung keinem einheitlichen System folgt, sondern wir haben 16 unterschiedliche Finanzierungssysteme in durchaus heterogener Ausformung. Was man aber grob sagen kann: 60 und mehr Prozent der laufenden Kosten – die vor allem Personalausgaben sind – fallen auf der Ebene der Kommunen an, gefolgt von den Bundesländern. Der Bund war lange Zeit gar nicht beteiligt, seit einigen Jahren ist er über eine anteilige Finanzierung vor allem der Ausbaukosten im Bereich der Plätze für unter dreijährige Kinder eingebunden. Das ist für die folgenden Ausführungen zu den »kompensationsökonomischen« Aspekten des Betreuungsgeldes hoch relevant, wie wir gleich sehen werden. Wichtig ist die Hervorhebung des Tatbestandes, dass wir es hinsichtlich der öffentlich geförderten Kindertagesbetreuung mit einer extrem verzerrten Kosten-Nutzen-Verteilung zu tun haben, denn die monetär bestimmbaren Nutzeneffekte fallen vor allem auf der Ebene des Bundes und der Sozialversicherungen an, die aber nur unzureichend bzw. gar nicht an der Regelfinanzierung der Angebote beteiligt sind.3


    Erste Ebene: Die (partei)politische Kompensationsfunktion des Betreuungsgeldes?


    Das Betreuungsgeld kann und muss verstanden werden als Ergebnis eines Aushandlungsprozesses in der politischen Arena. Es handelt sich um ein Tauschgeschäft: Auf der einen Seite der Ausbau der Betreuungsplätze für unter Dreijährige inklusive Rechtsanspruch auf einen solchen Platz. Auf der anderen Seite reklamierte vor allem die CSU einen »Ausgleich« für diejenigen, die aus welchen Gründen auch immer die Betreuungsplätze in der Altersspanne unter drei Jahren nicht in Anspruch nehmen wollen. Offensichtlich vermutet man hier ein signifikantes Wählerklientel, und im Sinne der politischen Psychologie sollte diese Gruppe »honoriert« werden mit einer neuen Geldleistung. Der hier angedeutete Mechanismus ist dem politischen Geschäft ja nicht fremd, ganz im Gegenteil. Man nehme beispielsweise die »Rente mit 63« und die »Mütterrente« als Ergebnisse eines parteipolitischen Tauschhandels.


    Zweite Ebene: Die Kompensationsfunktion für die Nicht-Inanspruchnahme einer öffentlich finanzierten Leistung?


    Hier sind wir konfrontiert mit einem ordnungspolitischen (und logischen) Bermuda-Dreieck. Es handelt sich um eine Leistung, die dadurch charakterisiert ist, dass sie nur dann in Anspruch genommen werden kann, wenn eine andere öffentliche Leistung nicht in Anspruch genommen wird, denn das Betreuungsgeld bekommen ja nur die Eltern, die ihr Kind nicht in eine Kita oder in die öffentlich finanzierte Tagespflege schicken. Das ist schon aus einer grundsätzlichen Perspektive mehr als fragwürdig. Denkt man diesen Ansatz konsequent zu Ende, dann könnte man durchaus argumentieren, dass das auch in anderen Bereichen Anwendung finden müsste – und da würde sich ein ganzes Universum an möglichen Fallkonstellationen auftun. Wie wäre es mit den erheblichen staatlichen Subventionen, die in den Bereich der Opern fließen? Nun gibt es viele Menschen, die aus welchen Gründen auch immer niemals in ihrem Leben einen Fuß in eine derart hoch subventionierte Oper setzen werden. Insofern könnte man nun über die Kompensation derjenigen nachdenken, die die Dienstleistung Oper nicht in Anspruch nehmen wollen und werden. Wo soll das enden?


    Wenn man allerdings etwas genauer nachdenkt und die Finanzierungsgegebenheiten berücksichtigt, dann wird durchaus eine gewisse Kompensationslogik erkennbar – vor allem für die Ebene der Bundesländer und auch der Kommunen. Denn das Betreuungsgeld beschränkt ja die ansonsten höhere Inanspruchnahme der öffentlich geförderten Kindertagesbetreuung, die mit erheblichen Aufwendungen verbunden ist, ganz überwiegend für die kommunale und die Landesebene. Zugleich handelt es sich um eine Leistung, die aus Bundesmitteln finanziert wird. Daraus folgt, dass im Ergebnis ein erst einmal »teurer« Kita-Platz substituiert werden kann über die Ausreichung einer deutlich niedrigeren Geldleistung, die zudem noch von einer anderen föderalen Ebene finanziert wird. Insofern handelt es sich um eine »attraktive«, weil kostengünstige Monetarisierung des individuellen Rechtsanspruchs, dessen Einlösung ansonsten ganz andere Finanzströme mobilisieren würde.


    Dritte Ebene: Eine Kompensationsleistung zur Herstellung von »Wahlfreiheit« sowie eine Anerkennungsleistung für die Erziehungsleistung innerhalb der Familie?


    Die Apologeten des Betreuungsgeldes begründen die Legitimation des Betreuungsgeldes, dass mit dieser Leistung »Wahlfreiheit« hergestellt wird und gleichzeitig eine staatliche Anerkennung der Erziehungsleistung innerhalb der Familie erfolgen würde. Wenn man sich diese Argumentation einmal genauer anschaut, dann ergeben sich doch einige notwendige kritische Anfragen: Diese beziehen sich nicht nur auf die mehr als diskussionswürdige Höhe der Anerkennungsleistung (150 Euro pro Monat), die dem einen oder der anderen nicht zu Unrecht als ein für den Staat im Vergleich zu den ansonsten fälligen Ausgaben für die Kinderbetreuungsinfrastruktur recht billiges »Abspeisen« der Betroffenen vorkommen mag.


    Suggeriert wird unter dem positiv besetzten Begriff der Wahlfreiheit eine Entscheidungssituation Kita versus zu Hause. Aber eine solche Situation existiert zum einen für die meisten Familien gar nicht, denn die stundenweise Inanspruchnahme einer Kita (und damit der Verzicht auf die 150 Euro) setzt voraus, dass man das auch realisiert bekommt. Auch wenn darüber nicht mehr in der Breite berichtet wird – für viele Eltern stellt sich immer noch eher das Problem, dass das Angebot an Plätzen knapp oder nicht vorhanden ist. Und auch wenn man Kita-Plätze in Anspruch nehmen kann, wird häufig vergessen, dass damit je nach Bundesland und lokaler Gegebenheit teilweise erhebliche Kosten verbunden sind in Form von Elternbeiträgen und sonstigen Leistungen. Das kann für manche Familien mehrere hundert Euro im Monat bedeuten.


    Richtig abstrus wird es, wenn man ein wichtiges Argument der Befürworter des Betreuungsgeldes genauer unter die Lupe nimmt: Die neue Geldleistung als eine Anerkennung der Betreuungs- und Erziehungsleistungen innerhalb der Familien, wenn man keine außerfamilialen, öffentlich geförderten Angebote nutzt.


    Wenn man das Argument ernst nimmt, dass die elterliche Erziehungsleistung innerhalb der Familie mit dieser Geldleistung eine zusätzliche Anerkennung finden soll, dann ist die tatsächlich aber vorgenommene Regelung, dass die Eltern, die sich im Hartz-IV-Bezug befinden, also im SGB-II-Grundsicherungssystem, von der (eigentlich unbedingten) Zusätzlichkeit dieser Leistung nichts haben, weil ihnen nämlich das Betreuungsgeld auf die SGB-II-Leistungen angerechnet wird, logisch nicht wirklich nachvollziehbar. Erbringen etwa die Eltern, die sich in Grundsicherungsbezug befinden, keine Erziehungsleistung, die doch zusätzlich honoriert werden soll? Diese Restriktion ist deshalb auch fragwürdig, weil das Betreuungsgeld ja gerade keine einkommensabhängige Leistung ist, somit alle Familien, die die formalen Voraussetzungen erfüllen, einen Anspruch auf diese Leistung haben, also auch die Familien, die über ein hohes bzw. sehr hohes Einkommen verfügen. Aber gerade bei denjenigen, die nun über die niedrigsten Einkommen verfügen, wird die Leistung gleichsam gekappt, indem sie verrechnet wird mit einer anderen staatlichen Leistung. Das hat keinen logischen Sinn, sondern erscheint eher wie eine Bestrafungsaktion der »Hartz-IV-Eltern«, die tief blicken lässt hinsichtlich des Familienbildes.


    Darüber hinaus ist die Argumentation, dass hier die Erziehungsleistung innerhalb der Familie durch die Eltern honoriert werden soll, auch dadurch fragwürdig, weil zwar keine öffentlich finanzierte Kita oder Tagespflege in Anspruch genommen werden darf, daraus aber nicht folgt, dass immer und in jedem Fall die betroffenen Eltern, also im Regelfall die Mütter, die Leistung auch tatsächlich übernehmen. Denn das Betreuungsgeld kann selbstverständlich auch in den Fallkonstellationen bezogen werden, in denen beide Elternteile Vollzeit arbeiten und ein Au-pair-Mädchen aus Osteuropa einstellen, das dann in der Familie die Betreuungsaufgaben übernimmt. Die betroffenen Familien werden sich über die anteilige Mitfinanzierung dieser Person seitens des Staates sicher freuen.


    Fazit


    Die neue Geldleistung »Betreuungsgeld« ist in mehrfacher Hinsicht ein fragwürdiges Unterfangen. Auch (und gerade) wenn es derzeit »nur« 150 Euro pro Monat sind – denkt man den Ansatz konsequent weiter, dann rutscht man zwangsläufig in die Fahrrinne einer Monetarisierung von Familienleistungen, an deren Ende eine Art »Elterngehalt« stehen müsste. Wir müssen derzeit aufgrund der Ausgestaltung als einkommensunabhängige Leistung (außer es handelt sich um Grundsicherungsempfänger) von erheblichen Mitnahmeeffekten ausgehen. Das Volumen der notwendigen Ausgaben wird nach Erreichen aller potenziell in Frage kommenden »Betreuungsgeldkinder« (das wird im Juli 2015 der Fall sein) im Lichte der derzeit erkennbaren Inanspruchnahme bis auf 2 Mrd. Euro ansteigen. Geld, das man wesentlich sinnvoller einsetzen könnte.
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        2 In der Debatte werden immer wieder ausschließlich die Bruttokosten ausgewiesen – beispielsweise mit der Aussage, dass ein Krippenplatz um die 1 000 Euro pro Monat kosten würde. Zielführender wäre eine Betrachtung der Nettokosten, also abzüglich der Rückflüsse an die öffentliche Hand und weitergehend eine Bilanzierung der fiskalischen Kosten-Nutzen-Relationen, denn gerade die Kitas – das zeigt sich derzeit beim Streik in den kommunalen Kitas – induzieren erhebliche Multiplikatoreffekte bei Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen durch ihre Ermöglichungsfunktion von Erwerbstätigkeit bei den Eltern, vor allem den Müttern.

      


      
        3 Weiterführend dazu und mit einem konkreten Lösungsvorschlag, wie eine zweckgebundene anteilige Mitfinanzierung des Bundes (und der Sozialversicherungen) an den Betriebskosten der Kindertageseinrichtungen (und der Tagespflege) aussehen könnte: Sell (2014).
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    Das Betreuungsgeld: Weder modern noch nachhaltig


    Hintergrund


    Unter dem Stichwort der »Wahlfreiheit« wurde im Jahr 2013 parallel zum Ausbau der öffentlichen Kindertageseinrichtungen das Betreuungsgeld eingeführt. Seitdem haben Eltern von mindestens einjährigen Kindern entweder den Anspruch auf eine öffentlich geförderte Tageseinrichtung bzw. öffentlich finanzierte Tagespflegeperson oder aber auf ein Betreuungsgeld, wenn sie sich dafür entscheiden, die formale frühkindliche Förderung nicht in Anspruch zu nehmen. Mit einem Betrag von 100 Euro pro Monat für jedes privat betreute Kind im zweiten Lebensjahr werden Eltern in diesem Fall ab August 2013 direkt finanziell unterstützt. Seit August 2014 beträgt das Betreuungsgeld 150 Euro; Anspruch haben nun auch Eltern mit Kindern im dritten Lebensjahr.


    Laut Website des BMFSFJ (2013) stellt das Betreuungsgeld »eine neue Anerkennung und Unterstützung für Eltern mit Kleinkindern dar, die ihre vielfältigen Betreuungs- und Erziehungsaufgaben in der Familie oder im privaten Umfeld erfüllen.« Es schließt die »Lücke im Angebot staatlicher Förder- und Betreuungsangebote für Kinder bis zum dritten Lebensjahr« und bietet Eltern damit eine »echte Wahl- und Gestaltungsfreiheit bei der Betreuung ihrer Kinder«. Wird das Instrument Betreuungsgeld diesen Zielen tatsächlich gerecht? Und wie wirkt sich die Wahl- und Gestaltungsfreiheit längerfristig auf die Erwerbs- und Verdienstchancen der Mütter und Väter aus – im Sinne einer nachhaltigen Familienpolitik? Dies diskutiere ich im Folgenden aus theoretischer und empirischer, v.a. intrafamilialer, Perspektive.


    Zielkonflikte


    Die theoretischen Anreizwirkungen des Betreuungsgeldes liegen auf der Hand. Wenn ein staatlicher Transfer unter der Bedingung gezahlt wird, dass ein Kind privat betreut wird, erhöhen sich damit indirekt die Fixkosten der Erwerbstätigkeit mindestens eines, üblicherweise des schlechter verdienenden, Elternteils. Ab einem bestimmten Einkommen spielen diese Fixkosten keine Rolle mehr, da die Verdienstmöglichkeiten und damit Opportunitätskosten zu hoch sein dürften, als dass sich ein Verzicht auf Erwerbstätigkeit zugunsten der Betreuung des Kindes zuhause auszahlte (ein anderes, ohnehin nicht erwerbstätiges Familienmitglied, wie Großmutter oder Großvater, könnte jedoch hierfür zur Verfügung stehen). Für Gering- oder Nichtverdienende ist das Betreuungsgeld ebenfalls uninteressant, da es als vorrangige Leistung ausgezahlt und auf andere Leistungen wie Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe und Kinderzuschlag angerechnet wird. Für Einkommensgruppen im unteren Mittelfeld dagegen oder Nichterwerbstätige ohne Leistungsbezug (z.B. solche Ehefrauen, denen in der Bedarfsgemeinschaft mit ihrem gut verdienenden Ehemann kein Arbeitslosengeld II zusteht) kann das Betreuungsgeld jedoch eine attraktive Nebeneinkunft darstellen und die Wahrscheinlichkeit der Aufgabe einer Erwerbstätigkeit erhöhen bzw. Aufnahme einer Erwerbstätigkeit verringern.


    Das erklärte Ziel des schon im Jahr 2007 eingeführten Elterngeldes und der sukzessive ausgebauten Betreuungsinfrastruktur (der Rechtsanspruch für dreijährige Kinder besteht schon seit 1996) war es ja gerade, insbesondere Müttern einen Anreiz für den früheren Wiedereinstieg ins Erwerbsleben zu bieten.


    Aus familienökonomischer Sicht verbessert sich durch eine gleichmäßigere Erwerbseinbindung und Einkommenserzielung beider Elternteile die relative Verhandlungsposition der Frauen innerhalb der Partnerschaft. Empirische Studien zeigen, dass familiale Entscheidungen nicht nur vom Einkommen der Familie insgesamt, sondern maßgeblich auch vom persönlichen Einkommen abhängen (vgl. Überblick in Beblo und Boll 2014a). Wenn nun wegen des Betreuungsgeldes v.a. Frauen ihre Erwerbstätigkeit über das typischerweise in Anspruch genommene erste Elterngeldjahr hinaus unterbrechen, statt wieder in den Beruf einzusteigen, bleibt die Erwerbseinbindung und Einkommenserzielung auf längere Sicht ungleich zwischen den Elternteilen verteilt. Das Ins­trument Elterngeld und das noch nicht in Kraft getretene neue ElterngeldPlus wirken eher auf eine gleichmäßigere Beteiligung der Partner am Erwerbsleben sowie Verteilung von Hausarbeit und Kinderbetreuung innerhalb des Paares hin. Das ökonomische Verhandlungsgefüge zwischen Vater und Mutter wird damit sozusagen neu sortiert. Das Instrument Betreuungsgeld verstärkt dagegen die traditionelle Asymmetrie.


    Nun wirken die angesprochenen familienpolitischen Leistungen nicht isoliert voneinander, sondern sie sind eingebunden in ein ganzes Geflecht von familien-und ehebezogenen Leistungen, welche das Verhalten von Familien wechselseitig beeinflussen können (vgl. hierzu die Evaluationsergebnisse in Bonin et al. 2014). Und so stehen die Instrumente nicht nur jeweils für sich gesehen in einem Zielkonflikt zueinander, sondern sie entfalten insbesondere im Zusammenwirken mit anderen ehebezogenen Leistungen zusätzliche entgegengesetzte Anreizwirkungen. Hier wäre vor allem das Ehegattensplitting zu nennen, das schon für sich genommen die oben angesprochene traditionelle Asymmetrie innerhalb der Ehe (zwischen Hauptverdiener und Nebenverdienerin) begünstigt. Während dem Paar in dem einen Fall (bei Inanspruchnahme des Elterngeldes durch beide Elternteile und schnellen Wiedereinstieg in den Beruf) durch die bewirkte Annäherung der Partnereinkommen Steuervorteile aus dem Ehegattensplitting verloren gehen, können sie nämlich in dem anderen Fall (bei Inanspruchnahme des Betreuungsgeldes durch nur ein Elternteil) wieder generiert werden.


    Evidenz


    Haben sich die theoretisch abgeleiteten Anreizwirkungen des Betreuungsgeldes in der Praxis bewahrheitet? Um diese Frage zu beantworten, benötigen wir idealerweise eine Evaluationsstudie. Die zeitgleiche Einführung zweier familienpolitischer Maßnahmen für ein und denselben Adressatenkreis – der Rechtsanspruch auf eine formale Kinderbetreuung und das Betreuungsgeld bei Nicht-Inanspruchnahme dieser Kinderbetreuung – erschwert allerdings eine Evaluation ihrer jeweiligen Wirkmacht erheblich. Die einzigen mir bisher bekannten empirischen Zugänge, die eine erste empirische Abschätzung der Verhaltenseffekte erlauben, bieten eine Befragung unter jungen Eltern zu ihren Wünschen nach einer öffentlichen Kinderbetreuung durch das Deutsche Jugendinstitut (DJI 2014) sowie die Mikrosimulationsstudien mit strukturellen Verhaltensmodellen von Beninger et al. (2010) und Müller und Wrohlich (2014). Alle drei geben jedoch nur ex ante Hinweise, da sie auf Daten basieren, die vor Einführung des Betreuungsgeldes erhoben wurden.


    Mit Hilfe des DJI-Survey »Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten« (AID:A) und der darauf aufsetzenden jährlich wiederholten Elternbefragung im Rahmen der Kinderförderungsgesetz-(KiFöG-)Evaluation wurden insbesondere die schichtspezifische Unterschiede bei den Betreuungswünschen untersucht. Demnach fragen v.a. die oberen Schichten formale Kinderbetreuung für unter Dreijährige nach – insbesondere wenn die Eltern unverheiratet sind und eine hohe Bildung haben (DJI 2014). Deshalb hätte eine alternative Geldleistung wie das Betreuungsgeld für diese Gruppen vermutlich wenig Bedeutung.


    Auch die Mikrosimulationsstudie von Beninger et al. (2010) bestätigt, dass das Betreuungsgeld wesentlich geringere Auswirkungen auf hochqualifizierte Frauen mit hohem Einkommen als auf gering qualifizierte Frauen mit geringem Einkommen hätte (sowohl in Bezug auf ihre Inanspruchnahme formaler Kinderbetreuung als auch auf ihre Erwerbsbeteiligung), insbesondere solche im zweiten Einkommensquartil. Die Effekte auf Mütter polarisieren somit stark. Die Studie bestätigt außerdem die hochgradig geschlechtsspezifische Wirkung des Betreuungsgeldes, da es fast ausschließlich von Müttern genutzt würde.


    Die Mikrosimulationsstudie von Müller und Wrohlich (2014), welche als einzige die Einführung beider Maßnahmen, Rechtsanspruch und Betreuungsgeld, gleichzeitig berücksichtigt, zeigt schließlich, dass die Kombination zu einem geringfügigen Anstieg sowohl des Anteils an Kindern (ein bis drei Jahre), die eine öffentliche Kita besuchen, als auch des Arbeitsangebots der Mütter dieser Kinder führt. Beim Rechtsanspruch allein (ohne gleichzeitige Einführung des Betreuungsgeldes) wären entsprechend der Kitabesuch um fast 2% und die durchschnittlichen Arbeitsstunden um fast 6% gestiegen. Die alleinige Einführung des Betreuungsgeldes (ohne Anspruch auf Kita-Platz) hätte den Kitabesuch um 1,5% und die Stunden um fast 3% reduziert. Wegen der Leistungsanrechnung des Betreuungsgeldes ist gemäß dieser Studie interessanterweise der positive Effekt des Rechtsanspruchs gerade für Mütter mit geringer Bildung und niedrigem Einkommen größer.


    Dies sind, wie gesagt, Schätzergebnisse auf Basis von Verhaltensparametern, die mit Ex-ante-Daten ermittelt und fortgeschrieben wurden. Nur so scheint momentan eine Trennung der Auswirkungen von den beiden sich gegenseitig ausschließenden Leistungen, nämlich Infrastruktur- und Geldansprüchen, methodisch möglich zu sein. Im Gegensatz dazu konnte die Einführung des Elterngeldes im Jahr 2007 vergleichsweise problemlos evaluiert werden: Bisherigen Analysen zufolge sind Mütter mit dem Elterngeld im ersten Jahr zwar seltener, dafür aber im zweiten Jahr häufiger erwerbstätig (vgl. Kluve und Tamm 2013, Wrohlich et al. 2012). Das neue ElterngeldPlus wird aller Voraussicht nach die Auszeiten weiter verkürzen und stattdessen Anreize zur Aufnahme einer Teilzeittätigkeit von Beginn der Elternzeit an setzen (weil es die finanziellen Einbußen für Teilzeitarbeit vermeidet und Anreize für eine gleichzeitige Teilzeit + Elternzeit beider Elternteile gibt) (vgl. Beblo und Boll 2014b). Dadurch werden die Beschäftigungsfähigkeit von Müttern erhöht und unterbrechungsbedingte Lohneinbußen in der längeren Frist mindestens verringert.


    Zusammengefasst scheint sich also auch empirisch – bei aller Vorsicht wegen der schwierigen Datenlage – die theoretische Prognose zu bestätigen, dass den positiven Erwerbsanreizen des Elterngeldes und der Kinderbetreuungsinfrastruktur die negativen Anreizwirkungen des Betreuungsgeldes entgegenstehen. Im Saldo werden damit die quantitativ bedeutsamen positiven Erwerbseffekte für Frauen reduziert und die nachhaltige Verbesserung ihrer ökonomischen Verhandlungspositionen verhindert.


    Relevanz


    Allen Erwartungen zum Trotz scheint die Nachfrage nach dem Betreuungsgeld bisher eher gering: Im Jahr der Einführung, 2013, habe der Bund dafür nur knapp 16,9 der insgesamt 55 Mio. Euro ausgegeben, hieß es vom Bundesfamilienministerium.2 Allerdings steigen die Bezüge von Betreuungsgeld laut Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes (2014) an. Im zweiten Quartal 2014 beispielsweise wurden schon um etwa 50% mehr Leistungsbezüge gemeldet als im ersten Quartal. Nach der Statistik der Leistungsbezüge (vgl. Statistisches Bundesamt 2015) wird das Betreuungsgeld dabei zu 95% von Müttern bezogen, wobei der Anteil an männlichen Beziehern im Ländervergleich bis zu 11% betragen kann. Das Betreuungsgeld ist außerdem ein eindeutig westdeutsches Instrument: Im früheren Bundesgebiet wird nicht nur der Großteil der Anträge gestellt, es wünschen auch 80% und damit doppelt so viele der Antragstellerinnen wie in den neuen Ländern den maximal möglichen Bezugszeitraum von 22 Monaten.


    Die Statistik der Leistungsbezüge gibt auch Hinweise auf die weiter oben angesprochene Interaktion mit anderen ehe- und familienpolitischen Leistungen. Demnach sind verheiratete Elternpaare – wie schon theoretisch vermutet – überproportional vertreten unter den Beziehern und dies umso mehr, je länger die voraussichtliche Bezugsdauer des Betreuungsgeldes ist.


    Fazit


    Das Betreuungsgeld soll Eltern im Namen der Wahlfreiheit bei Nichtinanspruchnahme eines Kitaplatzes für die ihnen entgangenen staatlichen Subventionen kompensieren. Müssten nach derselben Logik nicht all diejenigen, deren Kinder sich nicht für ein Abitur und anschließendes Studium entscheiden, für die entgangene fiskalische Förderung entschädigt werden und stattdessen Geldleistungen erhalten? Die Anreiz- und Verteilungseffekte wären vermutlich die gleichen wie beim Betreuungsgeld – wenn auch weniger geschlechtsspezifisch ausgeprägt.


    Während die Familienpolitik auf der einen Seite also gesetzliche Rahmenbedingungen schafft, die den Eltern mehr Gestaltungsfreiräume bei der Erwerbs- und Familienarbeit geben und v.a. auch eine gleichmäßigere Aufteilung zwischen den Geschlechtern stimulieren sollen (Beispiele Elterngeld, ElterngeldPlus, Kitaplatz), scheint sie die Erreichung dieser Ziele auf der anderen Seite, durch das zum Teil zeitgleich eingeführte Betreuungsgeld und die gemeinsame steuerliche Veranlagung von Ehegatten, wieder zu konterkarieren.


    Angesichts der geringen Inanspruchnahme des Betreuungsgeldes mag man geneigt sein, die Debatten um dieses Instrument als »viel Lärm um nichts« abzutun. Andererseits scheint die familienpolitische »Strategie«, ein Nebeneinander diametral entgegengesetzt wirkender Politikinstrumente, zumindest in einer Hinsicht in die gleiche Richtung zu weisen. Sie erzeugt nämlich gleichgerichtete Verteilungseffekte und führt längerfristig – neben einer stärkeren Bildungsungleichheit unter den Kindern – zu einer stärkeren Einkommensungleichheit unter den Eltern (nämlich zwischen den Elterngeld- und Kitanutzern und den Betreuungsgeldbeziehern). Auf der einen Seite verstetigen diejenigen Instrumente, die Müttererwerbsarbeit fördern (Elterngeld, Kitaplatz) v.a. die Einkommensgewinne der einkommensstärkeren gehobenen Mittelschichtfrauen. Zu den Gewinnerinnen gehören also höher qualifizierte, besser verdienende Frauen. Sie gewinnen nicht nur absolut an Einkommen, sondern sie verbessern auch ihre intrafamiliale Position gegenüber ihren Partnern. Auf der anderen Seite verstärken Instrumente, die die Erwerbsarbeit von Müttern hemmen (Betreuungsgeld) eine Abkoppelung insbesondere der Einkommensschwächeren vom Arbeitsmarkt. Die Verliererinnen sind demnach die niedriger qualifizierten und geringer verdienenden Frauen. Diese verlieren langfristig nicht nur an Einkommen, sondern auch an Verhandlungsposition und verstetigen somit die Abhängigkeit von ihren (Ehe-)Männern.


    Wie die Autorinnen Fogli und Veldkamp (2011) zeigen, wird der gesellschaftliche Lernprozess darüber, wie Kinder sich auch (oder gerade) bei Erwerbstätigkeit ihrer Mütter entwickeln, vor allem dadurch befördert, dass Frauen das Verhalten anderer Mütter und Kinder in ihrer unmittelbaren Umgebung beobachten. Welche Lerneffekte sollen wir nun angesichts der zu erwartenden Polarisierung der Erwerbseinbindungen und Verdienstmöglichkeiten von hoch- und geringqualifizierten Frauen erwarten?
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        2 Demgegenüber steht der Befund, dass die Betreuungsquote (in Tageseinrichtungen) für Kinder unter drei Jahren von März 2013 bis März 2014 deutschlandweit durchschnittlich um 3 Prozentpunkte gestiegen ist und dass die Differenz zwischen geäußertem Betreuungsbedarf und Betreuungsquote 9,2 Prozentpunkte beträgt (BMFSFJ 2015).
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      Notburga Ott1

    


    Zurück in die 1960er: Zankapfel Betreuungsgeld


    Mal wieder wird ein Thema heiß diskutiert und ein ideologischer Gegensatz hochstilisiert, den wir endlich überwunden glaubten und der beim Großteil der Bevölkerung längst schon keiner mehr ist: Diejenigen, die Kleinkinder am besten ausschließlich bei der Mutter aufgehoben sehen, sind für das Betreuungsgeld, die anderen, die dagegen sind, misstrauen der familiären Erziehung und wollen Mütter am Arbeitsmarkt sehen. Dafür wird eine Vielzahl von Argumenten ins Feld geführt, die überwiegend einer nüchternen Betrachtung nicht standhalten.


    Das Betreuungsgeld ist im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG, §§4a–4d) verankert. Danach erhalten Eltern ab dem 15. bis zum 36. Lebensmonat des Kindes (bis zu) 150 Euro monatlich, wenn sie den Rechtsanspruch auf Förderung in Tageseinrichtungen oder Tagespflege nach §24 SGB VIII nicht in Anspruch nehmen.


    Die Argumente der Politik zur Einführung waren die »Anerkennung und Unterstützung der Erziehungsleistung von Eltern mit Kleinkindern«, die Verbesserung der »Wahlfreiheit von Vätern und Müttern« und die Schließung der »verbliebene(n) Lücke im Angebot staatlicher Förder- und Betreuungsangebote für Kinder bis zum dritten Lebensjahr« (BT-Drs. 17/9917). Die Opposition bemängelt die Verletzung gleichstellungspolitischer Ziele und die der Chancengleichheit von Kindern aus benachteiligten Elternhäusern. Von Seiten der Wirtschaft werden negative Effekte auf das Arbeitsangebot und die negativen Folgen unterbliebener frühkindlicher Förderung bestimmter Bevölkerungsgruppen betont. Die Familienverbände sind sich uneins in ihrer Prioritätensetzung für einen weiteren Kita-Ausbau oder Verbesserung der monetären Anerkennung familialer Leistungen, lehnen aber einheitlich das Junktim mit der Nicht-Inanspruchnahme der öffentlich geförderten Kinderbetreuung ab.


    Wie tragfähgig sind diese Argumente?


    Schließung der Förderlücke und Wahlfreiheit


    Zunächst fällt einem Ökonomen die mangelnde Systemlogik des Gesetzes auf. Eine monetäre Kompensation für die Nicht-Inanspruchnahme von öffentlich bereitgestellten Gütern erfolgt in unserer Gesellschaft generell nicht – denn das widerspräche deren Wesen, die genau deshalb von der öffentlichen Hand finanziert und bereitgestellt werden, weil hier private Märkte versagen, ihr gesellschaftlicher Nutzen aber durch das demokratische Wahlverfahren mehrheitlich anerkannt wird. Eine monetäre Kompensation der Nicht-Inanspruchnahme würde hier völlig adverse Anreize zur Offenbarung der Zahlungsbereitschaft und damit zum demokratischen Abstimmungsverfahren setzen, die eine öffentliche Bereitstellung dieser Güter in vielen Fällen zum Scheitern verurteilen würde. Man denke nur an ein Szenario, das Bürgern bei Nichtbesuchen von Theatern oder Museen eine monetäre Leistung zukommen lassen würde.


    Nun argumentiert der Gesetzgeber in Fall des Betreuungsgeldes nicht mit der Kompensation der Nicht-Inanspruchnahme von allgemeinen öffentlichen Gütern, sondern mit dem Ziel der Förderung einer bestimmten Personengruppe – Eltern von Kleinkindern. Durch den Rechtsanspruch auf eine öffentlich subventionierte Kinderbetreuung wäre hier eine Förderlücke für diejenigen Eltern entstanden, die diesen Rechtsanspruch nicht wahrnehmen. Mit der Begründung »alle Formen der Kleinkindbetreuung zu unterstützen« soll diese mit einer monetären Leistung geschlossen werden. Nun steht es dem Gesetzgeber frei, Leistungen wahlweise als Sach- oder Geldleistung anzubieten, wie dies bei anderen Sozialleistungen durchaus der Fall ist, z.B. in der Pflegeversicherung. Allerdings gibt es hier zwei gravierende Unterschiede. So handelt es sich bei der Pflegeversicherung nicht um eine Förderung, sondern um eine auf Beiträgen beruhende Versicherungsleistung, auf die beim Eintritt eines wohl definierten Risikos ein genereller Anspruch besteht. Und zum anderen ist hier – und zwar aufgrund dieses generellen Anspruches – eine Kombination von Sach- und Geldleistung vorgesehen und möglich. Dies ist beim Betreuungsgeld nicht der Fall. Bereits eine Stunde der Inanspruchnahme einer staatlich unterstützen Kinderbetreuung schließt den Bezug von Betreuungsgeld aus. Damit reduziert sich die viel beschworene Wahlfreiheit auf die Alternative, eine öffentlich subventionierte Kinderbetreuung in Anspruch zu nehmen oder nicht, und Betreuungsarrangements, die eine geringe öffentliche Kinderbetreuung beinhalten, erfahren nur eine minimale oder gar keine Förderung. Das proklamierte Ziel der Förderung aller Betreuungsarrangements kann so nicht erreicht werden und die Maßnahme läuft faktisch auf eine reine Kompensationszahlung für die Nicht-Inanspruchnahme von Kinderbetreuungsplätzen hinaus.


    Negative Effekte auf Frauenerwerbsbeteiligung und Bildungschancen der Kinder


    Von den Gegnern des Betreuungsgeldes werden vor allem die negativen Anreizwirkungen des Betreuungsgeldes hervorgehoben. Vor allem in unteren Einkommensschichten, für die das Betreuungsgeld einen nicht unwesentlichen Beitrag zum Haushalseinkommen liefern kann, besteht ein Anreiz, auf die Inanspruchnahme einer öffentlichen Kinderbetreuung zu verzichten. Gleiches gilt für Eltern, die eine geringere außerfamiliale Kinderbetreuung planen, da sie sich generell für eine geringere Erwerbsbeteiligung entschieden haben oder anderen private Betreuungsarrangements realisieren können. Dagegen werden Eltern, die einer Vollzeit- oder vollzeitnahen Teilzeitbeschäftigung nachgehen, angesichts der Höhe des Betreuungsgeldes kaum auf einen Betreuungsplatz verzichten, den sie zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf benötigen. Angesichts dieser selektiven Anreize werden verschiedene negative Effekte erwartet, die in anderen Ländern bereits empirisch belegt sind.


    So wird eine Verringerung der Frauenerwerbstätigkeit erwartet, da ohne die Möglichkeit, auch nur kurz auf eine öffentliche Kinderbetreuung zurückzugreifen, vielfach selbst eine geringe Beteiligung am Erwerbsleben verwehrt bleibt. Dies hat negative Folgen sowohl für den Arbeitsmarkt, da es den zu erwartenden Fachkräftemangel verstärkt, als auch für die Biographien der Frauen, die nachweislich auch längerfristige Folgen einer Erwerbsunterbrechung zu tragen haben, indem diese meist mit geringeren Löhnen und Aufstiegschancen bis hin zu geringeren Renten verbunden ist. Damit wird das erklärte Ziel der Politik, die »Vereinbarkeit von Familie und Beruf« zu unterstützen, gerade bei jenen Frauen verfehlt, die eine solche Unterstützung besonders benötigen, da sie mangels hinreichenden Einkommens eine private außerhäusliche Kinderbetreuung nicht finanzieren können. Das Betreuungsgeld erhöht damit nicht die Wahl­freiheit zugunsten weiterer Betreuungsarrangements, sondern verteuert lediglich die Opportunitätskosten der Entscheidung für eine Erwerbsarbeit. Zudem wird auch das familienpolitische Ziel »Wirtschaftliche Stabilität von Familien« konterkariert, indem die langfristigen Lohnverluste auch das spätere Einkommen der Familien schmälern – in der Summe wohl deutlich mehr als das Betreuungsgeld für zwei Jahre.


    Weiterhin werden negative Folgen für die Entwicklung und Bildung der Kinder erwartet, denen der Besuch einer außerfamiliären Betreuungseinrichtung verwehrt bleibt. Im Gegensatz zur überkommenen Ansicht, ein Kind gehöre permanent zur Mutter, ist mittlerweile allgemein bekannt, dass auch Kleinkinder neben der unwidersprochen äußerst wichtigen Beziehung zu ihren Eltern außerhäusliche und außerfamiliäre Erfahrungen und Sozialkontakte für eine gesunde und erfolgreiche Entwicklung brauchen, die sich aber in modernen Gesellschaften mit einer vielfach kinderfeindlichen Umgebung nicht mehr ohne weiteres selbst ergeben. Wie internationale Studien zeigen, haben qualitativ hohe Betreuungseinrichtungen einen positiven Effekt auf die Entwicklung von Kindern insbesondere aus benachteiligten Schichten. So wurde auch der Ausbau der öffentlichen Betreuungsplätze für unter Dreijährige und vor allem der Rechtsanspruch auf einem solchen Platz mit dem Recht aller Kinder auf »frühkindliche Förderung« begründet (BT-Drs. 16/9299). Mit dem Betreuungsgeld werden allerdings starke monetäre Anreize gerade für diejenigen Familien gesetzt, die es häufig schwer haben, ihren Kindern aus ökonomischen und sozialstrukturellen Gründen diese familienergänzenden Erfahrungsräume zu bieten. Damit konterkariert der Gesetzgeber das mit dem Kinderförderungsgesetz angestrebte Ziel und verletzt seine Pflicht zur Schaffung von Chancengerechtigkeit der Kinder durch die stark selektiv wirkenden Anreize.


    Anrechnung bei Grundsicherung


    Schließlich sei noch auf die kaum beachtete paradoxe Regelung der Anrechnung des Betreuungsgeldes auf Leistungen der Grundsicherung hingewiesen. Eltern, die ALG-II-Leistungen, Sozialhilfe oder Kinderzuschlag erhalten, haben durch die Beantragung von Betreuungsgeld keine finanziellen Vorteile, da dieses als anzurechnendes Einkommen zählt. Dies kann ihnen sogar erhebliche Nachteile bescheren, wenn sie mit dem Verweis auf die vorrangigen Sozialleistungen zu einer Beantragung von Betreuungsgeld gedrängt werden und damit auf einen Kinderbetreuungsplatz verzichten, was ihnen wiederum bei der Gewährung von Eingliederungsmaßnahmen zum Nachteil gereichen kann. Auf jeden Fall werden diese Familien im Vergleich zu anderen, die eine öffentliche Kinderbetreuung in Anspruch nehmen, finanziell nicht besser gestellt. Begründet wird dies damit, dass das Betreuungsgeld als Einkommen der Familie vorrangig zur Sicherung des Lebensunterhalts eingesetzt werden müsse (BT-Drs. 17/9917). Damit bedeutet es für diese Familien aber faktisch keine Förderung bzw. Anerkennung der Erziehungsleistung, sondern schlichtweg Sicherung der Lebenshaltungskosten, die sie anderenfalls, wenn sie keine Kinder hätten oder für diese (auch ohne Erwerbstätigkeit) eine Kinderbetreuung in Anspruch nehmen würden, als Grundsicherungsleistung erhalten würden. Von der Schließung eine Förderlücke kann daher zumindest in diesen Fällen nicht gesprochen werden.


    Mehr politischen Mut zu echter Wahlfreiheit


    Nüchtern betrachtet fallen alle Kritik- und Streitpunkte auf das Junktim mit der Nicht-Inanspruchnahme öffentlich geförderter Kinderbetreuung zurück. Ohne dieses würden die Negativanreize hinsichtlich des Erwerbsangebotes zwar nicht verschwinden, aber doch deutlich geringer werden, so dass sie nur begrenzt verhaltenswirksam sein dürften. Insbesondere könnte die berufsbiographisch besonders problematische Erwerbsunterbrechung häufiger vermieden werden. Anreize, Kindern aus ökonomischen Gründen die Teilnahme an öffentlich geförderter frühkindlicher Bildung zu verwehren, würden ganz entfallen. Erst ohne das Junktim würde eine echte Wahlfreiheit unterstützt, indem auch Betreuungsarrangements mit verkürzten Erwerbszeiten (auch von beiden Eltern) und einer geringen bis mittleren Betreuungszeit in öffentlichen Einrichtungen – wie sie in Zeiten des Elterngeldbezuges mittlerweile realisiert werden können – auch danach staatlicherseits eine gleichrangige Unterstützung erfahren.


    Lässt man das Junktim fallen, braucht es aber kein Betreuungsgeld. Eine monetäre Förderung der Erziehungsleistung der Eltern, die in der Gesellschaft eine große Zustimmung erfährt und deren Sinnhaftigkeit auch von den Gegnern des Betreuungsgeldes nicht bestritten wird, ist im System von Kindergeld und Elterngeld grundsätzlich gut verankert. Und hier gehört auch die Diskussion über unterschiedliche Familienbilder und Gerechtigkeitsziele hin, indem Höhe und Anspruchsbedingungen unter Berücksichtigung der Anreiz- und Verteilungswirkungen dieser monetären Leistungen gemeinsam kritisch hinterfragt werden. So ist in der Bevölkerung schon lange nicht mehr transparent, welche Ziele mit dem Kindergeld und der nicht durchschaubaren »Optionslösung« verfolgt werden. Dieses auf den Prüfstand zu legen, erfordert aber politischen Mut.


    Endnoten
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    Warum die Sonderabschreibung für Elektroautos ein Strohfeuer werden könnte


    Ferdinand Dudenhöffer1


    Am 15. und 16. Juni plant die Bundesregierung eine Konferenz, auf der voraussichtlich eine Sonderabschreibung für Elektroautos vorgestellt wird. Ferdinand Dudenhöffer kommentiert dieses Vorhaben.


    Nach Presseberichten plant die Bundesregierung bei ihrer »Nationalen Konferenz für Elektromobilität« am 15. und 16. Juni in Berlin eine neue Elektromobilitäts-Initiative vorzustellen. Im Gespräch sind Sonderabschreibungen für Elektroautos, die in Summe Steuerausfälle bis zu 3 Mrd. Euro mit sich bringen würden. Der Vorschlag wird seit zwei Jahren von Verband der deutschen Automobilindustrie (VDA) propagiert. Elektroautos in Unternehmen könnten danach nicht wie üblich über sechs Jahre steuerlich abgeschrieben werden, sondern in einem kürzeren Zeitraum. VDA-Präsident Wissmann fordert gar eine Abschreibung in zwei Jahren. Zwei Arten von elektrisch angetriebenen Fahrzeugen würden für die Sonderabschreibung genutzt werden können. Die rein batterie-elektrischen Fahrzeuge, wie etwa der BMW i3, der Smart EV, Nissan Leaf oder Tesla S. Zum anderen die sogenannten Plug-In-Hybride. Diese Fahrzeuge haben eine »Stromreichweite« zwischen 30 oder 40 Kilometern und fahren danach mit konventionellem Kraftstoff und Motor weiter.


    Ein Beispiel illustriert die Wirkung der Sonderabschreibung. Kauft ein Unternehmen einen Firmenwagen für 50000 Euro (vor MwSt.), steht nach üblicher Abschreibungspraxis das Auto nach zwei Jahren mit 33333 Euro in der Bilanz. Ein vergleichbares Plug-In Hybrid-Fahrzeug würde 65000 Euro (vor MwSt.) kosten. 15000 Euro beträgt in etwa die Kostendifferenz zwischen dem konventionellen Antrieb und einem entsprechenden Plug-In-Hybrid-Fahrzeug mit Batteriekapazität für etwa 30 bis 40 »elektrische« Kilometer. Würde eine Sonderabschreibung von 33% genehmigt, stünde das Auto nach zwei Jahren mit 21667 Euro in der Bilanz. Werden die Gewinne des Unternehmens mit 50% besteuert, bezahlt die Zeche der Finanzminister. Im Beispiel würde er 13333 Euro weniger Steuern erhalten als beim normalen Firmenwagen. Das wäre im Prinzip fast der Aufpreis für den Plug-In-Hybrid, der von Finanzamt für das Elektroauto getragen würde. Die Gretchen-Frage lautet, bringt das der Kanzlerin 1 Mio. Elektroautos bis ins Jahr 2020?


    Klar ist, die Maßnahme hilft und ist daher zu begrüßen. Aber ist es wirklich die beste Maßnahme? Mindesten sechs Argumente zeigen, dass eine reine Sonderabschreibung überwiegend kurzfristig, sozusagen als Strohfeuer, wirkt.


    Argument 1: Die Sonderabschreibung ist nicht umsonst. In unserem Beispiel dürften 100000 Elektroautos mit 1 Mrd. Euro Steuerausfälle zu Buche schlagen. Würde gar die Forderung des VDA-Präsidenten umgesetzt, könnte der Steuerausfall sogar den Preisunterschied zwischen konventionellem Antrieb und Elektroauto übertreffen. Bei 50%iger Sonderabschreibung könnte es für Autobauer ökonomisch vorteilhaft sein, möglichst viele Plug-In-Modelle als sogenannte Eigenzulassung in den Markt zu bringen. Eigenzulassungen sind Neuwagen, die auf den Autobauer selbst zugelassen werden und etwa den Mitarbeitern mit subventionieren Leasingraten für neun oder zwölf Monate überlassen werden und anschließend als »junge« Gebrauchtwagen verkauft zu werden. Die Marke VW hat letztes Jahr mehr als 142000 Fahrzeuge in Deutschland als Eigenzulassungen in den Markt gebracht. Das waren 22% aller VW-Neuwagenzulassungen. Ähnlich hoch der Prozentsatz bei Porsche. Damit wäre die 50%ige Sonderabschreibung eher ein Verkaufsförderungsinstrument für den Autobauer, das aus Steuermitteln finanziert wird, statt ein Anschub für Elekt­romobilität.


    Argument 2: Die Maßnahme lässt den Privatkäufer außer Acht. Nur Firmen kommen in Genuss der Maßnahme. Das ist übrigens für deutsche Autobauer vorteilhaft, denn deutsche Autobauer sind in Firmenfuhrparks überdeutlich oft vertreten. Jeder zweite Audi A6, BMW 5er oder Mercedes E-Klasse ist ein Firmenwagen.


    Argument 3: Man kann davon ausgehen, dass von Firmen mit der Sonderabschreibung überwiegend Plug-In-Modelle gekauft werden. Für die Unternehmen hat das den Vorteil, dass keinerlei Einschränkungen, wie etwa die Reichweite, gegenüber den heutigen Autos vorliegen. Der Plug-In-Hybrid-Aufpreis wird vom Finanzminister bezahlt. Da für den Firmenkundenfahrer der Treibstoffpreis in der Regel keine Rolle spielt – den bezahlt die Firma –, wird vermutlich nach einiger Zeit nicht mehr so oft das Ladekabel für 30 Kilometer Strom ausgepackt. Man tankt Benzin, und den Strom kann auch mit dem Benzinmotor im Auto »produzieren«: Praktisch, aber eher weniger zukunftsweisend für Elektromobilität. Die Konsequenz für die Entwicklung der Elektromobilität kann man sich vorstellen. Ladeinfrastruktur verkümmert, denn kein Mensch lädt an einer öffentlichen Station für 30 Stromkilometer. Die Energiekonzerne werden aus dem miserablen Ladestromgeschäft aussteigen. Wir schaffen eine Pseudoelektromobilitätswelle ohne öffentliche Ladestellen. Sind dann die eingeräumten Steuerausfälle des Finanzministers aufgebraucht, kaufen die Unternehmen wieder »normale« Autos. Das Geld ist weg, die Infrastruktur und die echten Stromautos fehlen. Würden Privatkunden berücksichtigt, wäre das anders. Private bezahlen den Sprit aus der eigenen Tasche und reagieren preissensibler und kaufen daher eher die reinen Elektroautos.


    Argument 4: Der Plug-In-Hybrid ist eine Übergangstechnik. Er hat doppeltes Gewicht – weil er eben den Verbrennungsmotor mit Tank plus den Elektromotor mit Batterie bewegen muss. Damit braucht er mehr Energie – nicht unbedingt ein Vorteil. Zwei Motoren und zwei Energiespeicher machen das Ganze nicht unbedingt billiger. Zu dem Verbrauchsnachteil addiert sich ein Kostennachteil. Auch deshalb kämpft der Tesla-Gründer Musk so stark für reine Elektroautos.


    Argument 5: Zwar fahren Firmenkunden überwiegend neue Autos, aber 95% aller Pkw auf deutschen Straßen sind auf Privatkunden angemeldet, gehören also Herrn Meyer oder Frau Schulze. Diese zu übergehen, bedeutet, beim Versuch das Elektroautos ins Laufen zu bringen, 95% der Kunden zu ignorieren. Eine solche Strategie verhindert den echten Durchbruch. Die gewünschte Massenbewegung kommt damit schlecht in Gang.


    Argument 6: Firmenfahrzeuge sind überwiegend Dienstwagen, die auch privat genutzt werden. Oft sind sie eine Belohnung für Abteilungsleiter und Vorstände. Private Nutzungen – wie etwa die Fahrt zur Arbeit – müssen vom Nutzer privat versteuert werden. Damit werden entweder für die Dienstwagenfahrer die Privatkilometer der elektrische Dienstwagen teurer als beim Diesel, oder es kommt zu einer Ungleichbehandlung, weil eben Herr Meyer und Frau Schulze als Privatpersonen die Vorteile nicht in Anspruch nehmen können. Mit der Sonderabschreibung für Elektroautos werden die Fahrzeuge eher etwas für Privilegierte. Wir greifen mit der Sonderabschreibung für Elektroautos in die Einkommensverteilung ein.


    Fazit: Reine Sonderabschreibung schafft keinen Übergang zu nachhaltiger Elektromobilität


    Die lang ersehnte Elektromobilitäts-Initiative der Bundesregierung könnte zum teuren Stromfeuer werden. Das Wort »Sonderabschreibungen« assoziieren wir nicht mit Subvention. Die Kanzlerin muss nicht wie bei der Abwrackprämie begründen, warum die Bundesregierung den Autokäufern Geld in die Hand drückt. Trotzdem wird es gemacht. Das macht die Geschichte für Berlin »sympathisch«. Die Gewinner sind die deutschen Autobauer. Die Verlierer die Elektromobilität, denn reine Elektroautos wie ein BMW i3 oder Elektro-Smart werden sich mit dem Programm schwer tun, während sportliche Geländewagen (SUV) als Plug-In-Hybride boomen werden bis die Steuerausfälle aufgebraucht sind. Der Sportlichkeitsfaktor des Plug-In-Hybrid tritt in den Fokus und nicht die Nachhaltigkeit. Öffentliche Ladeinfrastruktur und reine Elektroautos werden den kürzeren mit dem Programm ziehen. Der Knackpunkt der Sonderabschreibung ist die Ignoranz gegenüber den privaten Autokäufern. Deshalb wird es eher das Strohfeuer. Startet ein Programm mit 50%iger Sonderabschreibung in den nächsten Monaten, wäre ein Dreimilliardentopf vermutlich in ein oder zwei Jahren leergeräumt. Danach wäre die Situation wie heute. So ähnlich war es auch bei der Abwrackprämie im Jahr 2009. Für die deutschen Autobauer könnte das auch Nachteile haben, denn ab dem Jahr 2022 gelten deutlich verschärfte EU-CO2-Obergrenzen für Neuwagen von 95 Gramm CO2-Ausstoß pro Kilometer statt der heutigen 130 Gramm. Das Strohfeuer würde für die Autobauer zu früh abbrennen.


    Endnoten
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    Länderrisiken und ausländische Direktinvestitionen

  


  


  
    Tobias Lieb und Erdal Yalcin

  


  
    Ausländische Direktinvestitionen (Foreign Direct Investment, FDI) stellen neben dem internationalen Güterhandel einen wesentlichen Aspekt des globalen Integrationsprozesses dar. Eine besondere Herausforderung bei grenzüberschreitenden Investitionen sind aus Sicht der investierenden Firmen die langfristigen Wirtschaftsbedingungen in den jeweiligen Zielländern: Rechtssicherheit, politische und wirtschaftliche Stabilität. Zumeist werden diese Faktoren in Form von Länderrisiken zusammengefasst. Auf der einen Seite haben Entwicklungs- und Schwellenländer große Potenziale. Zugleich aber zeichnen sich die entsprechenden Länder durch ein verhältnismäßig hohes Risiko aus. Dieser Artikel fasst die wesentlichen Strukturen deutscher Direktinvestitionsbestände im Ausland für die Jahre zwischen 1989 und 2011 zusammen. Als Schwerpunkt wird die Rolle des länderspezifischen Risikos betrachtet.


    Neben deutschen Exporten stellen ausländische Direktinvestitionen einen wesentlichen Bestandteil des wirtschaftlichen Globalisierungsprozess dar. Getrieben wird ihre Entwicklung vor allem durch grenzüberschreitende Firmenfusionen bzw. -aufkäufe (M&A) oder durch Neugründungen von ausländischen Tochtergesellschaften (Greenfield Invest­ment). Exporte folgen seit nunmehr 50Jahren, neben kurzfristigen Krisen, einem robusten positiven Wachstumspfad. Die zunehmenden Export- und Importvolumina der letzten Jahre sind dabei unter anderem einer stetigen Handelsliberalisierung zu verdanken, die lange innerhalb der Welt­handels­organisation (WTO) stattfand und in jüngster Zeit durch regionale Freihandelsabkommen fortgeführt wird. Im Gegensatz dazu ist bei den ausländischen Direktinvestitionen erst seit Anfang der 1980er Jahre ein signifikanter Wachstumsanstieg zu beobachten. Bis heute existiert kein multilaterales Investitionsabkommen, das dem Vorbild der WTO folgt.


    Während in der Vergangenheit auf kurzfristige Investitionsanreize, in Form von niedrigen Unternehmensteuern oder die Anpreisung von günstigen Rahmenbedingungen (z.B. vergleichsweise geringe Umweltauflagen) gesetzt wurde, ist in aufstrebenden Ländern, wie Brasilien, China oder Südafrika, zunehmend eine nachhaltige Investitionspolitik für ausländische Unternehmen zu beobachten. Die Wahrung von günstigen Investitionsbedingungen für internationale Investoren ist dabei weiterhin ein generelles Anliegen bei dieser neuen Politikagenda.


    Ein wichtiger Faktor, der die Investitionsentscheidung von deutschen Unternehmen beeinflusst, ist das vorherrschende Risiko im potenziellen Zielland. Aus ökonomischer Sicht kann zwischen unterschiedlichen Arten von Risiken differenziert werden. Neben Risikokriterien wie der Existenz von externen kriegerischen Konflikten oder internen Konflikten (z.B. Bürgerkrieg), fließen auch Fragen der politischen Stabilität in die Risikobetrachtung mit ein. Demokratische Staaten erweisen sich innerhalb dieser Risikoparameter tendenziell als sichere Staaten und ziehen im Durchschnitt mehr deutsche Investitionen an.


    Doch nicht nur die Staatsform ist entscheidend für die Einstufung in eine internationale Risikoklassifizierung. Ausgeprägte Sicherheiten für Investitionen ergeben sich ebenso aus der Stärke der Jurisdiktion eines Landes und der Durchsetzbarkeit der Eigentumsrechte für ausländische Unternehmen.


    Aus Unternehmenssicht können dabei vor allem vier politische Risiken formuliert werden: a) Enteignungsrisiko, b) Krieg und Aufruhr, c) Bruch von staatlichen Zusagen und schließlich d) Einführung von Zahlungsmoratorien. Diese Risikofaktoren sind nicht nur aus Sicht von Unternehmen, die bereits im Ausland Investitionen getätigt haben, relevant. Da ausländische Direktinvestitionen oft unter Einbindung von Fremdkapital stattfinden, haben die aufgeführten Risikofaktoren auch einen erheblichen Einfluss darauf, ob neue FDI-Projekte finanziert und initiiert werden können.


    Abbildung 1 lässt erkennen, dass in risikoreichen Ländern deutsche Direktinvestitionen niedrig ausfallen. Ein Großteil deutscher Investitionen fließt in die europäischen Nachbarstaaten sowie in die USA. Regionen mit einem hohen Risiko (OECD-Maß), wie Afrika, Südamerika und Teile Asiens spielen für deutsche Unternehmen im betrachteten Zeitraum oft eine untergeordnete Rolle.


    
      Abb. 1

      Länderspezifische Risikoausprägung und deutsche Direktinvestitionsbestände (2011)


      I) Länderspezifische Risikoausprägung (OECD-Maß)
[image: 1852.png]

      II) Deutsche Direktinvestitionsbestände in Mrd. Euro
[image: 1862.png]

      Quelle: OECD; Bundesbank.

    


    Staaten können die Investitionsaktivitäten nationaler Unternehmen mit Bezug auf die aufgeführten Risikofaktoren mit verschiedenen Instrumenten unterstützen. Investitionsrisiken können beispielsweise mit Hilfe von bilateralen Investitionsabkommen (Bilateral Investment Treaty, BIT) teilweise entschärft werden.


    Abbildung 2 verdeutlicht, dass in den vergangenen 50 Jahren Staaten bestrebt waren, Investitionsrisiken für Unternehmen durch Investitionsschutzverträge zu reduzieren. Die Entwicklung der abgebildeten Vertragsabschlüsse folgt dabei einem stetig positiven Trend, der vor allem in den 1990er Jahren stark vorangetrieben wurde. Während im Jahr 1990 weltweit ca. 650 internationale Investitionsabkommen vorlagen, sind es 2014 bereits über 3000. Deutschland weist über diesen Zeithorizont eine ähnliche Entwicklung auf. Mit inzwischen 129 abgeschlossenen Verträgen zählt die Bundesrepublik zu den führenden Nationen bei der Unterzeichnung von bilateralen Investitionsabkommen.


    
      Abb. 2

      Entwicklung der weltweiten und deutschen bilateralen Investitionsschutzverträge
[image: 3081.png]

      Quelle: UNCTAD.

    


    BITs stellen einen institutionellen Rahmen dar, der z.B. ex ante deutschen Unternehmen ein Mindestmaß an Rechtsicherheit bietet und auf den sich Firmen im Falle von Streitigkeiten nach Investitionen berufen können. Dabei beinhalten BITs häufig die Möglichkeit, in Konfliktfällen ein Schiedsgericht einzuschalten. Die Abkommen beabsichtigen, deutschen Investoren einen völkerrechtlich abgesicherten Rechtsschutz ihrer Investitionen zu gewähren. Dadurch soll nicht nur großen, sondern auch kleinen und mittelgroßen Unternehmen die Erschließung ausländischer Märkte vereinfacht werden.


    Risiko und ausländische Direktinvestitionen


    Im Folgenden werden verschiedene Risikomaße auf der Länderebene dargestellt, die einen Einfluss auf deutsche FDI-Positionen haben können. Zunächst bietet das Maß der OECD aus der »Country Risk Classification«-Datenbank eine umfassende Risikoeinschätzung für unterschiedliche Länder. Staaten werden hierbei in Kategorien von 0 bis 7 eingeteilt. Ein Land mit der Risikogruppe 7 hat dabei das höchstmögliche Risiko, während Länder mit einem Risiko von 0 als sicher betrachtet werden. Das OECD-Maß setzt sich aus drei Indikatoren zusammen: Zahlungserfahrungen der Mitgliedstaaten, ferner die finanzielle und ökonomische Situation eines Landes. Abbildung 1 lässt erkennen, dass gerade risikoreiche Länder von deutschen Direktinvestitionen gemieden werden. Bevorzugt werden die europäischen Nachbarstaaten und die USA, während Regionen mit hohem Risiko, wie Afrika, Südamerika und Teile Asiens, eher im betrachteten Zeitraum gemieden werden.


    Zusätzlich zum Index der OECD bietet die PolityIV-Datenbank sehr interessante Variablen hinsichtlich der Demokratisierung einer Nation. Hier wird im Folgenden vor allem die Variable »polity2« näher beleuchtet. Dieses Maß kann Werte von –10 bis +10 annehmen, wobei eine Bewertung von +10 einem Land mit ausgeprägter Demokratie zugewiesen wird. Für deutsche FDI gilt, dass mit zunehmender Demokratisierung eines möglichen Ziellandes tendenziell eine Steigerung der FDI-Positionen einhergeht.


    Der »Propertyrights«-Index des »Heritage Foundation« gibt auf einer Skala von 0–100 Informationen über die Ausprägung der Eigentumsrechte an (100 steht für höchstmögliche Eigentumsrechte). Auch bei diesem Maß wird der negative Zusammenhang zwischen Risiko und FDI bestätigt.


    Der »Propertyrights«-Index ist Teil des »Index of Economic Freedom«, der jährlich berechnet wird. Das Maß berücksichtigt, in welchem Ausmaß die Gesetzgebung eines Landes Privatbesitz schützt und inwieweit die Regierung eines Landes diese Gesetze forciert. Des Weiteren erfolgen eine Bewertung der Wahrscheinlichkeit einer Enteignung ausländischer Investoren und eine Analyse der Unabhängigkeit der Justiz. Weitere berücksichtigte Aspekte sind die Verbreitung von Korruption innerhalb der Justiz und der Möglichkeiten für Unternehmen, bestehende Verträge durchzusetzen.


    Um das Ausmaß des länderspezifischen Investorenschutzes alternativ einschätzen zu können, wird zuletzt der »Doing Business Index« der Weltbank betrachtet. Dieser Index berücksichtigt unter anderem, ob Unternehmen die Möglichkeit haben, juristische Prozesse zu initiieren (Skala von 0–10). Abbildung 3 stellt die Verteilung der deutschen Direktinvestitionen innerhalb der vorgestellten Risikomaße dar. Jedes Risikomaß wurde im Sinne einer besseren Vergleichbarkeit in Quartile eingeteilt. Das unterste Quartil (1) beinhaltet Länder mit dem geringsten Risiko. Die risikoreichsten Staaten sind im obersten Quartil (4) zusammengefasst.


    
      Abb. 3

      Anteile an deutschen Direktinvestitionen aufgeschlüsselt nach bedeutenden Risikoarten
[image: 2178.png]

      Einteilung der Risikomaße erfolgte in selbständiger Bearbeitung. Die Kategorisierung wurde durch eine monotone Transformierung erreicht. Die Einteilung ist wie folgt: Von »1« niedrigstes Risiko bis »4« höchstes Risiko.


      Quelle: Bundesbank; OECD; PolityIV; PRS; WHF; Weltbank.

    


    Panel I) in Abbildung 3 verdeutlicht, dass deutsche Direktinvestitionen überwiegend in Länder mit niedrigem Risiko (1) fließen. Risiko hat offenkundig einen starken Einfluss auf die Allokationsentscheidung bei FDI. Interessant ist, dass einige Länder der dritten Kategorie des Doing-Business-Indikators für Investorenschutz einen Anteil von über 25% der deutschen FDI auf sich vereinen. Eine mögliche Erklärung hierfür ist, dass Länder mit einer hohen Attraktivität für deutsche Firmen trotz allem wenig dafür tun, Investoren durch bessere Wirtschaftsbedingungen zu schützen. Panel II) in Abbildung 3 illustriert ferner, dass die hier betrachteten allgemeinen Risikomaße eine relativ ähnliche FDI-Verteilung aufweisen.


    Aus Tabelle 1 ist zu entnehmen, dass die hier zugrunde gelegten Länderrisiken von der OECD, PRS Group und WHF untereinander eine starke Korrelation aufweisen. Negative Vorzeichen resultieren durch eine andere Skalierung der OECD-Variable.


    
      
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 1


            Korrelationstabelle der Risikovariablen (Jahr: 2010)

          
        


        
          	

          	
            OECD

          

          	
            PRS

          

          	
            WHF gesamt

          

          	
            PolityIV

          

          	
            WHF Eigentum

          

          	
            Doing Business

          
        


        
          	
            OECD, Risiko

          

          	
            1

          

          	
            …

          

          	
            …

          

          	
            …

          

          	
            …

          

          	
            …

          
        


        
          	
            PRS, sozioökonomisch

          

          	
            –0,80

          

          	
            1

          

          	
            …

          

          	
            …

          

          	
            …

          

          	
            …

          
        


        
          	
            WHF, Gesamtbewertung

          

          	
            –0,73

          

          	
            0,63

          

          	
            1

          

          	
            …

          

          	
            …

          

          	
            …

          
        


        
          	
            PolityIV, Demokratie

          

          	
            –0,27

          

          	
            0,04

          

          	
            0,27

          

          	
            1

          

          	
            …

          

          	
            …

          
        


        
          	
            WHF, Eigentumsrechte

          

          	
            –0,82

          

          	
            0,71

          

          	
            0,88

          

          	
            0,40

          

          	
            1

          

          	
            …

          
        


        
          	
            Doing Business, Investorenschutz

          

          	
            –0,28

          

          	
            0,24

          

          	
            0,33

          

          	
            0,19

          

          	
            0,33

          

          	
            1

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen der Autoren.

          
        

      
    


    Die stark negative Wechselbeziehung zwischen dem OECD- und dem sozioökonomischen Maß der PRS Group spiegelt sich auch in Abbildung 3 wider, die ein sehr ähnliches Bild der FDI-Verteilung für beide Risikoindizes darstellt. Der Index der OECD ist stark beeinflusst durch die ökonomische Lage eines Landes. Dieser Umstand wird auch in der starken Korrelation mit dem PRS-Risiko bestätigt. In die Bewertung des PRS-Risikos gehen folgende Merkmale ein: Arbeitslosigkeit, das Konsumklima und Armutskennzahlen (teilweise Expertenbefragungen). Eine ähnlich hohe Korrelation besteht zwischen dem OECD- und dem WHF-Index. In Abbildung 3 ist zu sehen, dass über 70% der deutschen FDI-Positionen in risikoarmen Ländern veranlagt sind, wenn das WHF Maß herangezogen wird.


    Die Korrelation zwischen dem PRS- und WHF-Maß mit einem Koeffizienten von ca. 0,6 ist robust positiv. Von einer starken Korrelation wird ab einem absoluten Wert von über 0,5 gesprochen. Was die FDI-Verteilung anbelangt, weist Abbildung 3 im allgemeinen Verlauf ein ähnliches, in der Höhe der einzelnen Posten jedoch ein abweichendes Muster auf. Im Falle des Heritage-Foundation-Maßes investieren deutsche Unternehmen mehr in Länder mit der Risikokategorie »4«, als dies bei den anderen beiden Indizes der Fall ist. Länder in der Risikokategorie »3« weisen dabei weniger FDI auf als die Risikogruppe »4«. Diese simplen deskriptiven Resultate deuten auf Unterschiede in der Bewertung von Länderrisiken hin. Der allgemeine Trend über die unterschiedlichen Risikogruppen ist allerdings über alle drei dargestellten Maße hinweg robust.


    Abbildung 4 visualisiert die paarweise Korrelation zwischen den unterschiedlichen Risikomaßen. Da deutsche FDI über alle vier betrachteten Risikoarten ähnlich verteilt sind (FDI fließt primär in risikoarme Länder), ist es nicht überraschend, dass alle Risikomaße stark korreliert sind. Zur besseren Vergleichbarkeit wurden in der Abbildung alle Maße monoton auf eine Skala von 0–100 transformiert. Der nordwestliche Quadrant bildet das Doing-Business-Maß für Investorenschutz auf das OECD-Risikomaß ab. Es ist eine positive Korrelation der beiden Indizes zu erkennen, wobei das OECD-Maß das Risiko eines Landes tendenziell negativer einschätzt. Der nordöstliche Quadrant bildet das OECD-Risikomaß auf das PolityIV-Demokratiemaß ab. Über das betrachtete Spektrum hinweg ist die Korrelation weniger monoton. Bis zu einem Demokratiewert von 50 ist das Korrelationsmuster zunächst uneinheitlich, während höhere Werte auf einen positiven Zusammenhang schließen lassen. Der südöstliche Quadrant bildet das PolityIV-Demokratiemaß auf den Index für Eigentumsrechte der Heritage Foundation ab. Erneut ist eine deutliche positive Korrelation vor allem ab einem Demokratiewert von 50 zu beobachten. Zuvor scheint mit zunehmender Demokratisierung eine Verschlechterung der Eigentumsrechtslage einherzugehen. Auffällig ist zudem die große Streuung der Eigentumsrechtslage für ausgewiesene Demokratien (Wert > 80). Allgemein schätzt die Demokratievariable das Risiko positiver ein als der Index der Heritage Foundation.


    
      Abb. 4

      Korrelation der Risikoarten im Jahr 2011
[image: 3151.png]

      Risikomaße wurden monoton auf eine 0–100 Skala transformiert, um eine höhere Interpretationsfähigkeit zwischen den Maßen zu gewährleisten. 0 entspricht einem hohen, 100 einem niedrigen Risiko.


      Quelle: OECD; PolityIV; Weltbank; Heritage Foundation.

    


    Zuletzt bildet der südwestliche Quadrant den Index für Investorenschutz auf den Index für Eigentumsrechte ab. Es zeigt sich ein stabiler positiver Zusammenhang.


    Die Entwicklung deutscher FDI


    Im Zeitraum 1989–2011 hat sich die globale Wirtschaft mit einer kurzen, aber schweren Krise 2008 im Durchschnitt positiv entwickelt. Allerdings liegt zwischen den verschiedenen Zielländern eine große Heterogenität vor. Internationaler Handel und ausländische Direktinvestitionen nehmen in den letzten Jahren vor allem in Schwellenländern zu. Entsprechend profitieren auch Industrienationen wie Deutschland über den Handel und über Investitionsaktivitäten von diesen positiven Wirtschaftsentwicklungen.


    Deutsche Direktinvestitionen nehmen seit 1989 mit einer durchschnittlichen jährlichen Wachstumsrate von 8,2% zu. Damit hat sich der Bestand der deutschen FDI im Ausland im betrachteten Zeitraum nahezu versechsfacht und liegt bei ca. 1,2 Billionen Euro (2011). Nachdem im Zuge der jüngsten Wirtschaftskrise FDI weltweit stark eingebrochen sind, erreichen sie 2011 erstmals wieder das Vorkrisenniveau. Im Gegensatz zum globalen Trend verlangsamten deutsche Direktinvestitionen ihr Wachstum zwischen 2008–2009 und schrumpften nicht. 2010 sind deutsche FDI trotz Nachwirkungen der globalen Wirtschaftskrise und Beginn der europäischen Schuldenkrise im Vergleich zum Vorjahr um 11,7% gestiegen.


    Abbildung 5 stellt die 25 größten Empfängerländer deutscher Direktinvestitionen jeweils für 2001 und 2011 dar. In beiden Jahren vereinen die USA den größten Anteil deutscher FDI auf sich. Über 40% der deutschen FDI flossen 2001 über den Atlantik; im Vergleich dazu kam die zweitwichtigste Destination Großbritannien auf einen Anteil von 8–9%. Zu beobachten ist, dass in den betrachteten zehn Jahren deutsche Unternehmen ihre Investitionen stärker diversifiziert und somit auch risikoreichere Länder in ihr Portfolio aufgenommen haben.


    
      Abb. 5

      Top-25-Empfängerländer deutscher Direktinvestitionen im Jahr 2011
[image: 2302.png]

      Quelle: Bundesbank.

    


    Gewinner der letzten zehn Jahre sind China und Russland. China hat in diesem Zeitraum zehn Ränge gutgemacht. Deutsche Investitonen haben sich in dieser Zeit verfünffacht und stellen heute 3,4% der weltweiten Gesamtinvestionen dar. Bis zur Ukraine-Krise hat sich die Investitonstätigkeit in Russland von einem sehr niedrigen Niveau schnell erhöht: 2001 noch nicht in den Top-25-Zielländern vertreten, liegt das Land 2011 mit einem Wert von 1,7% aller deutschen FDI auf dem 16. Platz. Ein weiteres Land, das sich unter die 25 wichtigsten Ökonomien für deutsche Investoren etabliert hat, ist Indien. Über 9 Mrd. Euro deutsche FDI sind in Indien angelegt, was gleichbedeutend mit 0,8% der gesamten FDI ist.


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 2


            Top 25 der Empfängerländer deutscher Direktinvestitionen

          
        


        
          	
            Land

          

          	
            2011

          

          	
            2001

          
        


        
          	
            FDI-Position

          

          	
            Anteil in %

          

          	
            Rang

          

          	
            Rangveränderung

          

          	
            FDI-Position

          

          	
            Anteil in %

          

          	
            Rang

          
        


        
          	
            USA

          

          	
            253,872

          

          	
            22,19

          

          	
            1

          

          	
            0

          

          	
            287,513

          

          	
            41,02

          

          	
            1

          
        


        
          	
            Großbritannien

          

          	
            117,124

          

          	
            10,24

          

          	
            2

          

          	
            0

          

          	
            62,192

          

          	
            8,87

          

          	
            2

          
        


        
          	
            Niederlande

          

          	
            81,864

          

          	
            7,16

          

          	
            3

          

          	
            1

          

          	
            37,321

          

          	
            5,32

          

          	
            4

          
        


        
          	
            Belgien

          

          	
            58,685

          

          	
            5,13

          

          	
            4

          

          	
            2

          

          	
            25,307

          

          	
            3,61

          

          	
            6

          
        


        
          	
            Luxemburg

          

          	
            50,028

          

          	
            4,37

          

          	
            5

          

          	
            0

          

          	
            28,572

          

          	
            4,08

          

          	
            5

          
        


        
          	
            Frankreich

          

          	
            47,047

          

          	
            4,11

          

          	
            6

          

          	
            –3

          

          	
            42,047

          

          	
            6,00

          

          	
            3

          
        


        
          	
            China

          

          	
            38,795

          

          	
            3,39

          

          	
            7

          

          	
            10

          

          	
            6,937

          

          	
            0,99

          

          	
            17

          
        


        
          	
            Schweiz

          

          	
            38,713

          

          	
            3,38

          

          	
            8

          

          	
            1

          

          	
            18,249

          

          	
            2,60

          

          	
            9

          
        


        
          	
            Italien

          

          	
            36,244

          

          	
            3,17

          

          	
            9

          

          	
            –1

          

          	
            18,513

          

          	
            2,64

          

          	
            8

          
        


        
          	
            Österreich

          

          	
            31,548

          

          	
            2,76

          

          	
            10

          

          	
            –3

          

          	
            19,156

          

          	
            2,73

          

          	
            7

          
        


        
          	
            Spanien

          

          	
            27,478

          

          	
            2,40

          

          	
            11

          

          	
            –1

          

          	
            15,024

          

          	
            2,14

          

          	
            10

          
        


        
          	
            Schweden

          

          	
            26,027

          

          	
            2,28

          

          	
            12

          

          	
            8

          

          	
            6,53

          

          	
            0,93

          

          	
            20

          
        


        
          	
            Brasilien

          

          	
            24,222

          

          	
            2,12

          

          	
            13

          

          	
            0

          

          	
            8,495

          

          	
            1,21

          

          	
            13

          
        


        
          	
            Tschech. Rep.

          

          	
            24,099

          

          	
            2,11

          

          	
            14

          

          	
            0

          

          	
            8,258

          

          	
            1,18

          

          	
            14

          
        


        
          	
            Polen

          

          	
            21,553

          

          	
            1,88

          

          	
            15

          

          	
            –4

          

          	
            9,509

          

          	
            1,36

          

          	
            11

          
        


        
          	
            Russland

          

          	
            19,665

          

          	
            1,72

          

          	
            16

          

          	
            15

          

          	
            2,209

          

          	
            0,32

          

          	
            31

          
        


        
          	
            Malta

          

          	
            18‘803

          

          	
            1,64

          

          	
            17

          

          	
            46

          

          	
            0,187

          

          	
            0,03

          

          	
            63

          
        


        
          	
            Australien

          

          	
            17,572

          

          	
            1,54

          

          	
            18

          

          	
            3

          

          	
            6,308

          

          	
            0,90

          

          	
            21

          
        


        
          	
            Ungarn

          

          	
            17,382

          

          	
            1,52

          

          	
            19

          

          	
            –4

          

          	
            8,212

          

          	
            1,17

          

          	
            15

          
        


        
          	
            Japan

          

          	
            15,007

          

          	
            1,31

          

          	
            20

          

          	
            –8

          

          	
            8,925

          

          	
            1,27

          

          	
            12

          
        


        
          	
            Irland

          

          	
            14,919

          

          	
            1,30

          

          	
            21

          

          	
            –5

          

          	
            8,169

          

          	
            1,17

          

          	
            16

          
        


        
          	
            Kanada

          

          	
            13,548

          

          	
            1,18

          

          	
            22

          

          	
            –4

          

          	
            6,857

          

          	
            0,98

          

          	
            18

          
        


        
          	
            Singapur

          

          	
            11,911

          

          	
            1,04

          

          	
            23

          

          	
            –1

          

          	
            5,064

          

          	
            0,72

          

          	
            22

          
        


        
          	
            Indien

          

          	
            9,155

          

          	
            0,80

          

          	
            24

          

          	
            20

          

          	
            1,672

          

          	
            0,24

          

          	
            44

          
        


        
          	
            Slowak. Rep.

          

          	
            8,766

          

          	
            0,77

          

          	
            25

          

          	
            7

          

          	
            2,114

          

          	
            0,30

          

          	
            32

          
        


        
          	
            Mexiko

          

          	
            7,905

          

          	
            0,69

          

          	
            26

          

          	
            –7

          

          	
            6,802

          

          	
            0,97

          

          	
            19

          
        


        
          	
            Südkorea

          

          	
            6,983

          

          	
            0,61

          

          	
            29

          

          	
            –6

          

          	
            4,444

          

          	
            0,63

          

          	
            23

          
        


        
          	
            Kaimaninseln

          

          	
            2,177

          

          	
            0,19

          

          	
            44

          

          	
            –20

          

          	
            4,429

          

          	
            0,63

          

          	
            24

          
        


        
          	
            Portugal

          

          	
            4,519

          

          	
            0,40

          

          	
            34

          

          	
            –9

          

          	
            3,67

          

          	
            0,52

          

          	
            25

          
        


        
          	
            Quelle: Bundesbank.

          
        

      
    


    Ein besonderer Fall ist Malta, das 2011 eine FDI-Position von 18,8 Mrd. Euro (1,6% Anteil der deutschen FDI) aufweist. Dabei sind alle Investitionen als Fondsbetreibergesellschaften und Kapitalanlagegesellschaften dokumentiert. Malta hat sich durch die Steuergesetzgebung einen Wettbewerbsvorteil gegenüber der internationalen Konkurrenz geschaffen und begünstig in diesem Zusammenhang gerade international aktive Finanzinstitute.


    Großbritannien, die Niederlande und Belgien weisen seit 2001 stabile Anteile an deutschen FDI auf und konnten sie teilweise noch steigern. Frankreich dagegen hat als Investitionsland für deutsche Unternehmen an Bedeutung verloren und ist nach dem dritten Rang 2001 gegenwärtig nur noch das sechstwichtigste Ziel deutscher FDI. Im betrachteten Zeitraum sind FDI nach Frankreich zwar ausgehend von 42 Mrd. Euro auf 47 Mrd. Euro angestiegen, gleichzeitig reichte dieses Wachstum nicht aus, um den Abfall des Anteils an den gesamten FDI von 6% auf 4,1% zu verhindern. Japan konnte hingegen als Industrieland seine Attraktivität für deutsche Unternehem aufrechterhalten und beherbergt 1,3% aller deutschen FDI. Auffällig ist, dass speziell Länder aus Osteuropa, insbesondere Tschechien, Polen und Ungarn, einen starken FDI-Zufluss aus Deutschland erfahren haben und dabei beispielsweise Japan hinter sich lassen.


    Abbildung 6 gibt Aufschluss über sektorale Verteilung der deutschen FDI. Zu beobachten ist, dass knapp unter 20% der FDI in Fonds, Fondsbetreibergesellschaften und andere Kapitalanlagegesellschaften angelegt werden. Bei näherer Betrachtung der Daten findet sich dieser Umstand meist auch auf Länderebene wieder. Ferner hat sich die Attraktivität dieses Sektor für deutsche Investoren über die Zeit stetig erhöht.


    
      Abb. 6

      Anteil ausgewählter Sektoren an den gesamten deutschen Direktinvestitionen im Ausland
[image: 3221.png]

      Fonds und Kap.gesellsch. setzt sich aus Fonds, Kapitalanlagegesellschaften und Fondsbetreibergesellschaften, sonstigen Finanzierungsinstitutionen zusammen. Beteiligungsgesellschaften umfassen solche Holdinggesellschaften mit Kontrollmehrheit über ein Unternehmen, aber ohne Managementfunktionen. Verarb. Gew., resid stellt eine Residualgröße dar und ist die Differenz zwischen dem gesamten Wert des verarbeitenden Sektors und dem aggregierten Wert der Untersektoren Maschinenbau, Herstellung elektrischer Ausrüstungen, Herstellung chemischer Erzeugnisse, Herstellung von Kraftwagen und -teilen. Damit sind weiterhin folgende Industrien des verarbeitenden Gewerbes enthalten: Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln, Getränkeherstellung, Tabakverarbeitung, Herstellung von Textilien, Herstellung von Bekleidung, Herstellung von Leder, Lederwaren und Schuhen, Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren (ohne Möbel), Herstellung von Papier, Pappe und Waren daraus, Herstellung von Druckerzeugnissen: Vervielfältigung von bespielten Ton-, Bild- und Datenträgern, Kokerei und Mineralölverarbeitung, Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen, Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren, Herstellung von Glas und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden, Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von elektronischen Bauelementen und Leiterplatten, Herstellung von Datenverarbeitungs- und peripherer Geräte, Herstellung von Geräten und Einrichtungen der Telekommunikationstechnik; Herstellung von Geräten der Unterhaltungselektronik, Herstellung von Mess- und Kontrollgeräten, Uhren und elektromedizinischen Geräten, Herstellung von optischen und fotographischen Instrumenten und Geräten; Herstellung von magnetischen und optischen Datenträgern.


      Quelle: Bundesbank.

    


    Die zweitwichtigste Position nimmt der Sektor für Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen ein. Dieser hat seit 1995 an Dynamik verloren, ist 2011 dennoch für ca. 13,5% der deutschen FDI verantwortlich. Einen deutlichen Investitionsrückgang im Ausland haben Unternehmen von chemischen Erzeugnissen erfahren. Waren sie 1995 mit 13,5% noch drittwichtigster Empfängersektor deutscher Direktinvestitionen, hat ihr Anteil 2011 mit weniger als 6% im allgemeinen Vergleich stark abgenommen. Generell ist festzustellen, dass in die übrigen Untersektoren des Verarbeitenden Gewerbes, wie Maschinenbau und Herstellung elektrischer Erzeugnisse, seit 1995 weniger stark investiert wurde als in andere Wirtschaftsbereichen. Aufgrund dieser tendenziell langsameren Wachstumsrate ist das gleichbedeutend mit einem relativen Rückgang von FDI, was die Anteile an den gesamten deutschen FDI-Positionen im Ausland anbelangt. Ausnahme hierzu bildet die Automobilindustrie; der Sektor für Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen konnte leicht zulegen und ist mit etwa 7% aller FDI-Positionen für einen erheblichen Anteieil deutscher FDI-Positionen verantwortlich. Ein Grund für diese Entwicklung ist die grenzüberschreitende Produktionsfragmentierung in der deutschen Automobilindustrie. Im Laufe der Osterweiterung nutzten viele Hersteller die Möglichkeit, Produktionsstätten nach Osteuropa zu verlagern oder gar neu zu gründen. Multinationale Unternehmen der Automobilbranche werden auch weiterhin Wachstumspotenziale in dieser Region nutzen. Insgesamt bleibt festzuhalten, dass das Verarbeitende Gewerbe mit fast 30% weiterhin eine bedeutende Position für deutsche Auslandsinvestitionen einnimmt.


    Abbildung 6 verdeutlicht, dass der Versicherungs- und Pensionskassensektor zusammen einen stabilen Anteil der deutschen FDI von 5% aufweisen. Dagegen haben FDI-Bestände im Wirtschaftszweig der Banken zwischen 1995 und 2011 um etwa ein Drittel abgenommen. Während deutsche Banken in den 1990er Jahren eine sehr hohe Internationalisierungsstrategie verfolgten und somit starke Auslandsinvestitionen tätigten, unterliegt diese Entwicklung seit 2000 starken Schwankungen. So sind Direktinvestitionen durch Banken einhergehend mit der Finanzkrise 2008 um 21,7% eingebrochen und befinden sich gegenwärtig auf einem Niveau von 2006. Trotz dieser Anpassungen stellt der Finanzsektor mit einem Anteil von ca. 33%, den Sektor mit den größten FDI-Positionen deutscher Unternehmen dar.


    Neben der Verteilung der deutschen FDI über verschieden Sektoren, ist ferner von großem Interesse, welche Destinationen besonders für deutsche Unternehem von Bedeutung sind. Da Auslandsinvestitionen langfristig getätigt werden, korrelieren sie oft mit zukünftigen Wachstumsmärkten.


    Abbildung 7 präsentiert die Anteile deutscher FDI in den BRIC-Staaten (Brasilien, Russische Föderation, Indien und China), EU-Staaten, USA und im Rest der Welt. Es handelt sich um die Anteile an allen deutschen FDI für die Jahre 2001 und 2011. Auffällig ist, dass der Anteil der USA an deutschen Auslandsdirektinvestitionen relativ zu anderen Ländern um 16% einbricht. Dieser Einbruch wird einerseits aufgewogen durch die Zuwächse, die die EU-Staaten erfahren, und andererseits durch eine zunehmende Rolle der Länder mit einem deutlich höheren Risiko. Die BRIC-Staaten konnten ihren Anteil in den letzten zehn Jahren um das Dreifache steigern. Sie machen 2011 einen Anteil von 9% aller deutschen Direktinvestitionen aus, verglichen mit 3% 2001. Getrieben wird dieser Anstieg vor allem durch die aufstrebende Wirtschaftsmacht China. Deutsche Unternehmen sind motiviert, die enormen Chancen in einem Zukunftsmarkt mit einer Bevölkerung von über einer Milliarde Menschen frühzeitig zu nutzen. Investierten deutsche Firmen 2001 noch 7 Mrd. Euro in China, waren es 2011 bereits 39Mrd. Euro. Besonders die Sektoren der Herstellung von Kraftfahrzeugen und des Handels sind durch sogenannte Greenfield-Projekte verantwortlich für diesen Anstieg. Sie profitieren dabei von der weiteren Öffnung Chinas zum Welthandel. Nach China ist Brasilien das Land mit den zweithöchsten Investitionen aus Deutschland. 2011 sind es über 24Mrd. Euro gewesen. 2001 waren es noch 8,5Mrd.Euro. Wichtigster Wirtschaftszweig in Brasilien für deutsche FDI sind Industrien des Verarbeitenden Gewerbes, ebenfalls mit einem Fokus auf den Automobilsektor. Während Indien gemessen an der Bevölkerungsgröße einen gemäßigten Anstieg in deutschen FDI verzeichnet, legte Russland seit 2001 als Zielland für deutsche FDI kräftig zu. 2011 wurden bereits knapp 20 Mrd. Euro in Form von Auslandsunternehmen angelegt. Aufgrund Russlands Rohstoffreichtums ist der Handelssektor besonders stark ausgeprägt. Inwiefern diese Entwicklung durch die aktuelle Ukraine-Krise und den verhängten Sanktionen gegen Russland mittelfristig beeinflusst oder gar gestoppt wird, bleibt abzuwarten.


    
    Abb. 7
[image: 2480.png]


    Bei der Analyse hinsichtlich der EU-Staaten ist zu beachten, dass im abgebildeten Zeitraum mehrere neue Staaten Mitglied in der EU wurden. Neben der Osterweiterung im Jahr 2004 mit zehn Staaten kamen zuletzt Rumänien und Bulgarien hinzu. Dennoch bleibt festzuhalten, dass über die Hälfte der deutschen FDI in der EU getätigt werden. Die EU ist damit wichtigster Zielmarkt für deutsche Direktinvestitionen im Ausland. Gerade die Osterweiterung ermöglichte es Firmen, ihre Produktion entweder auszulagern oder neue Tochterunternehmen zu gründen.


    Abbildung 8 verdeutlicht die Verteilung deutscher FDI über verschiedene Sektoren in führenden Schwellenländern.


    
      Abb. 8

      Sektorale Verteilung deutsche FDI in den BRIC-Staaten, der Türkei und Südafrika im Jahr 2011
[image: 2514.png]

      Quelle: Bundesbank.

    


    Mit Ausnahme der Russischen Föderation und der Türkei ist die Automobilbranche durchweg der Wirtschaftszweig mit relativ hohen deutschen Direktinvestitionen. In Südafrika sind ca. 44% der deutschen FDI durch die Automobilindustrie dominiert, in Brasilien liegen diese bei 30% der länderspezifischen FDI. Diese deskriptiven Daten deuten auf eine Spezialisierung der Länder in bestimmten Industrien hin, was eine überproportionale Investition von bestimmten deutschen Firmen erklärt. Über alle Schwellenländer hinweg ist der FDI-Zufluss im Handelsgewerbe von signifikanter Bedeutung.


    Die dynamische Entwicklung der deutschen FDI in diesen Ländern ist weniger vom Finanzsektor getrieben als beispielsweise in entwickelten Ländern. So spielen in Brasilien, der Türkei und in Südafrika Banken in der Verteilung deutscher Direktinvestitionen eine untergeordnete Rolle. Auch der Zweig der Versicherungen und Pensionskassen liegt meist unter 5% der gesamten FDI in das jeweilige Land.


    Festzuhalten bleibt, dass deutsche Investitionen in die BRIC-Staaten und aufstrebende Regionen vor allem durch das Verarbeitende Gewerbe und den Handel getrieben werden.


    Wirkungsketten von Direktinvestitionen


    Ausländische Direktinvestitionen gehen zunehmend einher mit Produktionsauslagerungen deutscher Unternehmen ins Ausland. Tätigt beispielsweise ein deutsches Unternehmen eine Greenfield-Investition und gründet eine Tochterfirma im Ausland, mit dem Ziel intermediäre Güter von dieser produzieren zu lassen, spricht man von einer vertikalen Direktinvestition. Im Gegensatz dazu handelt es sich bei horizontalen FDI, um ausländische Investitionen, die den ausländischen Binnenmarkt bedienen sollen. Neuere Daten ermöglichen bereits mit deskriptiven statistiken zu überprüfen, ob beispielsweise FDI aus Deutschland, mit einem erhöhten Import von Zwischengütern einhergeht. Sollte dieser Zusammenhang statistisch schwach ausfallen, kann implizit angenommen werden, dass hinter den beobachteten Investitionsströmen vor allem horizontale FDI stehen. Horizontalen FDI sind oft dadurch motiviert, dass Zölle in Zielländern umgangen werden können, die bei Exporte anfallen.


    Es ist zu erwarten, dass deutsche FDI-Ströme eine vertikale Ausrichtung der internationalen Handels- und Investitionsaktivitäten aufweisen, da in der neueren Handelsliteratur zunehmend eine Evidenz für die globale Produktionsausrichtung deutscher Firmen unterstellt wird.


    Eine zweite Frage von Interesse ist, inwiefern deutsche FDI-Ströme positive externe Effekte auf die Exportindustrie des Empfängerlandes entfalten. Vertikale FDI können die Exporte im FDI-Zielland begünstigen, was sich in höheren Exporten der FDI-Zielländer in die Welt widerspiegeln sollte.


    Um diese durch ausländische Direktinvestitionen getriebnen Strukturanpassungen zu überprüfen, werden im Folgenden Handels- und Investitionsdaten zusammengeführt. Es ist möglich, bilateral gehandelten intermediären Güterströme mit Hilfe der »Broad Economic Categories« (BEC) Klassifizerungen aus den amtlichen Handelsstatistiken zu quantifizieren. Die BEC unterscheiden klar zwischen Intermediär-, Konsum- und Kapitalgütern.


    Die Graphiken in Abbildung 9 illustrieren, dass deutsche FDI eine starke Korrelation mit dem Zwischengüterhandel der Zielländern aufweisen. Diese deskriptiven Ergebnisse unterstützen die Hypothese, dass deutsche FDI-Ströme zu einem erheblichen Teil durch grenzüberschreitende Produktionsanpassungen getrieben werden. Deutsche Unternehmen lassen zunehmend im Ausland Zwischengüter veredeln, die für den Endgebrauch nach Deutschland exportiert werden (Panel I).


    Ferner illustrieren die Graphiken in Abbildung 9, dass deutsche FDI mit höheren intermediären Exporten aus den jeweiligen Ländern in die Welt einhergehen. Die Statistiken unterstützen die Hpyothese, dass deutsche Auslandinvestitionen auch als Exportplattformen genutzt werden, um andere Länder zu bedienen.


    
      Abb. 9


      I) Importe intermediärer Güter in Abhängigkeit von deutschen Direktinvestitionen, 2011
[image: 2585.png]

      II) Darstellung der größten FDI-Empfängerländer gegenüber den intermediären Güter­exporten in die Welt, 2011
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      Quelle: Bundesbank; BACI; Berechnungen des ifo Instituts.

    


    Tabelle 3 fasst für ausgewählte Sektoren der Länder Türkei, China, Singapur, Mexiko und Brasilien deutsche FDI- und intermediäre Exportströme zusammen. Demnach ist die Automobilbranche größter Empfängersektor deutscher FDI. Ausnahme bildet der Stadtstaat Singapur. Wichtigster Sektor für deutsche FDI ist die chemische Industrie. Dieser Sektor besitzt auch in den übrigen Ländern eine wichtige Rolle. Auffällig ist, dass ein hoher FDI-Zufluss mit einem hohen Handel mit Zwischengütern im selben Sektor einhergeht. Die zuvor auf aggregierter Länderebene dargestellten Zusammenhänge werden somit für die aufstrebenden Schwellenländer auch auf der Branchenebene bestätigt. Eine Ausnahme in diesem Zusammenhang ergibt sich für den Kraftwagensektor in China (horizontale FDI).


    
      
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 3


            Vergleich der deutschen Direktinvestitionen mit den intermediären Exporten nach Deutschland nach ausgewählten Ländern und Sektoren

          
        


        
          	
            


            

          

          	
            2011

          
        


        
          	
            in Mrd. Euro

          

          	
        


        
          	
            Deutsche Direktinvestitionen

          

          	
            Intermediäre Exporte nach DEU

          

          	
            in %


            Anteil an Gesamtexporten nach DEU

          
        


        
          	
            Türkei

          

          	
            Gesamt

          

          	
            7,392

          

          	
            5,134

          

          	
            32,83

          
        


        
          	

          	
            Maschinenbau

          

          	
            0,652

          

          	
            0,476

          

          	
            3,04

          
        


        
          	

          	
            Herst. von chemischen Erzeugnissen

          

          	
            0,423

          

          	
            0,209

          

          	
            1,34

          
        


        
          	

          	
            Herst. von elektrischen Erzeugnissen

          

          	
            0,290

          

          	
            0,314

          

          	
            2,01

          
        


        
          	

          	
            Herst. von Kraftwagen und -teilen

          

          	
            1,183

          

          	
            1,741

          

          	
            11,13

          
        


        
          	
        


        
          	
            China

          

          	
            Gesamt

          

          	
            39,994

          

          	
            24,473

          

          	
            23,34

          
        


        
          	

          	
            Maschinenbau

          

          	
            4,608

          

          	
            4,221

          

          	
            4,03

          
        


        
          	

          	
            Herst. von chemischen Erzeugnissen

          

          	
            5,455

          

          	
            3,012

          

          	
            2,87

          
        


        
          	

          	
            Herst. von elektrischen Erzeugnissen

          

          	
            1,891

          

          	
            4,250

          

          	
            4,05

          
        


        
          	

          	
            Herst. von Kraftwagen und -teilen

          

          	
            11,836

          

          	
            0,886

          

          	
            0,84

          
        


        
          	
        


        
          	
            Singapur

          

          	
            Gesamt

          

          	
            11,933

          

          	
            4,505

          

          	
            68,97

          
        


        
          	

          	
            Maschinenbau

          

          	
            0,134

          

          	
            1,029

          

          	
            15,75

          
        


        
          	

          	
            Herst. von chemischen Erzeugnissen

          

          	
            1,295

          

          	
            1,740

          

          	
            26,64

          
        


        
          	

          	
            Herst. von elektrischen Erzeugnissen

          

          	
            /

          

          	
            0,165

          

          	
            2,53

          
        


        
          	

          	
            Herst. von Kraftwagen und -teilen

          

          	
            /

          

          	
            0,022

          

          	
            0,34

          
        


        
          	
        


        
          	
            Mexiko

          

          	
            Gesamt

          

          	
            8,130

          

          	
            1,222

          

          	
            21,34

          
        


        
          	

          	
            Maschinenbau

          

          	
            0,920

          

          	
            0,106

          

          	
            1,85

          
        


        
          	

          	
            Herst. von chemischen Erzeugnissen

          

          	
            0,891

          

          	
            0,175

          

          	
            3,06

          
        


        
          	

          	
            Herst. von elektrischen Erzeugnissen

          

          	
            0,178

          

          	
            0,289

          

          	
            5,05

          
        


        
          	

          	
            Herst. von Kraftwagen und -teilen

          

          	
            2,900

          

          	
            0,237

          

          	
            4,14

          
        


        
          	
        


        
          	
            Brasilien

          

          	
            Gesamt

          

          	
            24,543

          

          	
            2,783

          

          	
            24,42

          
        


        
          	

          	
            Maschinenbau

          

          	
            1,265

          

          	
            0,258

          

          	
            2,26

          
        


        
          	

          	
            Herst. von chemischen Erzeugnissen

          

          	
            3,650

          

          	
            0,468

          

          	
            4,11

          
        


        
          	

          	
            Herst. von elektrischen Erzeugnissen

          

          	
            1,278

          

          	
            0,094

          

          	
            0,82

          
        


        
          	

          	
            Herst. von Kraftwagen und -teilen

          

          	
            7,536

          

          	
            0,477

          

          	
            4,18

          
        


        
          	
            Berechnung der intermediären Handelsströme anhand der Klassifizierung der BEC. Umrechnung der Klassifizierung von BEC auf NACE Rev.2 erfolgt mit Hilfe der RAMON-Database.

          
        


        
          	
            Quelle: Bundesbank; BACI.

          
        

      
    


    Zusammenfassung


    Länderrisiken können die Allokation von ausländischen Direktinvestitionen deutscher Unternehmen maßgeblich erklären. Dabei sind es vor allem Länder, die mit weniger Risiko behaftet sind, in die ein Großteil der deutschen FDI fließt. Osteuropäische und Schwellenländer wie die BRIC-Staaten haben in den vergangenen Jahren zunehmend Firmeninvestitionen aus Deutschland erfahren. Die vorliegenden Statistiken bestätigen zudem, dass Unternehmen aus dem produzierenden Gewerbe, wie z.B. die Automobilindustrie, in wachstumsstarke Ökonomien investieren. Ferner verdeutlichen die sektoralen Daten, dass mit den Investitionen aus Deutschland eine Zunahme im Zwischengüterhandel mit den jeweiligen Ländern zu beobachten ist. FDI werden nicht nur für die Erschließung neuer Märkte eingesetzt, sondern spiegeln auch die zunehmende Internationalisierung deutscher Produktionsnetzwerke wider. In den kommenden Jahren stellt sich für deutsche Unternehmen zunehmend die Frage, wie in einem international unsichereren Umfeld die grenzüberschreitenden Investitionstätigkeiten auszurichten sind.

  


  
    Tarifbindung im Einzelhandel: Trends und Lohneffekte

  


  


  
    Gabriel Felbermayr und Sybille Lehwald

  


  
    Die Bedeutung der Kollektivverträge im Handel hat sich in jüngster Zeit deutlich gewandelt: Seit 2000 hat sich der Anteil der Beschäftigungsverhältnisse, die einem Tarifvertrag unterliegen, von knapp drei Viertel auf weniger als die Hälfte verringert. Nur noch jeder dritte Betrieb verfügt über einen Kollektivvertrag. Tarifgebundene Betriebe sind größer und älter als ungebundene. Der Tendenz nach weisen sie auch eine geringere Produktivität auf und zahlen durchschnittlich 25 bis 32% höhere Löhne.


    Mehr gestreikt wurde selten in Deutschland – dies entspricht zumindest der aktuellen Wahrnehmung vieler Bürger. Das lange Zeit geschätzte und konsensuale System der Lohnfindung befindet sich in einer Phase der Veränderung. Neben dem vieldiskutierten Aufbrechen des Grundsatzes der Tarifeinheit seit 2010 ist ein wichtiges Kennzeichen dieses Wandels der fallende Anteil der Firmen, die Branchentarifverträgen unterliegen.


    Wir greifen dieses Thema auf und beschäftigen uns im Rahmen dieses Artikels mit der Tarifstruktur des deutschen Einzelhandels. Während allgemein zu beobachten ist, dass die Tarifbindung seit Mitte der 1990er Jahre rückläufig ist (vgl. Ellguth und Kohaut 2014 für Deutschland und Visser 2013 für einen internationalen Vergleich), so ist die Situation im deutschen Einzelhandel von besonderem Interesse: Zum einen ist der Rückgang von tarifgebundenen Betrieben in diesem Sektor besonders ausgeprägt, und zum anderen hat die Praxis einiger Unternehmen, die einzelne Betriebsteile als eigenständige Unternehmen ausgründen und somit auch von der Tarifbindung lösen, zu wiederholten Diskussionen in der Öffentlichkeit geführt (vgl. ver.di 2012).


    Doch welche Folgen hat die Bindung an einen Tarifvertrag? Von Freeman und Medoff (1984) wurde bereits darauf hingewiesen, dass aus betrieblicher Sicht Tarifvereinbarungen die Beziehungen zwischen Arbeitnehmern und ihren Arbeitgebern vereinfachten und somit eine produktivitätssteigernde Wirkung für den Betrieb haben könnten. Auf der anderen Seite werden Tarifverträge auch immer wieder mit restriktiven Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen und höheren Lohntarifen in Verbindung gebracht, welche als produktivitätshemmend wahrgenommen werden (vgl. Hirsch 2004 für einen Überblick zu dem Zusammenhang von Tarifbindung und Firmenproduktivität).


    In diesem Bereich wählen wir bewusst einen sehr deskriptiven, datenorientierten Ansatz, um zunächst ohne theoretische Einordnungen oder komplexe ökonometrische Identifikationsannahmen ein Bild der aktuellen Situation im deutschen Einzelhandelssektor zu zeichnen. Wir gründen unsere Analyse auf den sogenannten LIAB, Daten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), über einen Zeitraum von 2000 bis 2010. Dieser Datensatz umfasst detaillierte Betriebsinformationen – wie beispielsweise die Bindung eines Betriebes an einen Kollektivvertrag oder dessen sektorale Zugehörigkeit –, die auf einer repräsentativen, jährlich durchgeführten Umfrage beruhen. Darüber hinaus enthält dieser Datensatz individuelle Informationen über die Gesamtheit der Beschäftigten in den jeweils befragten Betrieben. Dazu gehören beispielsweise die genaue Angabe des Arbeitsentgeltes, Informationen über den Bildungsgrad und detaillierte Angaben zum Beruf des jeweiligen Arbeitnehmers. Da die individuellen Beschäftigungsinformationen auf gesetzlich verpflichtenden Sozialversicherungsmeldungen basieren, sind sie als besonders verlässlich einzustufen. Die aktuellsten Daten, die für die wissenschaftliche Forschung zur Verfügung stehen, beziehen sich auf das Jahr 2010. Der Großteil unserer Analyse basiert auf diesem Jahr. Dabei konzentrieren wir uns auf den Einzelhandelssektor. Für dieses Jahr beobachten wir 871 Betriebe mit insgesamt 21941 Beschäftigten. Weitere Details zu den verwendeten Daten liefert Kasten 1.


    
      Kasten 1

      Datengrundlage


      Die Grundlage unserer Analyse bilden die sogenannten LIAB-Daten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB). Dabei handelt es sich um einen integrierten Betriebs- und Personendatensatz, der Daten aus einer jährlichen repräsentativen Betriebsbefragung (dem IAB-Betriebspanel) mit individuellen Personendaten verknüpft: Jedem befragten Betrieb des IAB-Betriebspanels werden über eine Identifikationsnummer die offiziellen Arbeitnehmerdaten seiner Beschäftigten zugespielt, die aus Meldungen zur Sozialversicherung stammen. Aktuell liegen für wissenschaftliche Auswertungen Daten bis zum Jahr 2010 vor.


      Das IAB-Betriebspanel basiert auf einer nach Betriebsgröße, Branche und Bundesland disproportional geschichteten Stichprobe. Allerdings können durch die Verwendung von bereitgestellten Gewichtungsfaktoren repräsentative Aussagen getroffen werden. Dies gilt allerdings nicht für Analysen unterhalb der Schichtungsmatrix. (So werden beispielsweise in der Schichtungsmatrix 19 Branchen (2010) unterschieden. Eine weitere Aufgliederung der Branchen ist nicht möglich.) Im Rahmen dieser Betriebsbefragung werden zahlreiche Informationen abgefragt. Für unsere Analyse ist vor allem die Information zum Tarifstatus eines Betriebes interessant. Insgesamt werden im Jahr 2010 16 296 Betriebe in den Daten beobachtet, davon 871 im Einzelhandelssektor.


      Die individuellen Arbeitnehmerinformationen beruhen auf gesetzlichen Meldungen zur Sozialversicherung und sind damit als besonders verlässlich einzustufen. Von zentralem Interesse sind hier die Angaben der Bruttotagesentgelte. Insgesamt werden im Jahr 2010 1 629 542 Personen in den Daten beobachtet, davon 21941 im Einzelhandelssektor.


      Für weitere Informationen vgl. vom Berge, König und Seth (2008) und Heining, Scholz und Seth (2013).

    


    Im Folgenden gehen wir zuerst auf die zeitliche Entwicklung der Tarifstruktur im Handelssektor von 2000 bis 2010 ein. Im Anschluss daran betrachten wir die betrieblichen Unterschiede zwischen tarifgebundenen und tarifungebundenen Betrieben und stellen die Entgeltunterschiede zwischen diesen Gruppen dar. In einem letzten Schritt analysieren wir die Lohn- und Gehaltsdifferenzen auf individueller Ebene zwischen tarifgebundenen Arbeitnehmern und Beschäftigten ohne Tarifbindung. Ziel dieses Artikels ist es, erste beschreibende Erkenntnisse zur aktuellen Situation im deutschen Einzelhandel im Hinblick auf die Tarifstruktur zu liefern. Unsere Analysen zeigen daher Korrelationsergebnisse und sind nicht als kausale Zusammenhänge zu interpretieren.


    Entwicklung der Tarifbindung im deutschen Handelsgewerbe1


    
      Kasten 2

      Das System der Tarifbindung in Deutschland


      In Deutschland gilt das Prinzip der Tarifautonomie, wonach den Koalitionen (Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden) das Recht zukommt, »Vereinbarungen mit normativer Wirkung und frei von staatlichen Eingriffen über Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen, insbesondere Tarifverträge […] abzuschließen« (Wikipedia, 3. Juni 2015). Dieses Recht ist in Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes verankert. Die rechtlichen Rahmenbedingungen für Tarifverhandlungen sind im Tarifvertragsgesetz von 1949 festgelegt.


      Typisch für das deutsche System war lange Zeit der überbetriebliche Flächentarifvertrag. Er wird auch als Branchen- oder Verbandstarifvertrag bezeichnet und von Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften branchenweit ausgehandelt. Entgelte und Arbeitsbedingungen können anstatt auf überbetrieblicher Ebene auch auf Unternehmens- oder Betriebsebene geregelt werden. Hier kommen einerseits Firmentarifverträge zwischen dem einzelnen Arbeitgeber und einer Gewerkschaft in Frage oder andererseits individuelle Arbeitsverträge zwischen Arbeitgeber und den einzelnen Mitarbeitern. Für weitere Informationen vgl. Schnabel (2000) und Wiedemann (1999).

    


    Um die Entwicklung der Tarifbindung im Handelssektor über die Zeit zu beurteilen, müssen vorerst der Groß- und Einzelhandelssektor gemeinsam betrachtet werden.2 Es zeigt sich, dass im Jahr 2000 rund jeder zweite Betrieb (52%) in diesem aggregierten Sektor an einen Tarifvertrag gebunden ist. 2010 gilt dies nur noch für knapp jeden dritten Betrieb im Handelsgewerbe (insgesamt 31%, davon im Großhandelssektor 26% und im Einzelhandelssektor 34%). Der Anteil tarifgebundener Arbeitnehmer im Groß- und Einzelhandelssektor insgesamt ist über den entsprechenden Zeitraum von 72% auf 49% gesunken (davon im Großhandelssektor auf 44% und Einzelhandelssektor auf 51%). Getrieben wird diese Entwicklung vor allem durch einen Rückgang in der Anzahl von Betrieben, die an Branchentarifverträge gebunden sind. Ihr Anteil auf Betriebsebene ist über den betrachteten Zeitraum von 50% auf 30% gesunken (davon im Großhandelssektor auf 23% und im Einzelhandelssektor auf 32%). Der Anteil von Betrieben mit Firmentarifverträgen ist im aggregierten Handelssektor mit rund 2% zwar konstant geblieben (3% im Großhandelssektor, 2% im Einzelhandelssektor) – hat aber eine nur untergeordnete Bedeutung. Abbildung 1 verdeutlicht die Entwicklung der Tarifstruktur sowohl auf Betriebs- als auch auf Arbeitnehmerebene. Die Gegenüberstellung mit der Entwicklung der Tarifstruktur in der Gesamtwirtschaft (d.h. aller Sektoren) verdeutlicht, dass über den gesamten Zeitraum der Rückgang der Tarifbindung im Handelsgewerbe besonders stark ausgeprägt ist. Auf Beschäftigtenebene ist ab dem Jahr 2004 eine stärkere Dynamik zu erkennen.


    
    Abb. 1

    Entwicklung der Tarifbindung im Handelssektor (Groß- und Einzelhandel), 2000–2010
[image: 2187.png]


    Eine regionale Analyse zeigt zudem, dass der Rückgang der Tarifbindung im Handelsgewerbe (Groß- und Einzelhandel zusammen betrachtet) sowohl in West- als auch in Ostdeutschland zu beobachten ist. Allerdings gilt hier, dass der Anteil tarifgebundener Betriebe (und Arbeitnehmer) in Westdeutschland deutlich höher liegt als in Ostdeutschland: Im Jahr 2010 sind in Westdeutschland doppelt so viele Betriebe (und Arbeitnehmer) tariflich gebunden wie in Ostdeutschland. Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Tarifbindung getrennt für Ost- und Westdeutschland.


    
    Abb. 2

    Entwicklung der Tarifbindung im Groß- und Einzelhandelssektor getrennt in Ost- und Westdeutschland
[image: 2301.png]


    Ein Vergleich mit anderen Branchen für das Jahr 2010 macht deutlich, dass der Anteil tarifgebundener Betriebe im deutschen Einzelhandel mit 34% genau dem Branchendurchschnitt entspricht, der Großhandelssektor liegt mit 26% leicht darunter. Von der Arbeitnehmerseite aus betrachtet liegt der Anteil tarifgebundener Beschäftigter sowohl im Einzelhandel als auch im Großhandel mit 51 bzw. 44% jeweils unter dem Branchendurchschnitt von 63%. Abbildung 3 stellt die Tarifbindung einzelner Sektoren gegenüber.


    
    Abb. 3

    Tarifbindung nach Sektor, 2010
[image: 2393.png]


    Typische Eigenschaften von tarifgebundenen Betrieben


    Was sind typische Eigenschaften von tarifgebundenen Betrieben im deutschen Einzelhandel? Wir beginnen mit einer einfachen deskriptiven Herangehensweise und stellen tarifgebundene Betriebe aus dem Jahr 2010 jenen ohne Tarifbindung gegenüber. Wie aus Tabelle 1 deutlich wird, beschäftigen tarifgebundene Betriebe im Durchschnitt 17 Arbeitnehmer, während in Betrieben ohne Tarifbindung durchschnittlich neun Arbeitnehmer beschäftigt sind.3 Auch bezogen auf den durchschnittlichen Jahresumsatz zeigt sich ein systematischer Größenunterschied zwischen beiden Betriebsgruppen: Während tarifgebundene Betriebe einen durchschnittlichen Jahresumsatz von rund 3 Mio. Euro aufweisen, liegt der entsprechende Wert der Betriebe ohne Tarifbindung bei knapp 1,2 Mio. Euro. Die Tatsache, dass die Betriebsgröße in der Regel positiv mit Tarifgebundenheit korreliert, wird in der wissenschaftlichen Literatur häufig mit der Transaktionskostentheorie in Verbindung gebracht (vgl. dazu Schnabel et al. 2003). Diesem Argument zufolge weisen größere Betriebe einen höheren Komplexitätsgrad auf – ein Kollektivvertrag kann in einer solchen Situation zu einer Vereinfachung führen und Transaktionskosten senken.


    Darüber hinaus wird aus Tabelle 1 deutlich, dass der Anteil junger Betriebe – also jener Betriebe, die maximal fünf Jahre alt sind – innerhalb der Gruppe der tarifungebundenen Betriebe deutlich höher liegt als in der Gruppe mit Tarifbindung: Während knapp ein Viertel aller Betriebe ohne Tarifbindung maximal fünf Jahre alt sind, sind es nur rund 15% innerhalb der Betriebsgruppe mit Tarifbindung. In der Regel wird dies darauf zurückgeführt, dass junge Betriebe häufig flexiblere Strukturen benötigen, um überlebensfähig und erfolgreich zu sein. Schnabel, Zagelmeyer und Wagner (2006) führen zudem an, dass eine gewisse Pfadabhängigkeit als Erklärung dafür dienen kann, warum vornehmlich ältere Unternehmen tarifgebunden sind. Sie argumentieren, dass ältere Betriebe häufiger positive Erwartungen – beispielsweise im Hinblick auf die Problemlösungsstrategie – mit Kollektivverträgen verbänden. Dies führen sie darauf zurück, dass ältere Betriebe möglicherweise in der Vergangenheit bereits von tariflichen Regelungen profitiert hätten, als diese noch das vorherrschende Regime waren.


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 1


            Charakteristika von Betrieben mit und ohne Kollektivvertrag im Einzelhandelssektor 2010

          
        


        
          	

          	
            Betriebe mit Tarifvertrag

          

          	
            Betriebe ohne Tarifvertrag

          

          	
            Statistische Signifikanz des Unterschieds

          
        


        
          	
            Betriebsgröße

          
        


        
          	
            Beschäftigte

          

          	
            17

          

          	
            9

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            Umsatz (in Euro pro Jahr)

          

          	
            3143422

          

          	
            1190762

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            Weitere Betriebscharakteristika

          
        


        
          	
            Anteil junger Betriebe (jung = max. fünf Jahre alt) (in %)

          

          	
            15

          

          	
            24

          

          	
            **

          
        


        
          	
            Anteil der Betriebe mit mehrheitlich ausländischem Eigentümer (in %)

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
        


        
          	
            Anteil eigenständiger Betriebe (= kein Filialbetrieb) (in %)

          

          	
            59

          

          	
            82

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            Anteil der Betriebe mit Betriebsrat (in %)

          

          	
            18

          

          	
            2

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            Beschäftigtenkomposition

          
        


        
          	
            Anteil der Vollzeitbeschäftigte (in %)

          

          	
            49

          

          	
            56

          

          	
            **

          
        


        
          	
            Anteil der Teilzeitbeschäftigte (in %)

          

          	
            44

          

          	
            38

          

          	
            **

          
        


        
          	
            Anteil marginaler Beschäftigung (in %)

          

          	
            16

          

          	
            15

          

          	
        


        
          	
            Anteil weiblicher Beschäftigung (in %)

          

          	
            78

          

          	
            70

          

          	
            **

          
        


        
          	
            Anteil der Beschäftigung nicht deutscher Staatsangehörigkeit (in %)

          

          	
            4

          

          	
            4

          

          	
        


        
          	
            Anteil der Beschäftigter ohne Qualifikationsinformation (in %)

          

          	
            27

          

          	
            39

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            Anteil Geringqualifizierter (in %)

          

          	
            9

          

          	
            8

          

          	
        


        
          	
            Anteil durchschnittlich Qualifizierter (in %)

          

          	
            60

          

          	
            51

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            Anteil Hochqualifizierter (in %)

          

          	
            4

          

          	
            2

          

          	
            **

          
        


        
          	
            Anteil der Altersgruppe (18–25) (in %)

          

          	
            15

          

          	
            14

          

          	
        


        
          	
            Anteil der Altersgruppe (26–35) (in %)

          

          	
            18

          

          	
            19

          

          	
        


        
          	
            Anteil der Altersgruppe (36–45) (in %)

          

          	
            26

          

          	
            26

          

          	
        


        
          	
            Anteil der Altersgruppe (46–55) (in %)

          

          	
            28

          

          	
            28

          

          	
        


        
          	
            Anteil der Altersgruppe (56–65) (in %)

          

          	
            14

          

          	
            13

          

          	
        


        
          	
            (Logarithmierte) Durchschnittslöhnea)

          

          	
            3,66

          

          	
            3,34

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            (Logarithmierte) Durchschnittslöhnea) (Vollzeitbeschäftigte)

          

          	
            4,03

          

          	
            3,69

          

          	
            ***

          
        


        
          	
            Produktivitätsmaß: Umsatz/Entgeltsumme

          

          	
            15,76

          

          	
            18,36

          

          	
        


        
          	
            Entgeltflexibilität: Varianz der logarithmierten Löhne und Gehälter

          

          	
            0,39

          

          	
            0,29

          

          	
            *

          
        


        
          	
            Gewichtungsfaktoren wurden berücksichtigt. Im Jahr 2010 werden für den Einzelhandelssektor 871 Betriebe beobachtet. Die letzte Spalte gibt die statistische Signifikanz der Differenz der Mittelwerte aus Spalte 2 und 3 an. – ***, **, * verweist auf 1%-, 5%- und 10%-Signifikanzniveau. Nähere Informationen zu den Qualifikationsniveaus der Beschäftigten in Fußnote 4. – a) Die Durchschnittslöhne zeigen Bruttotagesentgelte. Diese werden aus den vom Arbeitgeber gemeldeten Zeitraumentgelt sowie der Dauer des Zeitraums der Originalmeldung in Kalendertagen berechnet (für Details vgl. vom Berge, König und Seth 2013). Eine Berechnung von Entgelten pro Arbeitsstunde ist daraus nicht ableitbar.

          
        


        
          	
            Quelle: Darstellung des ifo Instituts auf Grundlage der LIAB-Daten.

          
        

      
    


    Deutlich wird außerdem, dass der Anteil von eigenständigen Unternehmen – in Abgrenzung zu Filialbetrieben – mit 82% innerhalb der Gruppe nicht tarifgebundener Betriebe deutlich größer ist als innerhalb der Gruppe tarifgebundener Betriebe (59%). Dies lässt im Umkehrschluss die Interpretation zu, dass Filialbetriebe häufiger zu einer tariflichen Regelung neigen als eigenständige Betriebe. Eine mögliche Erklärung ist hier, dass Filialen oder Niederlassungen größerer Unternehmen häufig die Tarifbindung vom Mutterunternehmen übernehmen. Die Gegenüberstellung zeigt außerdem, dass rund 18% der Betriebe mit Tarifbindung auch über einen Betriebsrat verfügen, innerhalb der Gruppe ohne Tarifbindung liegt der entsprechende Anteil bei nur 2%.


    Vergleicht man die Struktur der Beschäftigungsverhältnisse zwischen tarifgebundenen und ungebundenen Betrieben, so wird deutlich, dass jene Betriebe ohne Kollektivvertrag mit 56% einen höheren Anteil an Vollzeitbeschäftigten aufweisen als die Betriebe ohne Tarifvertrag, bei denen weniger als jeder zweite Arbeitnehmer in Vollzeit beschäftigt ist (49%). Entsprechend ist der Anteil an Teilzeitbeschäftigung in tarifgebundenen Betrieben höher (44%) als in ungebundenen Betrieben (38%). Im Hinblick auf die Inanspruchnahme marginaler Beschäftigungsverhältnisse unterscheiden sich beide Betriebsgruppen nicht (16% für tarifgebundene und 15% für ungebundene Betriebe, Unterschied ist statistisch nicht signifikant).


    Schließlich stellt Tabelle 1 noch die Beschäftigtenstruktur beider Betriebsgruppen gegenüber. Hier ist zu erkennen, dass Betriebe mit Kollektivvertrag einen höheren Anteil an Frauen aufweisen (78%) als Betriebe ohne Tarifvertrag (70%). Außerdem wird deutlich, dass sich die Altersstruktur zwischen tarifgebundenen und ungebundenen Betrieben stark ähnelt (die Unterschiede sind statistisch nicht signifikant). Im Hinblick auf die Qualifikationsstruktur ist jedoch zu erkennen, dass Betriebe mit Tarifbindung einen höheren Anteil durchschnittlich und Hochqualifizierter beschäftigen.4 Bei den Geringqualifizierten sind keine statistisch signifikanten Unterschiede erkennbar. Innerhalb der Gruppe der tarifungebundenen Betriebe ist hingegen der Anteil der Beschäftigten ohne Bildungs- bzw. Qualifikationsinformation deutlich höher.


    Zusätzlich zu dieser deskriptiven Darstellung ziehen wir ein ökonometrisches Modell heran, welches die Wahrscheinlichkeit einer Tarifbindung auf Betriebsebene quantifiziert. Da die zu erklärende Variable nur die Ausprägung 1/0 (Tarifvertrag gilt/gilt nicht) annimmt, bietet sich die Schätzung eines dichotomen Probitmodells an. Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse dieser Analyse. Dem Probitmodell werden die Ergebnisse einer einfachen Kleinste-Quadrate-Schätzung (OLS) gegenübergestellt. Auch hier zeigt sich, dass die Wahrscheinlichkeit einer kollektiven Tarifbindung mit der Betriebsgröße zunimmt. Ebenso wird deutlich, dass eigenständige Betriebe (in Abgrenzung zu Filialbetrieben) ebenso wie junge Betriebe seltener zu tariflichen Regelungen neigen. Am stärksten ist die Existenz eines Betriebsrats mit der Wahrscheinlichkeit einer tariflichen Regelung korreliert. Im Hinblick auf die Beschäftigtenkomposition ist lediglich der Anteil weiblicher Beschäftigter als signifikant positiv mit der Wahrscheinlichkeit einer Tarifbindung korreliert. Insgesamt zeigen die Ergebnisse des Probitmodells und der Kleinste-Quadrate-Schätzung das gleiche Muster.


    
      
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 2


            Ergebnisse der ökonometrischen Schätzung, Probitmodell, Einzelhandelssektor 2010

          
        


        
          	
            Abhängige Variable: Tarifvertrag gilt/gilt nicht (1/0)

          

          	
            probit

          

          	
            OLS

          
        


        
          	
            Anzahl Beschäftigte (in logs)

          

          	
            0,096***

          

          	
            0.084***

          
        


        
          	
            (0,021)

          

          	
            (0.018)

          
        


        
          	
            Eigenständiger Betrieb (Dummy)

          

          	
            –0,126**

          

          	
            –0.113*

          
        


        
          	
            (0,063)

          

          	
            (0.058)

          
        


        
          	
            Betriebsrat (Dummy)

          

          	
            0,039***

          

          	
            0.322***

          
        


        
          	
            (0,087)

          

          	
            (0.074)

          
        


        
          	
            Junger Betrieb (Dummy)

          

          	
            –0,010**

          

          	
            –0.091**

          
        


        
          	
            (0,050)

          

          	
            (0.044)

          
        


        
          	
            Mehrheitlich ausländischer Eigentümer (Dummy)

          

          	
            –0,016

          

          	
            –0.144

          
        


        
          	
            (0,124)

          

          	
            (0.138)

          
        


        
          	
            Anteil marginaler Beschäftigung

          

          	
            –0,038

          

          	
            –0.037

          
        


        
          	
            (0,124)

          

          	
            (0.110)

          
        


        
          	
            Anteil Teilzeitbeschäftigung

          

          	
            –0,021

          

          	
            –0.010

          
        


        
          	
            (0,075)

          

          	
            (0.061)

          
        


        
          	
            Anteil Geringqualifizierter

          

          	
            –0,065

          

          	
            –0.049

          
        


        
          	
            (0,144)

          

          	
            (0.108)

          
        


        
          	
            Anteil älterer Arbeitnehmer


            (Altersgruppe 56–65)

          

          	
            –0,024

          

          	
            –0.018

          
        


        
          	
            (0,108)

          

          	
            (0.090)

          
        


        
          	
            Anteil weiblicher Beschäftigter

          

          	
            0,170**

          

          	
            0.144**

          
        


        
          	
            (0,076)

          

          	
            (0.059)

          
        


        
          	
            Bundesland-Dummys

          

          	
            Ja

          

          	
            Ja

          
        


        
          	
            R2

          

          	

          	
            0,20

          
        


        
          	
            N

          

          	
            871

          

          	
            871

          
        


        
          	
            Gewichtungsfaktoren wurden berücksichtigt. Standardfehler sind in Klammern angegeben. – ***, **, * verweist auf 1%–, 5%– und 10%–Signifikanzniveau. Die Ergebnisse des Probitmodells zeigen marginale Effekte (am Mittelwert).

          
        


        
          	
            Quelle: Berechnungen des ifo Instituts auf Grundlage des LIAB.

          
        

      
    


    Tarifgebundene Betriebe zahlen höhere Löhne und Gehälter5


    Vergleicht man die Löhne und Gehälter von Betrieben mit und ohne Tarifbindung, so wird deutlich, dass tarifgebundene Betriebe im Durchschnitt einen Entgeltaufschlag in Höhe von rund 32% (Differenz aus 3,66 und 3,34, vgl. Tab. 1) bezahlen. Vergleicht man tarifgebundene und ungebundene Betriebe in derselben Größenklasse und innerhalb desselben Bundeslandes, so beläuft sich die Entgeltdifferenz auf rund 22%.6


    Aus betrieblicher Perspektive interessiert natürlich nicht nur das Entgelt sondern vor allem die Produktivität der eingesetzten Arbeit. Als ein mögliches und in den Daten abbildbares Maß für Einzelhandelsbetriebe betrachten wir im Folgenden den Umsatz relativ zur Summe aller Entgelte.7 Hier zeigt sich, dass Betriebe mit Kollektivvertrag im Durchschnitt einen Wert von rund 16 aufweisen. Das heißt, sie erwirtschaften pro 1 Euro Lohn- und Gehaltseinsatz einen Umsatz von rund 16 Euro. Anders ausgedrückt: circa 6,3% des Umsatzes muss durchschnittlich in kollektivvertraglich gebundenen Betrieben für Lohn- und Gehaltszahlungen verwendet werden. Betriebe ohne Kollektivvertrag erwirtschaften hingegen pro 1 Euro Entgeltzahlung einen Umsatz von rund 18 Euro; nur etwa 5,6% des Umsatzes muss für Lohn- und Gehaltszahlungen eingesetzt werden. Diese Zahlen legen nahe, dass tarifungebundene Betriebe tendenziell eine höhere Produktivität aufweisen.8


    Schließlich betrachten wir die Varianz der logarithmierten Löhne und Gehälter auf Betriebsebene als ein Maß der Entgeltflexibilität. Die zugrunde liegende Idee ist hier, dass sich eine höhere Lohn- und Gehaltsflexibilität in einer höheren Lohnvarianz9 innerhalb eines Betriebes widerspiegelt. Aus Perspektive der Arbeitnehmer misst die Lohnvarianz das Ausmaß der firmeninternen Lohnungleichheit. Hier zeigt sich, dass die Varianz der logarithmierten Löhne und Gehälter in Betrieben mit Tarifbindung mit einem Wert von 0,39 um 0,10 Punkte höher liegt als der vergleichbare Wert in der Gruppe tarifungebundener Betriebe (0,29). Tarifgebundene Betriebe zeigen demnach eine höhere Lohnvarianz und der obigen Argumentation zufolge eine höhere Lohnflexibilität bzw. eine höhere Lohnungleichheit.10 Dieser empirische Befund ist überraschend und widerspricht der oft geäußerten Vermutung, die interne Lohnungleichheit sei in kollektivvertraglich gebundenen Betrieben geringer.


    Entgeltunterschiede auf individueller Arbeitnehmerebene


    Im letzten Teil dieses Artikels verändern wir unsere Perspektive und kommen von der Betrachtung der Betriebsebene zur Ebene der einzelnen Arbeitnehmer. Im Folgenden stellen wir für unterschiedliche Teilgruppen der Beschäftigten die (logarithmierten) Durchschnittslöhne und -gehälter und die sich daraus ergebenden Entgeltdifferenzen für tarifgebundene und tarifungebundene Arbeitnehmer dar. Tabelle 3 zeigt die Übersicht. Wir vergleichen dabei ausschließlich vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer miteinander um sicherzustellen, dass die dargestellten Entgeltunterschiede nicht auf unterschiedliche Beschäftigungsstrukturen im Hinblick auf Voll- und Teilzeitbeschäftigung zurückzuführen sind.11


    Die erste Zeile der Tabelle 3 zeigt einen durchschnittlichen Entgeltunterschied zwischen tarifgebundenen und tarifungebundenen Arbeitnehmern in Höhe von 25%. Diese durchschnittliche Entgeltdifferenz in Höhe von 25% auf Arbeitnehmerebene steht einer durchschnittlichen Entgeltprämie von 32% auf Betriebsebene gegenüber (vgl. Tab. 1).12 Diese Differenz lässt sich auf die unterschiedliche Betrachtungsweise zurückführen: Bei der Analyse auf Betriebsebene wird der (logarithmierte) Durchschnittslohn tarifgebundener und tarifungebundener Betriebe verglichen; de facto werden alle Betriebe – ungeachtet ihrer Beschäftigtenanzahl – daher gleich gewichtet. Hingegen wird bei der Analyse auf individueller Ebene der (logarithmierte) Durchschnittslohn aller tarifgebundenen Arbeitnehmer mit dem (logarithmierten) Durchschnittslohn aller tarifungebundenen Arbeitnehmer verglichen. Die Größenverteilung der Firmen sowie die Lohnverteilung innerhalb der Firmen spielt dafür eine Rolle. Zwischen den beiden Zahlen existiert daher kein Widerspruch: sie beschreiben nur zwei verschiedene Blickweisen auf die Daten. Es ist daher richtig zu behaupten, dass Betriebe mit Tarifvertrag durchschnittlich rund 32% höhere Entgelte zahlen – gleichzeitig verdient ein Arbeitnehmer im Durchschnitt ein rund 25% höheres Entgelt, wenn er tarifgebunden ist.


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 3


            Entgeltunterschiede zwischen tarifgebundenen und ungebundenen Arbeitnehmern im Einzelhandelssektor 2010

          
        


        
          	

          	
            (log) Durchschnittslohn Arbeitnehmer mit Tarifvertrag

          

          	
            (log) Durchschnittslohn Arbeitnehmer ohne Tarifvertrag

          

          	
            Lohndifferenz in %

          
        


        
          	
            Alle Arbeitnehmer

          

          	
            4,11

          

          	
            3,86

          

          	
            25

          
        


        
          	
            Regionen

          
        


        
          	
            Ostdeutschland

          

          	
            4,07

          

          	
            3,63

          

          	
            44

          
        


        
          	
            Westdeutschland

          

          	
            4,12

          

          	
            3,94

          

          	
            18

          
        


        
          	
            Betriebsgröße

          
        


        
          	
            ein bis fünf Beschäftigte

          

          	
            3,83

          

          	
            3,58

          

          	
            25

          
        


        
          	
            sechs bis zehn Beschäftigte

          

          	
            4,02

          

          	
            3,72

          

          	
            30

          
        


        
          	
            elf bis 50 Beschäftigte

          

          	
            4,04

          

          	
            3,89

          

          	
            15

          
        


        
          	
            51–100 Beschäftigte

          

          	
            4,16

          

          	
            4,08

          

          	
            8

          
        


        
          	
            mehr als 100 Beschäftigte

          

          	
            4,28

          

          	
            4,28

          

          	
            0

          
        


        
          	
            Altersgruppen

          
        


        
          	
            18–25 Jahre

          

          	
            3,95

          

          	
            3,70

          

          	
            25

          
        


        
          	
            26–35 Jahre

          

          	
            4,13

          

          	
            3,88

          

          	
            25

          
        


        
          	
            36–45 Jahre

          

          	
            4,16

          

          	
            3,92

          

          	
            24

          
        


        
          	
            46–55 Jahre

          

          	
            4,13

          

          	
            3,84

          

          	
            29

          
        


        
          	
            56–65 Jahre

          

          	
            4,09

          

          	
            3,90

          

          	
            19

          
        


        
          	
            Berufsgruppen

          
        


        
          	
            Kassierer

          

          	
            4,03

          

          	
            3,73

          

          	
            30

          
        


        
          	
            Lager- und Transportarbeiter

          

          	
            4,07

          

          	
            3,97

          

          	
            10

          
        


        
          	
            Verkäufer

          

          	
            4,05

          

          	
            3,80

          

          	
            25

          
        


        
          	
            Einkäufer

          

          	
            4,25

          

          	
            3,99

          

          	
            26

          
        


        
          	
            Warenaufmacher/Verräumer

          

          	
            4,11

          

          	
            3,90

          

          	
            21

          
        


        
          	
            Gewichtungsfaktoren wurden berücksichtigt. Die dargestellten Daten beziehen sich ausschließlich auf Vollzeitbeschäftigte. Man beachte: Die dargestellten (logarithmierten) Durchschnittslöhne entsprechen Bruttotagesentgelten. Diese werden aus den vom Arbeitgeber gemeldeten Zeitraumentgelt sowie der Dauer des Zeitraums der Originalmeldung in Kalendertagen berechnet (für Details vgl. vom Berge, König und Seth 2013).

          
        


        
          	
            Quelle: Darstellung beruht auf Berechnungen des ifo Instituts auf Grundlage des LIAB.

          
        

      
    


    Tabelle 3 zeigt darüber hinaus die jeweiligen Entgeltunterschiede tarifgebundener und ungebundener Arbeitnehmer getrennt in Ost- und Westdeutschland. Hier wird deutlich, dass die durchschnittliche Entgeltdifferenz in Ostdeutschland mit rund 44% deutlich höher als jene in Westdeutschland mit nur 18% liegt.


    Betrachten wir den Entgeltunterschied zwischen tarifgebundenen und ungebundenen Arbeitnehmern innerhalb unterschiedlicher Betriebsgrößenklassen, so zeigt sich, dass die Entgeltprämie tendenziell mit der Betriebsgröße abnimmt.


    Vergleichen wir Arbeitnehmer innerhalb einzelner Altersgruppen, so wird deutlich, dass hier die durchschnittliche Lohn- und Gehaltsdifferenz zwischen 19% für Beschäftigte zwischen 56 und 65 Jahren und 29% für Arbeitnehmer im Alter von 46 bis 55 Jahren variiert.


    Schließlich betrachten wir die (logarithmierten) Durchschnittslöhne von Beschäftigten mit und ohne Kollektivvertrag innerhalb einiger Berufsgruppen. Auch hier variiert die Entgeltdifferenz zwischen 10% für Lager- und Transportarbeiter und 30% für Kassierer.


    Abschließend sei angemerkt, dass wir im Rahmen dieses Artikels darauf verzichtet haben, die kausale Lohn- und Gehaltsprämie eines Tarifvertrages zu quantifizieren. Dies würde eine partialanalytische Herangehensweise erfordern – beispielsweise über sogenannte individuelle Lohnregressionen. Eine aktuelle ökonometrische Untersuchung, die sich dieser Fragestellung widmet und den kausalen Lohn- und Gehaltseffekt einer Tarifbindung in Deutschland zu quantifizieren versucht, ist Addison et al. (2014). Die Autoren analysieren die Jahre 2000 bis 2010 ebenfalls auf Basis der LIAB-Daten. Sie finden, dass ein Austritt aus einem Branchentarifvertrag zu einer Veränderung der Entgelte im Durchschnitt über 40 Wirtschaftszweige von zwischen –1,5 und +2,4% führt. Obwohl sich diese Studie in ihrem Design deutlich von der vorliegenden deskriptiven Untersuchung unterscheidet, legen Zwischenergebnisse nahe, dass die Bedeutung von Kollektivverträgen im Einzelhandel deutlich über dem Branchendurchschnitt liegt.


    Fazit


    Ziel dieses Artikels ist eine Bestandsaufnahme der aktuellen Tarifstruktur im deutschen Einzelhandel. Dazu analysieren wir sowohl Betriebs- als auch individuelle Arbeitnehmerdaten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, die bis zum Jahr 2010 vorliegen. Es zeigt sich, dass die Bedeutung von Kollektivverträgen deutlich zurückgegangen ist: Während 2000 noch knapp drei Viertel aller Beschäftigten im Handelsgewerbe an einen Tarifvertrag gebunden waren, sind es im Jahr 2010 nur noch knapp die Hälfte. Aus betrieblicher Perspektive ist der Anteil tarifgebundener Betriebe über den entsprechenden Zeitraum von 56 auf 31% zurückgegangen. Außerdem zeigt sich, dass sich Betriebe mit Kollektivvertrag im Hinblick auf zahlreiche Charakteristika von Betrieben ohne Tarifbindung unterscheiden: Sie sind im Durchschnitt größer, älter und zahlen zwischen 25 und 32% höhere Entgelte.
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    Endnoten


    
      
        1 Zum System der Tarifbindung in Deutschland, vgl. Kasten 2.

      


      
        2 Leider ist nur für das Jahr 2010 eine Unterscheidung zwischen Groß- und Einzelhandelssektor möglich. Mehr Informationen zu den verwendeten Daten in Kasten 1. Zwar liegen schon ab 1996 Informationen zur Tarifbindung in Ost- und Westdeutschland vor, allerdings sind konsistente Auswertungen auf Industrieebene erst ab dem Jahr 2000 möglich.

      


      
        3 Die zugrunde liegende Größenverteilung ist sehr schief, d.h. wir beobachten eine Vielzahl sehr kleiner Betriebe und nur wenige sehr große Betriebe. Dies zeigt sich auch durch einen Vergleich des Mittelwertes (elf Beschäftigte) mit dem Median (fünf Beschäftigte). Die Betriebe teilen sich wie folgt auf die einzelnen Betriebsgrößenklassen auf: ein bis fünf Beschäftigte: 50% (der Betriebe), sechs bis zehn Beschäftigte: 23%, zehn bis 50 Beschäftigte: 23%, 50 bis 100 Beschäftigte: 2%, > 100 Beschäftigte: 1%. Insgesamt ist über die verwendeten Gewichtungsfaktoren jedoch die Repräsentativität der Auswertung sichergestellt.

      


      
        4 Als geringqualifiziert gelten jene Arbeitnehmer, die maximal mittlere Reife haben und keine Berufsausbildung; ein durchschnittlich Qualifizierter verfügt maximal über mittlere Reife und hat eine abgeschlossene Berufsausbildung, oder Abitur ohne abgeschlossene Berufsausbildung, oder Abitur mit Berufsausbildung; ein Hochqualifizierter verfügt über den Abschluss einer Fachhochschule oder einen Universitätsabschluss. Für einige Arbeitnehmer liegt keine Bildungsinformation vor –diese sind als eigenständige Gruppe unter Arbeitnehmer ohne Qualifikationsinformation beschrieben.

      


      
        5 Im Folgenden wird teilweise nur von Löhnen bzw. Durchschnittslöhnen – statt von Entgelten bzw. Durchschnittsentgelten gesprochen. Dies ist eine Vereinfachung, die sich an der wissenschaftlichen Literatur orientiert. Es sei angemerkt, dass damit immer sowohl Löhne als auch Gehälter gemeint sind.

      


      
        6 Diesen Ergebnissen liegt eine einfache Regressionsanalyse zugrunde, in der wir eine Indikatorvariable, die den Tarifstatus eines Betriebes angibt, auf den logarithmierten Durchschnittslohn eines Betriebes regressieren. Im zweiten Schritt berücksichtigen wir zusätzlich die Größe des Betriebes (logarithmierte Anzahl der Beschäftigten) und Indikatorvariablen für 16Bundesländer. Vergleichen wir den betrieblichen Durchschnittslohn von vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern über beide Betriebsgruppen, so ergibt sich eine Entgeltdifferenz in Höhe von 34% (bzw. 22% bei Kontrolle für Betriebsgröße und Bundesländer).

      


      
        7 Da uns leider keine Informationen über die genaue Arbeitszeit der Beschäftigten vorliegt, ist die Berechnung von sogenannten Vollzeitäquivalenten nicht möglich. Eine Betrachtung von Umsatz pro Vollzeitarbeitnehmer als alternatives Produktivitätsmaß ist daher leider nicht möglich. Zudem sei angemerkt, dass aus betrieblicher Perspektive zu der hier dargestellten Summe der Bruttoarbeitsentgelte die Lohnnebenkosten hinzugerechnet werden müssen. Dies können wir mit den Daten leider nicht abbilden.

      


      
        8 Gemäß einer einfachen Regressionsanalyse ist dieser Produktivitätsunterschied allerdings nur zu einem Signifikanzniveau von 16% statistisch von null verschieden. Dies entspricht einer Fehlertoleranz, die deutlich über den konventionellen Niveaus liegt. Allerdings ist hierbei auch zu beachten, dass die Standardfehler aufgrund der geringen Fallzahl (Informationen zum Umsatz sind nur für 662 Betriebe vorhanden) sehr hoch sind. Entsprechendes gilt, wenn wir für Betriebsgröße und Bundesländer kontrollieren.

      


      
        9 Gemeint ist auch hier wieder die Varianz der Löhne und Gehälter.

      


      
        10 Dieser Unterschied erweist sich als statistisch signifikant – auch dann noch, wenn man für Betriebsgröße kontrolliert. Kontrolliert man zusätzlich noch für Bundeslandindikatoren, geht allerdings die statistische Signifikanz verloren.

      


      
        11 Ein systematischer Unterschied beispielsweise von Teilzeitarbeitsverhältnissen zwischen tarifgebundenen und ungebundenen Betrieben innerhalb einzelner Arbeitnehmergruppen würde unsere dargestellte Entgeltdifferenz systematisch verzerren. Dies ist letztlich auch darauf zurückzuführen, dass wir nur Bruttotagesentgelte und keine Arbeitsentgelte pro Stunde beobachten können.

      


      
        12 Betrachten wir die Entgeltdifferenz zwischen tarifgebundenen und ungebundenen Betrieben nur auf Basis der Vollzeitbeschäftigten, ergibt sich ein Unterschied in Höhe von 34% (vgl. Tab. 1).

      

    

  


  
    Steuermehreinnahmen eröffnen Haushaltsspielräume


    

  


  
    Zu den Ergebnissen der Steuerschätzung vom Mai 2015

  


  
    Christian Breuer


    

  


  
    Der Arbeitskreises »Steuerschätzungen« hat die Aufkommensprognosen für die Jahre ab 2015 nach oben revidiert. Nachdem die Schätzungen in Folge einer konjunkturellen Eintrübung im Herbst noch abgesenkt werden mussten, werden seit der aktuellen Steuerschätzung im Mai wieder deutliche Mehreinnahmen erwartet. Für das laufende Jahr erwartet der Arbeitskreis ein um insgesamt 6,3 Mrd. Euro höheres Steueraufkommen im Vergleich zur Schätzung im November. In den Folgejahren liegen die Mehreinnahmen bei rund 8 Mrd. Euro jährlich.


    Die seit dem Herbst deutlich verbesserten konjunkturellen Rahmendaten spiegeln sich damit auch in den Steuereinnahmen wider. Die deutlichen Mehreinnahmen weisen auch angesichts der strukturellen Überschüsse in den öffentlichen Haushalten auf Haushaltsspielräume hin.


    Ergebnisse der Steuerschätzung


    Auf der 146. Sitzung des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« im Mai 2015 wurden die Steueraufkommensprognosen für den Zeitraum 2015 bis 2019 nach oben korrigiert. Bereits im Jahr 2014 erzielte der Staat mehr Steuereinnahmen als im November 2014 prognostiziert wurde. Auch für die Jahre ab 2015 wird im Vergleich zur Schätzung vom November mit deutlichen Mehreinnahmen gerechnet (vgl. Tab. 1).


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 1


            Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« in Mrd. Euro

          
        


        
          	

          	
            2013

          

          	
            2014

          

          	
            2015

          

          	
            2016

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2019

          
        


        
          	
            Nov. 2014

          

          	
            619,7

          

          	
            640,9

          

          	
            660,2

          

          	
            683,7

          

          	
            707,8

          

          	
            734,6

          

          	
            760,3

          
        


        
          	
            Mai 2015

          

          	
            619,7

          

          	
            643,6

          

          	
            666,5

          

          	
            691,4

          

          	
            715,5

          

          	
            742,7

          

          	
            768,7

          
        


        
          	
            Schätzungskorrektur

          

          	
            0,0

          

          	
            2,7

          

          	
            6,3

          

          	
            7,7

          

          	
            7,7

          

          	
            8,1

          

          	
            8,4

          
        


        
          	
            Quelle: BMF (2014; 2015).

          
        

      
    


    Für das Jahr 2015 wird das prognostizierte Steueraufkommen um 6,3 Mrd. Euro erhöht, was rund 1% des Gesamtsteueraufkommens entspricht. Die Prognosekorrektur folgt den inzwischen wieder deutlich verbesserten Konjunkturindikatoren und den entsprechenden Prognosen für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Die Struktur des erwarteten Steueraufkommens wird in Abbildung 1 dargestellt.


    
    Abb. 1
[image: 1794.png]


    Grundlagen der Prognoserevision


    Die vom Arbeitskreis »Steuerschätzungen« prognostizierten Mehreinnahmen entsprechen der Größe nach ungefähr den Mindereinnahmen, die noch im Herbst erwartet worden waren. Beide Prognosekorrekturen basierten auf einem jeweils veränderten Konjunkturbild. So ging die vorherige 145. Sitzung des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« im November 2014 noch von einer sich verschlechternden konjunkturellen Entwicklung aus und führte entsprechend zu einer Abwärtsrevision (vgl. Breuer 2014). Inzwischen haben sich die gesamtwirtschaftlichen Rahmendaten allerdings wieder deutlich verbessert. Beispielsweise legte der ifo Index, der zwischen den Prognoseterminen im Frühjahr 2014 und Herbst 2014 erheblich gesunken ist, seit November 2014 wieder deutlich zu (vgl. Abb. 2). Die von der Bundesregierung erstellte Frühjahrsprojektion (vgl. BMWi 2015) erwartet nun für das laufende Jahr ein Wachstum des nominalen Bruttoinlandsprodukts in Höhe von 3,8%, während noch im Herbst lediglich 3,2 erwartet wurde (vgl. Tab. 2). Die Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute ist sogar noch optimistischer und rechnet mit einem nominalen Wachstum in Höhe von 4,0% für das Jahr 2015.(vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2015). Die optimistischere Einschätzung der Konjunktur zieht nun auch Korrekturen bei den Steueraufkommensprognosen nach sich.


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Tab. 2


            Bruttoinlandsprodukt und Steueraufkommen


            Veränderung gegenüber Vorjahr in % (in jeweiligen Preisen)

          
        


        
          	

          	
            2013

          

          	
            2014

          

          	
            2015

          

          	
            2016

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2019

          
        


        
          	
            Bruttoinlandsprodukt, Prognose der Bundesregierung

          
        


        
          	
            Okt. 2014

          

          	
            2,2

          

          	
            3,2

          

          	
            3,2

          

          	
            3,1

          

          	
            3,1

          

          	
            3,1

          

          	
            3,1

          
        


        
          	
            Apr. 2015

          

          	
            2,2

          

          	
            3,4

          

          	
            3,8

          

          	
            3,3

          

          	
            3,2

          

          	
            3,2

          

          	
            3,2

          
        


        
          	
            Differenz

          

          	
            0,0

          

          	
            0,2

          

          	
            0,6

          

          	
            0,2

          

          	
            0,1

          

          	
            0,1

          

          	
            0,1

          
        


        
          	
            Steueraufkommen, Prognose des Arbeitskreises »Steuerschätzungen«

          
        


        
          	
            Nov. 2014

          

          	
            3,3

          

          	
            3,4

          

          	
            3,0

          

          	
            3,6

          

          	
            3,5

          

          	
            3,8

          

          	
            3,5

          
        


        
          	
            Mai 2015

          

          	
            3,3

          

          	
            3,9

          

          	
            3,6

          

          	
            3,7

          

          	
            3,5

          

          	
            3,8

          

          	
            3,5

          
        


        
          	
            Differenz

          

          	
            0,0

          

          	
            0,5

          

          	
            0,6

          

          	
            0,1

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          
        


        
          	
            Quelle: BMF (2014; 2015); BMF und BMWi (2014; 2015).

          
        

      
    


    
    Abb. 2
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    Aufkommensentwicklung


    Neben den optimistischeren Konjunkturprog­nosen spricht auch die Entwicklung des Steueraufkommens selbst für eine Schätzungskorrektur. Bereits im Jahr 2014 fiel das Aufkommen einiger Steuerarten höher aus als erwartet. Insbesondere die Gewinnsteuern übertrafen dabei die Schätzungen vom November (vgl. Abb. 3).


    
    Abb. 3
[image: 2299.png]


    Wenig Anpassungsbedarf gibt es allerdings bei der Aufkommensprognose der großen Steuerarten (Lohnsteuer und Umsatzsteuer), welche mit einem Aufkommen von rund 200 Mrd. Euro brutto und einem Schätzfehler von rund + 200 Mio. Euro für das Jahr 2014 eine relativ hohe Treffsicherheit aufweisen.


    Für die Jahre ab 2015 werden die Korrekturen insbesondere von der veranlagten Einkommensteuer geprägt, die deutlich aufwärts revidiert wurde (vgl. Abb. 4). Diese Korrektur basiert zum einen auf einem sehr starken Steueraufkommen am aktuellen Rand. Zum anderen wird davon ausgegangen, dass die Aufwärtskorrektur des Bruttoinlandsprodukts auch zu einem stärkeren Wachstum der Unternehmens- und Vermögenseinkommen führt. Da letztere als Approximation der Bemessungsgrundlage der veranlagten Einkommensteuer verwendet werden, wird davon ausgegangen, dass auch die veranlagte Einkommensteuer deutlich stärker ausfallen wird, als im November erwartet wurde. Auch die anderen Unternehmensteuern entwickeln sich dynamischer als zuletzt prognostiziert wurde. Allerdings entwickelt sich die Abgeltungssteuer aufgrund der sehr niedrigen Zinsentwicklung der Prognose zufolge im Mittelfristzeitraum schwächer als im November erwartet (vgl. Abb. 5 sowie Tab. 3).


    
    Abb. 4
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    Abb. 5
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            Tab. 3


            Ergebnisse der Steuerschätzung vom Mai 2015

          
        


        
          	
            Steuereinnahmen in Mio. Euro

          

          	
            realisiert

          

          	

          	
            Prognose Mai 2015

          
        


        
          	
            2013

          

          	
            2014

          

          	
            2015

          

          	
            2016

          

          	
            2017

          

          	
            2018

          

          	
            2019

          
        


        
          	
            Gemeinsch. Steuern

          

          	
            442751,7

          

          	
            461985,1

          

          	
            479475

          

          	
            501662

          

          	
            524530

          

          	
            548916

          

          	
            571927

          
        


        
          	
            Lohnsteuer

          

          	
            158198,1

          

          	
            167982,5

          

          	
            178150

          

          	
            187900

          

          	
            198650

          

          	
            210050

          

          	
            221900

          
        


        
          	
            veranl. Einkommensteuer

          

          	
            42279,5

          

          	
            45612,6

          

          	
            48550

          

          	
            50300

          

          	
            52350

          

          	
            54300

          

          	
            56250

          
        


        
          	
            nicht veranl. St. v. Ertrag

          

          	
            17259,0

          

          	
            17423,2

          

          	
            16400

          

          	
            17340

          

          	
            19480

          

          	
            20155

          

          	
            20785

          
        


        
          	
            Abgeltungssteuer

          

          	
            8664,4

          

          	
            7812,4

          

          	
            7375

          

          	
            7172

          

          	
            7070

          

          	
            7121

          

          	
            7272

          
        


        
          	
            Körperschaftsteuer

          

          	
            19507,6

          

          	
            20044,0

          

          	
            20800

          

          	
            21750

          

          	
            22180

          

          	
            24840

          

          	
            25320

          
        


        
          	
            Steuern vom Umsatz

          

          	
            196843,2

          

          	
            203110,4

          

          	
            208200

          

          	
            217200

          

          	
            224800

          

          	
            232450

          

          	
            240400

          
        


        
          	
            Bundessteuern

          

          	
            100453,5

          

          	
            101803,8

          

          	
            104163

          

          	
            104763

          

          	
            104593

          

          	
            105453

          

          	
            106393

          
        


        
          	
            Energiesteuer

          

          	
            39363,9

          

          	
            39757,8

          

          	
            40500

          

          	
            40500

          

          	
            40550

          

          	
            40550

          

          	
            40600

          
        


        
          	
            Tabaksteuer

          

          	
            13819,9

          

          	
            14611,7

          

          	
            14190

          

          	
            14280

          

          	
            14190

          

          	
            14110

          

          	
            14010

          
        


        
          	
            Branntweinsteuer

          

          	
            2102,4

          

          	
            2059,7

          

          	
            2060

          

          	
            2040

          

          	
            2020

          

          	
            2000

          

          	
            1980

          
        


        
          	
            Alkopopsteuer

          

          	
            2,0

          

          	
            1,3

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
            2

          
        


        
          	
            Schaumweinsteuer

          

          	
            434,3

          

          	
            411,6

          

          	
            415

          

          	
            415

          

          	
            415

          

          	
            415

          

          	
            415

          
        


        
          	
            Zwischenerzeugnissteuer

          

          	
            14,4

          

          	
            14,7

          

          	
            14

          

          	
            14

          

          	
            14

          

          	
            14

          

          	
            14

          
        


        
          	
            Kaffeesteuer

          

          	
            1021,1

          

          	
            1015,6

          

          	
            1020

          

          	
            1020

          

          	
            1020

          

          	
            1020

          

          	
            1020

          
        


        
          	
            Versicherungsteuer

          

          	
            11522,8

          

          	
            12046,2

          

          	
            12500

          

          	
            12800

          

          	
            13100

          

          	
            13400

          

          	
            13700

          
        


        
          	
            Stromsteuer

          

          	
            7009,2

          

          	
            6638,2

          

          	
            6900

          

          	
            6900

          

          	
            6900

          

          	
            6900

          

          	
            6900

          
        


        
          	
            Kraftfahrzeugsteuer

          

          	
            8490,3

          

          	
            8501,0

          

          	
            8550

          

          	
            8500

          

          	
            8450

          

          	
            8400

          

          	
            8350

          
        


        
          	
            Luftverkehrsteuer

          

          	
            978,4

          

          	
            989,7

          

          	
            1010

          

          	
            1020

          

          	
            1030

          

          	
            1040

          

          	
            1050

          
        


        
          	
            Kernbrennstoffsteuer

          

          	
            1285,1

          

          	
            708,0

          

          	
            1400

          

          	
            1100

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          
        


        
          	
            Solidaritätszuschlag

          

          	
            14378,0

          

          	
            15046,5

          

          	
            15600

          

          	
            16200

          

          	
            16900

          

          	
            17600

          

          	
            18350

          
        


        
          	
            Sonstige Bundessteuern

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          
        


        
          	
            Pauschal. Einfuhrabgaben

          

          	
            1,6

          

          	
            1,6

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
            2

          

          	
            2

          
        


        
          	
            Ländersteuern

          

          	
            15722,8

          

          	
            17555,7

          

          	
            17196

          

          	
            17315

          

          	
            17578

          

          	
            17842

          

          	
            18105

          
        


        
          	
            Vermögensteuer

          

          	
            –0,6

          

          	
            –2,6

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          
        


        
          	
            Erbschaftsteuer

          

          	
            4633,0

          

          	
            5452,4

          

          	
            5790

          

          	
            5542

          

          	
            4994

          

          	
            5096

          

          	
            5198

          
        


        
          	
            Grunderwerbsteuer

          

          	
            8394,2

          

          	
            9339,1

          

          	
            10220

          

          	
            10485

          

          	
            10750

          

          	
            11015

          

          	
            11280

          
        


        
          	
            Rennwett- u. Lotteriesteuer

          

          	
            1635,3

          

          	
            1673,3

          

          	
            1656

          

          	
            1656

          

          	
            1656

          

          	
            1656

          

          	
            1656

          
        


        
          	
            Feuerschutzsteuer

          

          	
            391,9

          

          	
            409,0

          

          	
            416

          

          	
            419

          

          	
            421

          

          	
            424

          

          	
            426

          
        


        
          	
            Biersteuer

          

          	
            668,9

          

          	
            684,4

          

          	
            675

          

          	
            669

          

          	
            663

          

          	
            657

          

          	
            651

          
        


        
          	
            Gemeindesteuern

          

          	
            56548,9

          

          	
            57720,8

          

          	
            59177

          

          	
            61103

          

          	
            62729

          

          	
            64205

          

          	
            65731

          
        


        
          	
            Gewerbesteuer

          

          	
            43027,0

          

          	
            43755,5

          

          	
            44950

          

          	
            46700

          

          	
            48150

          

          	
            49450

          

          	
            50800

          
        


        
          	
            Grundsteuer A

          

          	
            384,7

          

          	
            383,0

          

          	
            383

          

          	
            383

          

          	
            383

          

          	
            383

          

          	
            383

          
        


        
          	
            Grundsteuer B

          

          	
            11992,2

          

          	
            12307,5

          

          	
            12535

          

          	
            12700

          

          	
            12865

          

          	
            13030

          

          	
            13195

          
        


        
          	
            Grunderwerbsteuer

          

          	
            0,0

          

          	
            0,0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          

          	
            0

          
        


        
          	
            Sonstige Gemeindesteuern

          

          	
            1144,9

          

          	
            1274,7

          

          	
            1309

          

          	
            1320

          

          	
            1331

          

          	
            1342

          

          	
            1353

          
        


        
          	
            Zölle

          

          	
            4231,4

          

          	
            4551,9

          

          	
            4900

          

          	
            5100

          

          	
            5200

          

          	
            5300

          

          	
            5400

          
        


        
          	
            Steuern insgesamt

          

          	
            619708,3

          

          	
            643617,2

          

          	
            666472

          

          	
            691429

          

          	
            715536

          

          	
            742722

          

          	
            768662

          
        


        
          	
            Quelle: Arbeitskreis »Steuerschätzungen«.

          
        

      
    


    Fazit und finanzpolitische Implikationen


    Die aktuellen Steuermehreinnahmen erleichtern den Ausgleich der öffentlichen Haushalte. So trugen bereits die Mehr­einnahmen im Jahr 2014 dazu, dass der Bundeshaushalt schon im Jahr 2014 ausgeglichen werden konnte. Die aktuellen Mehreinnahmen könnten aber auch als Haushaltsspielraum gesehen werden, so dass Mehrausgaben umgesetzt oder Steuersenkungen veranlasst werden.


    Wie viel Spielraum die öffentlichen Finanzen bieten, kann auf verschiedene Weise diskutiert werden. Nimmt man die Schuldenbremse oder den Fiskalpakt als Maßstab, dann ergeben sich Spielräume jedenfalls dann, wenn die staatlichen Budgetsalden langfristig positiv ausfallen; denn sowohl die Schuldenbremse als auch der Fiskalpakt sehen einen weitgehenden Ausgleich der strukturellen Budgetsalden vor.1 Seit dem Jahr 2012 erreichte der gesamtstaatliche Budgetsaldo in Deutschland bereits Überschüsse. Inzwischen werden diese Überschüsse kaum noch als nur konjunkturelles Phänomen gesehen. Nach den aktuellen Prognosen der Wirtschaftsforschungsinstitute wird bereits für die Jahre 2014 bis 2016 mit einem strukturellen Überschuss in Höhe von rund 1% des BIP gerechnet (vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2015).


    Hieraus ließe sich ein Haushaltsspielraum von gut 30 Mrd. Euro für den Gesamtstaat ableiten, ohne die aktuellen Fiskalregeln zu verletzen. Allerdings stehen die Spielräume verschiedenen Gebietskörperschaften zu. Der Bundeshaushalt dürfte im Jahr 2015 nach dem aktuellen Eckwertebeschluss vom März 2015 auch nach den Ergebnissen der Steuerschätzung nur knapp ausgeglichen sein. Jedoch sind diese Aussagen nur eingeschränkt gültig. Die Prognose der Wirtschaftsforschungsinstitute geht von einem deutlich höheren Anstieg des (nominalen) Bruttoinlandsprodukts sowie der Bruttolöhne und -gehälter aus, weshalb die Prognose der Institute mit der des Arbeitskreises »Steuerschätzungen« nicht direkt zu vergleichen ist. Mit welchen Spielräumen jeweils gerechnet wird, ist daher auch abhängig vom erwarteten Konjunkturbild.
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        1 Die Schuldenbremse lässt strukturelle Defizite bis zu einer Höhe von 0,35% des Bruttoinlandsprodukts beim Bund zu; der Fiskalpakt erlaubt strukturelle gesamtstaatliche Defizite in Höhe von bis zu 0,5%.

      

    

  


  
    Kurz zum Klima: 15 Jahre Millenniums-Entwicklungsziele – Vergangenheit und Zukunft der ökologischen Nachhaltigkeit


    Jana Lippelt und Franziska Klein


    2015 endet die Frist für die Umsetzung der im Jahr 2001 gesetzten Millenniums-Entwicklungsziele (MDG). Die Idee der MDG war es, die Lebensbedingungen vieler Menschen weltweit signifikant zu verbessern. Dazu wurde ein umfassender Ansatz mit acht übergeordneten Zielen und verschiedenen Teilzielen entworfen. Die vorliegende Ausgabe der Reihe Kurz zum Klima widmet sich der Frage, ob diese Ziele – vor allem im Bereich der Nachhaltigkeit – umgesetzt werden konnten.


    In vielen Bereichen konnten die angestrebten Entwicklungsziele ganz oder zumindest teilweise erreicht werden. Der Anteil der Menschen, die in extremer Armut leben, konnte halbiert werden, und die Zahl der Unterernährten in Entwicklungsländern sank auf 14% (vgl. UN 2014a). Trotz dieser Fortschritte ist heute noch immer ein Viertel aller Kinder unterernährt. Eine Verbesserung gab es bei der allgemeinen Grundschulbildung. Mittlerweile besuchen 90% der Kinder in Entwicklungsländern die Grundschule, mit steigender Geschlechterparität. Die größten Hemmnisse bestehen derzeit in Konfliktgebieten. Ein weiteres Ziel war die Senkung der Kindersterblichkeit, die zwischen 1990 und 2012 fast halbiert werden konnte. Vermeidbare Krankheiten sind jedoch weiterhin die Haupttodesursache der Unter-Fünfjährigen. Ähnlich sieht es auch bei der Gesundheit von Schwangeren aus. Durch bessere und intensivere Betreuung kann hier noch viel mehr erreicht werden. Entwicklungsziel 6 umfasst die Bekämpfung von Krankheiten wie HIV oder Malaria. Der Kampf gegen Tuberkulose und Malaria zeigt große Erfolge, während Therapien für Aidskranke sowie die HIV-Aufklärung noch ausgeweitet werden sollten. Der Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartnerschaft mit Kooperation zwischen Industriestaaten und Entwicklungs- und Schwellenländern geht voran, genau wie die Teilhabe von Frauen an Bildung und Politik. Bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele treten im Vergleich dazu leider sehr viele Defizite zutage (vgl. UN 2014a).


    Das Entwicklungsziel 7 beinhaltet die Integration von Nachhaltigkeitskonzepten in die Politik, den Schutz der biologischen Vielfalt, den Zugang zu Trinkwasser und sanitären Anlagen sowie die Schaffung von verbesserten Lebensbedingungen für Slumbewohner. Obwohl ein nachhaltiger und verantwortungsvoller Umgang mit unseren natürlichen Ressourcen Grundlage für alles Leben auf der Erde ist, ist die Umsetzung dieses Zieles im Vergleich zu anderen wenig gelungen.


    Ökologische Ziele


    In der Zielvorgabe B des siebten Millenniumsziels werden die Schaffung von Schutzgebieten und der Erhalt der weltweiten Biodiversität angestrebt. Konkret wurde hierbei anvisiert, bis 2020 mindestens 17% der Landfläche und 10% der Meeresgebiete unter Schutz zu stellen und den Verlust an biologischer Vielfalt bis 2010 zu reduzieren (vgl. UN 2014a). Tatsächlich wurden bis 2014 bereits 14% aller Landflächen sowie 3,4% der Meere geschützt, was als ein Teilerfolg angesehen werden kann. So hat die Fläche von Schutzgebieten in vielen Ländern zwischen 1990 und 2012 um mehr als die Hälfte, in vielen Fällen sogar um mehr als das Doppelte zugenommen (vgl. Abb. 1). In den letzten 20Jahren hat sich die Anzahl geschützter Gebiete weltweit jedes Jahrzehnt verdoppelt. Dies ist neben den nationalen Anstrengungen auch durch die weitläufiger gefasste Definition von Schutzgebieten und die Schaffung vieler unterschiedlicher Kategorien begründet, die sich international zum Teil erheblich unterscheiden (vgl. UNEP-WCMC 2014). Zur Vereinheitlichung verschiedener Flächen wurden 2007 von der Weltnaturschutzunion (IUCN) daher sechs Kategorien festgelegt, nach denen Schutzgebiete weltweit ausgewiesen werden können.


    
      Abb. 1

      Weltweite Entwicklung terrestrischer und mariner Schutzgebiete
[image: 1242.png]

      Quelle: UN Database (2015).

    


    Die Erfolge bei der Zunahme von Schutzgebieten sind unter anderem Abkommen wie der Biodiversitätskonvention von 1992 mit 193 Vertragsstaaten zu verdanken, in der das allgemeine Ziel zur Eindämmung der Abnahme biologischer Vielfalt vereinbart wurde. Die Anstrengungen wurden durch den Strategischen Plan von 2001 (Montréal) zur signifikanten Reduktion des Biodiversitätsverlustes bis 2010 weiter bekräftigt. Diese Ziele konnten jedoch nicht verhindern, dass der Artenverlust und die Schädigung von Ökosystemen immer schneller zunahmen (vgl. EU 2011). So konnte keines der 21 Teilziele weltweit, sondern meist nur lokal oder regional umgesetzt werden. Im Anschluss an den strategischen Plan von 2001 wurde in einer neuen Strategie 2010 im japanischen Nagoya (COP 10) vereinbart, den Verlust an biologischer Vielfalt bis 2020 durch höhergesteckte Ziele signifikant einzudämmen und dabei besonders bei den indirekten Treibern des Biodiversitätsverlustes und dem zunehmenden Druck auf Artenvielfalt und Ökosysteme anzusetzen. Zudem soll in Zukunft ein stärkerer Bezug zwischen Ökosystemen und Lebensgrundlagen für den Menschen hergestellt werden.


    Gründe für den weltweit fortschreitenden Artenverlust sind unter anderem der zunehmende Druck durch den Verlust und die Fragmentierung von Habitaten, durch Übernutzung biologischer Ressourcen, Umweltverschmutzung, der Einfluss invasiver Arten sowie der Klimawandel. Zudem fehlt es in vielen Ländern an konkreten rechtlichen Rahmenbedingungen für Maßnahmen zur umfassenden Überwachung und Pflege von Schutzgebieten sowie oftmals an politischem Willen zur Umsetzung von Biodiversitätsstrategien (vgl. Secretariat of the Convention on Biological Diversity 2014). In den europäischen Ländern ist die Lage vielerorts ebenfalls kritisch. EU-weit waren bereits 2011 rund 25% aller Tierarten vom Aussterben bedroht, und die meisten Ökosysteme werden derzeit als geschädigt bezeichnet (vgl. Europäische Union 2011). Auch in Deutschland sind laut dem Artenschutzreport des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) derzeit rund ein Drittel aller Tier-und Pflanzenarten in Deutschland gefährdet (vgl. BfN 2015). Gründe hierfür sind laut BfN die intensive Landwirtschaft, Forstwirtschaft und der Wasserbau (vgl. BfN 2015). Zum anderen geht die Umsetzung zum weiteren Ausbau von Schutzgebieten und der Eindämmung des Artenverlustes in Deutschland, ähnlich wie in einigen anderen europäischen Ländern, nur schleppend voran. In Deutschland waren 2012 zwar ca. 49% der Land- und Küstengebiete im Sinne der IUCN-Definition unter prinzipiellen Schutz gestellt. Unter besonderem Schutz in Form von Naturschutzgebieten und Nationalparks standen hier jedoch nur ca. 4% bzw. 0,6% der Landfläche (Stand: 2012, vgl. Bundesamt für Naturschutz 2014). Einen Großteil aller Schutzgebiete sind dagegen Landschaftsschutzgebiete, Naturparks, Waldreservate und Naturmonumente, die vor allem der Erhaltung und Pflege von Kulturlandschaften und Naturgütern bzw. dem Erhalt bedeutender Landschaftselemente dienen. Landwirtschaftliche und forstliche Nutzung ist in diesen Gebieten im Gegensatz zu oben genannten Schutzgebieten eingeschränkt möglich und die Naturschutzauflagen weniger streng.


    Speziell bei der Ausweisung von sogenannten Flora-Fauna-Habitaten (FFH) im Rahmen des Projekts Natura 2000 als besondere Schutzgebiete, in dem ein europäisches Netzwerk von Schutzgebieten geschaffen werden soll, hinkt Deutschland in einigen Punkten hinterher. Obwohl Deutschland europaweit bei der generellen Ausweisung solcher Flächen im Mittelfeld liegt (vgl. BUND 2014), ist es in diesem Zusammenhang größtenteils versäumt worden, diesen Schutzgebieten einen rechtlichen Schutz in Form von konkreten Maßnahmen zum Erhalt und der Pflege der Flächen sowie der Überwachung zuzuweisen. Dadurch sind bisher nur knapp die Hälfte aller erforderlichen Flächen als besondere Schutzgebiete anerkannt (vgl. Euractiv 2015; BfN 2015).


    Auch die Verringerung von Treibhausgasen wie Kohlenstoffdioxid gehört zu den Nachhaltigkeitszielen der MDG. Für den Ausstoß von CO2 gibt es jedoch keine konkrete Zielvorgabe. Die MDG beschränken sich hierbei vielmehr auf die Beobachtung verschiedener Indikatoren. Ein Indikator ist der gesamte CO2-Ausstoß pro Jahr. Dieser ist seit 1990 um fast 10 Mrd. Tonnen auf über 31 Mio. Tonnen gestiegen. Der Anstieg der Emissionen fällt bei den Entwicklungsländern stärker aus als bei den Industrienationen. Kräftiges Wirtschaftswachstum in Ländern wie China oder Indien sowie steigende Bevölkerungszahlen haben in den vergangenen zwei Jahrzehnten diese Entwicklung begünstigt. Betrachtet man allerdings die Pro-Kopf-Emissionen der jeweiligen Ländergruppen, so fällt auf, dass die entwickelten Staaten nach wie vor einen viel kohlenstoffintensiveren Lebensstil haben. 2010 lagen die durchschnittlichen CO2-Emissionen eines Bewohners eines Industrielandes mit etwa 8,15 t fast doppelt so hoch wie die einer Person in einem Entwicklungsland (4,11 t). Weltweit liegen die durchschnittlichen Pro-Kopf-Emissionen bei 5,09 t. Auch die CO2-Effizienz ist in den Entwicklungsländern besser. Für die Produktion eines US-Dollar-Bruttoinlandsprodukts wird in den entwickelten Regionen 0,38 kg Kohlenstoffdioxid ausgestoßen, während es in den Entwicklungsländern lediglich 0,32 kg sind.


    Treibhausgase sind allerdings nicht die einzigen Stoffe, die in den Millenniums-Entwicklungszielen berücksichtigt werden. Besondere Aufmerksamkeit gilt auch allen Stoffen, die Chlor oder Brom enthalten und somit die stratosphärische Ozonschicht schädigen können. Das betrifft die im Montréal-Protokoll von 1987 festgelegten ozonschädigenden Substanzen, vor allem Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW). Aufgrund der strengen Einhaltung dieses völkerrechtlichen Vertrages konnte der Konsum ozonabbauender Stoffe seit 1990 erheblich gesenkt werden, nämlich um mehr als 95%. Abbildung 2 zeigt die Entwicklung. Nach einem starken Rückgang des Verbrauchs in der Anfangsphase, mit einem erneuten leichten Anstieg zum Ende der 1990er Jahre, nahm der Konsum ozonschädigender Substanzen langsamer ab. Seit 2008 stagniert er bei etwas mehr als 40000 Tonnen OAP jährlich. Problematisch ist, dass im Montréaler Protokoll nicht alle ozonschädigenden Substanzen aufgeführt sind und auch der illegale Handel mit ebendiesen Stoffen. Das ozonabbauende Distickstoffmonoxid (N2O: »Lachgas«) beispielsweise ist zwar im Kyoto-Protokoll, nicht aber im Montréaler Protokoll aufgelistet und gilt mittlerweile als eine der größten Gefahren für die Ozonschicht (vgl. Ravishankara). Seit Inkrafttreten des Montréal-Protokolls gab es außerdem durchgehend Probleme mit illegalem Handel von FCKW, da die Produktion in Entwicklungsländern noch wesentlich länger erlaubt war als in Industriestaaten (vgl. United Nations und EIA 2011).
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    Weltweite Wasserversorgung


    Betrachtet man die Trinkwasserversorgung, so gibt es zwei wichtige Aspekte zu berücksichtigen: erstens den nachhaltigen Umgang mit dieser lebenswichtigen Ressource und zweitens den Zugang möglichst vieler Menschen zu sauberem Trinkwasser. In beiden Hinsichten gibt es gravierende regionale Unterschiede. Das festgesetzte Ziel, den Anteil der Menschen, die keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser haben, zu halbieren wurde bereits 2010 erreicht, als 89% aller Menschen eine verbesserte Trinkwasserquelle nutzten. Abbildung 3 beschreibt die Entwicklung der Bevölkerung mit Zugang zu sauberem Trinkwasser. Die meisten Entwicklungs- und Schwellenländer weisen mit einem Anstieg der Personen mit Trinkwasserzugang um 5% bis 50% eine positive Tendenz auf. Leider sind jedoch auch Rückschritte zu verzeichnen. In einigen Ländern Nord- und Ostafrikas, in Westasien, Teilen des Balkans, der arabischen Halbinsel sowie in Nordkorea, Venezuela und der Dominikanischen Republik war der Anteil der Menschen mit Zugang zu sauberem Trinkwasser zwischen 2001 und 2012 rückläufig.


    
      Abb. 3

      Entwicklung der Bevölkerung mit Zugang zu sauberem Trinkwasser
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      Quelle: UN Database (2015).

    


    Um langfristig ausreichendes Trinkwasser für alle Menschen zu garantieren, ist es wichtig, Wasser nachhaltig zu verwenden. Ab einer Entnahme der Wasservorräte von etwa 60% spricht man von Trinkwasserknappheit, 75% ist die Obergrenze der Nachhaltigkeit (vgl. United Nations 2014a). Abbildung 4 zeigt, dass viele Staaten und Regionen regelmäßig höhere Entnahmeraten aufweisen. Auffällig ist, dass dies vor allem jene Länder sind, in denen sich die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung verschlechtert hat. Beispiele hierfür sind Turkmenistan, Usbekistan, Jemen oder Libyen mit Entnahmeraten von 112,5%, 100,6%, 168,6% und 615,4%. Im Zusammenhang mit der übermäßigen Wasserentnahme stehen Usbekistan und Turkmenistan hierbei zusammen mit Kasachstan als Beispiel für eine Umweltkatastrophe, die die weitgehende Austrocknung des Aralsees zur Folge hat (vgl. Deutschlandfunk 2014).
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    Die Zukunft der Entwicklungsziele


    Während sich die Entwicklung terrestrischer und maritimer Schutzgebiete sowie der Zugang zu sauberem Trinkwasser seit dem Beginn der 1990er Jahre tendenziell positiv entwickelt haben, gibt es leider kaum Fortschritte bei der Reduktion des CO2-Ausstoßes und dem Schutz der Artenvielfalt. Besorgniserregend ist die Tatsache, dass viele Länder kontinuierlich auf verschwenderische Weise Trinkwasser entnehmen, während sich gleichzeitig die Versorgung der Bevölkerung verschlechtert. Der illegale Handel mit ozonabbauenden Substanzen sowie der gesteigerte Ausstoß von N2O sind eine erhebliche Gefahr für die Ozonschicht. Es besteht also in punkto Nachhaltigkeit noch Aufholbedarf für die Zukunft.


    Derzeit arbeitet die UN an einer Fortsetzung der Millenniums-Entwicklungsziele in Form einer Post-2015-Agenda. Dies auch vor dem Hintergrund, dass die bisherigen Ziele aufgrund ihrer Strukturen und der mangelnden Miteinbeziehung der Bevölkerung, vor allem im Bereich der Armutsbekämpfung, nicht erreicht wurden. Im Dezember 2014 veröffentlichte UNO-Generalsekretär Ban-Ki Moon in seinem aktuellen Synthesebericht »The Road To Dignity by 2030 – Ending Poverty, Transforming All Lives and Protecting the Planet« die Pläne der Arbeits- und Expertengruppen. Der Entwurf sieht 17 Ziele und 169 Teilziele zur nachhaltigen Entwicklung vor, die unter den Überschriften Würde, Menschen, Planet, Wohlstand, Gerechtigkeit und Partnerschaft umgesetzt werden sollen. Dabei soll ein Zielsystem entstehen, das an eine sich immer schneller transformierende Welt angepasst werden kann (vgl. United Nations 2014b). Im Hinblick auf das Nachhaltigkeitsziel wurden die MDG oft als unzureichend kritisiert. Die neue Post-2015-Agenda soll das Thema umfassender angehen und die ökologische, ökonomische und soziale Dimension beinhalten. Die Ergebnisse der UN-Konferenz zu Nachhaltiger Entwicklung (Rio+20) dienen ihr als Grund­lage. Alle Ziele sollen für Entwicklungs-, Schwellen- und Industrieländer gleichermaßen gelten (vgl. Bundesre­gierung).


    Nachdem die Nachhaltigkeit unter den Millenniums-Entwicklungszielen eher untergegangen ist, besteht nun Hoffnung für die Ausgestaltung der Post-2015-Agenda. Hierfür müssen allerdings ambitionierte globale Ziele gesetzt und diese konsequent verfolgt werden. Die Verhandlungen über die Post-2015-Agenda sollen im September dieses Jahres mit der Verabschiedung durch Staats- und Regierungschefs in New York abgeschlossen werden.
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    ifo Architektenumfrage: Weiterhin erfreulich gute Geschäftslage

  


  
    Erich Gluch

  


  
    Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen Umfrage des ifo Instituts bei den freischaffenden Architekten hat sich das Geschäftsklima zu Beginn des zweiten Quartals 2015 gegenüber den beiden Vorquartalen kaum verändert. Es ist somit weiterhin recht gut.


    Die befragten Architekten beurteilten ihre aktuelle Geschäftslage etwas besser als zu Beginn des Jahres (vgl. Abb. 1). Die sehr guten Lageurteile vom Vorjahr wurden jedoch nicht mehr erreicht. Wie vor einem Vierteljahr, bewertete jeder sechste Architekt seine Lage als »schlecht«. Gleichzeitig stieg jedoch der Anteil der Testteilnehmer, die ihre momentane Geschäftslage als »gut« bezeichneten, von 40 auf 43%.
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    Die Geschäftserwartungen fielen dagegen etwas ungünstiger aus als vor einem Vierteljahr. Während der Anteil der eher skeptisch eingestellten Architekten bei 14% verharrte, erwarteten nur noch 13% der befragten Architekten eine eher günstigere Entwicklung in den nächsten sechs Monaten – nach noch 18% vor einem Vierteljahr.


    Im ersten Quartal 2015 konnten 56% der freischaffenden Architekten neue Verträge abschließen; vor rund zehn bis 15 Jahren waren es im Durchschnitt lediglich rund 45% (vgl. Abb. 2). Seit gut fünf Jahren hat sich die Quote der Vertragsabschlüsse bei durchschnittlich rund 55% eingependelt. Selbst bei einer guten Auftragslage scheint diese eine »natürliche« Grenze darzustellen.
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    Im Berichtsquartal lag das geschätzte Bauvolumen aus den neu abgeschlossenen Verträgen (Neubauten ohne Planungsleistungen im Bestand) um rund ein Zehntel über dem Niveau des Vorquartals. Dabei erhöhten sich die Volumina für die neu hereingenommenen Aufträge zur Planung von Nichtwohngebäuden um gut ein Fünftel. Die Auftragsvolumina für die Planung von Wohngebäuden waren etwa genauso umfangreich wie im vierten Quartal 2014.


    Der Umfang der neu akquirierten Planungsaufträge zum Bau von Ein- und Zweifamiliengebäuden lag im ersten Quartal 2015 um rund ein Viertel über dem Niveau des Vorquartals (vgl. Abb. 3). Dabei verlief die Entwicklung vor allem in den ostdeutschen Bundesländern auffallend positiv. Das insgesamt hohe Niveau der Auftragseingänge, das bereits seit vier Jahren anhält, konnte somit erneut bestätigt werden. In den vergangenen zehn Jahren gab es nur zwei Quartale (viertes Quartal 2011 und zweites Quartal 2014) mit umfangreicheren Planungsaufträgen in diesem Teilsegment.
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    Im Geschosswohnungsbau waren die Auftragseingänge rückläufig. Das Volumen des Vorquartals wurde um rund 10%, das des ditten Quartals 2014 – mit einer ausgeprägten Auftragsspitze – sogar um rund 40% verfehlt. Trotz dieser auf den ersten Blick negativen Entwicklung übertrafen die im Berichtsquartal neu akquirierten Planungsaufträge zum Bau von Mehrfamiliengebäuden den Durchschnittswert der vergangenen fünf Jahre um 20%, den der vergangenen zehn Jahre sogar um 77%.


    Die Auftragsvergaben gewerblicher Auftraggeber waren im ersten Quartal 2015 zwar um ein Fünftel größer als im Vorquartal. Das Niveau ist jedoch nach wie vor unbefriedigend und die Tendenz seit drei Jahren rückläufig. Die Planungsvolumina öffentlicher Auftraggeber schrumpfen ebenfalls seit Beginn des Jahres 2012 nahezu kontinuierlich. Seit 2014 zeigt sich jedoch eine bescheidene Aufwärtstendenz (vgl. Abb. 4).
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    Nach den eingegangenen Meldungen wiesen die befragten Architekten zu Beginn des zweiten Quartals 2015 mit 6,2 Monaten den gleich hohen Auftragsbestand wie zu Jahresbeginn auf.

  


  
    ifo Konjunkturtest Mai 2015 in Kürze: Die deutsche Wirtschaft bleibt auf Kurs1


    Klaus Wohlrabe


    Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist im Mai geringfügig von 108,6 im Vormonat auf 108,5 Punkte gesunken. Die Unternehmen waren erneut zufriedener mit ihrer aktuellen Lage. Mit Blick auf die kommenden Monate nahmen sie den Optimismus jedoch etwas zurück. Die deutsche Wirtschaft bleibt auf Kurs. Der ifo Index verbesserte sich nur im Einzelhandel und der Bauwirtschaft, während er sich im Dienstleistungssektor, der Industrie und im Großhandel verschlechterte.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Die deutsche Wirtschaft will weiter neue Mitarbeiter einstellen. Das ifo Beschäftigungsbarometer stieg im Mai leicht von 108,1 auf 108,2. Die größte Einstellungsbereitschaft haben die Unternehmen im Dienstleistungssektor. Trotz einer Eintrübung der Geschäftserwartungen in der Industrie wollen die Firmen auch in dieser Branche mehr Mitarbeiter einstellen. Die Einkaufsfreude der Konsumenten zeigt sich weiterhin im Einzelhandel, neues Personal soll dem Rechnung tragen. Im Großhandel gab es hingegen einen Dämpfer, hier sind zunächst keine größeren Neueinstellungen geplant. Ähnliches gilt für das Baugewerbe. Stark ausgeprägt bleibt die Beschäftigungsdynamik in der Dienstleistungsbranche.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Die ifo Kredithürde für die gewerbliche Wirtschaft in Deutschland ist im Mai auf 15,7% gefallen, nach 16,0% im Vormonat. Dies ist erneut ein historischer Tiefstand. Das ohnehin extrem günstige Finanzierungsumfeld für die Unternehmen verbessert sich damit noch einmal. Im Verarbeitenden Gewerbe sank die Kredithürde leicht auf 13,0%. Bei den Großfirmen fiel der Anteil der Firmen, die von Problemen bei der Kreditvergabe berichten, auf unter 8,8%. Auch bei den kleinen Firmen sank der Anteil wieder unter 20% Bei den mittelgroßen Firmen stieg die Kredithürde hingegen leicht, liegt mit 12,1% aber weiterhin sehr niedrig. Im Baugewerbe wurde der historische Tiefstand vom April nochmals unterboten. Nur noch 18% der Firmen berichteten von einer restriktiven Kreditvergabe der Banken. Im Handel stieg hingegen dieser Anteil um 0,2 Prozentpunkte auf 17,4%.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Die ifo Exporterwartungen der deutschen Industrie haben sich erneut leicht eingetrübt. Sie sind im Mai auf von 11,2 auf 10,4 Saldenpunkte gesunken. Belastend wirkten sich vor allem rückläufige Aufträge aus dem Ausland im ersten Quartal aus. Die Exportumsätze bleiben jedoch weiterhin expansiv ausgerichtet. Der dritte Rückgang in Folge zeigte sich bei den Automobilherstellern. Die Exportaussichten bleiben jedoch mehrheitlich positiv. Dämpfende Impulse erwarten auch die Hersteller von Metallerzeugnissen, in der Elektrotechnik sowie bei Nahrungs- und Genussmitteln. Deutlich verbesserte Absatzchancen im Ausland sehen die Unternehmen im Bereich Metallerzeugung und -bearbeitung. Ähnliches gilt für die Pharmaindustrie.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Im Verarbeitenden Gewerbe hat der Klimaindikator nach sechs Anstiegen in Folge erstmals wieder etwas nachgegeben. Dies war auf die etwas weniger optimistischen Erwartungen vor allem in Bezug auf den Export zurückzuführen. Bei nachlassender Nachfragedynamik blieb die Produktion nahezu unverändert. Die Lageeinschätzungen kletterten dagegen auf den höchsten Stand seit einem Jahr. Auch die Produktionspläne blieben weiterhin expansiv. Zudem war geplant, neue Mitarbeiter einzustellen. Im Vorleistungsgütergewerbe hat die Zufriedenheit mit der momentanen Situation wieder zugenommen. Der Ausblick auf die kommenden Geschäfte wurde jedoch leicht weniger positiv beurteilt. In Summe blieb der Geschäftsklimaindikator nahezu unverändert. Die Exportaussichten hellten sich auf. Erstmals seit Oktober 2014 erwarteten die Firmen, in Zukunft wieder höhere Preise durchsetzen zu können. Im Investitionsgüterbereich verschlechterte sich das Geschäftsklima etwas. Während sich die Einschätzungen zur aktuellen Lage das dritte Mal in Folge verbesserten, drehten die Erwartungen in den negativen Bereich. Es gab vermehrt leichte Produktionskürzungen, und auch die Exportaussichten fielen etwas weniger positiv aus. Trotzdem suchten erneut mehr Unternehmen nach neuen Mitarbeitern. In der Konsumgüterindustrie (ohne Ernährungsgewerbe) ist der Geschäftsklimaindikator auf den höchsten Stand seit genau einem Jahr gestiegen. Dies war auf die optimistischeren Geschäftserwartungen zurückzuführen, welche ersmals seit August 2014 wieder positiv waren. Die Einschätzungen zur aktuellen Lage wurden etwas zurückgenommen, verblieben jedoch deutlich über dem langfristigen Durchschnitt. Bei geringen Produktionszuwächsen wurden erneut die Lagerbestände abgebaut. Vom Auslandsgeschäft erwarteten die Unternehmen stärkere Impulse. Im Ernährungsgewerbe verbesserte sich das Geschäftsklima deutlich. Beide Klimakomponenten stiegen merklich an. Die Produktion ist weiterhin auf Expansion ausgerichtet, wenn auch nicht mehr so stark wie zuletzt. Zudem gingen die Firmen davon aus, in naher Zukunft seltener höhere Preise durchsetzen zu können. In der chemischen Industrie gab der Geschäftsklimaindikator leicht nach. Während die Erwartungen nahezu unverändert blieben, wurden die sehr guten Lageeinschätzungen von den Unternehmen etwas zurückgenommen. Trotz rückläufiger Produktion füllten sich die Lager allmählich wieder. Die Produktion soll in den kommenden Monaten weiter erhöht werden. Wie schon in den vergangenen Monaten mussten die befragten Unternehmen im April Preiszugeständnisse machen. Für die kommenden Monate gingen sie jedoch von steigenden Preisen aus. Im Bereich Metallerzeugung und -bearbeitung verbesserte sich das Geschäftsklima erneut. Bei der aktuellen Geschäftslage hat die Dominanz der negativen Antworten merklich abgenommen. Die optimistischen Geschäftsaussichten vom Vormonat konnten jedoch nicht bestätigt werden. Der Auftragsbestand wurde weiterhin mehrheitlich als zu klein eingestuft. Die Exportaussichten hellten sich jedoch merklich auf. Es mussten nur noch selten Preiszugeständnisse gemacht werden. Im Maschinenbau drehte der Geschäftsklimaindikator erstmals seit November 2014 wieder in den negativen Bereich. Verantwortlich waren dafür die deutlich eingetrübten Geschäftserwartungen. Die aktuelle Lage wurde hingegen unverändert positiv beurteilt. Die Nachfrage verlor deutlich an Schwung, was sich auch in einer sinkenden Produktion widerspiegelte. Trotz positiver Impulse aus dem Ausland waren keine Produktionsanhebungen geplant. Die Hersteller von elektrischen Ausrüstungen bezeichneten ihre Situation deutlich positiver als im April. Die optimistischen Erwartungen wurden hingegen etwas zurückgenommen. Insgesamt stieg der Geschäftsklimaindikator jedoch. Die Pläne, sowohl in Bezug auf den Produktion als auch den Export, fielen etwas weniger expansiv aus.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Im Bauhauptgewerbe hat sich das Geschäftsklima erneut verbessert. Die Baufirmen waren etwas zufriedener mit ihrer aktuellen Lage, während die Erwartungen unverändert blieben. Der Auslastungsgrad der Gerätekapazitäten sank minimal von 71,9 auf 71,8% und lag damit unter dem Vorjahresniveau von 73,3%. Ein Drittel der Testteilnehmer mel­dete Produktionsbehinderungen. Ein Fünftel der Baufirmen beklagte Auftragsmangel, daneben berichteten 8% über ungünstige Witterungseinflüsse. Die Firmenmeldungen lassen erkennen, dass die Preise für Bauleistungen wieder seltener angehoben werden konnten. Gleichwohl gingen die Unternehmen auch für die kommenden Monate von Preiszuwächsen aus. Der Personalbestand dürfte sich im Laufe der nächsten drei bis vier Monate weniger stark erhöhen, als dies noch im April von den befragten Firmen erwartet worden war. Entsprechend den Ergebnissen der Mai-Sonderfrage erwarteten per saldo 12% der im Bauhauptgewerbe tätigen Unternehmen, dass ihre Auftragsreserven in den nächsten zwei Monaten aufgrund derzeitiger Anfragen, Submissionsergebnissen und Auftragsverhandlungen zunehmen werden. Insbesondere im gewerblichen Hochbau (Saldowert von + 19 Prozentpunkten), aber auch im Wohnungsbau (+ 13 Prozentpunkte) wurde mit steigenden Auftragsbeständen gerechnet. Im öffentlichen Hochbau gingen dagegen per saldo 6% der Befragten von Einbußen in den kommenden beiden Monaten aus. Wie im Hochbau überwogen auch im Tiefbau die zuversichtlichen Einschätzungen. Die Straßenbaufirmen (Saldowert: + 7 Prozentpunkte) waren dabei sichtlich weniger optimistisch als die in den übrigen Tiefbaubereichen tätigen Unternehmen (+12 Prozentpunkte). Im Tiefbau stieg der Geschäftsklimaindikator. Beide Klimakomponenten hellten sich auf. Die Geräteauslastung stieg leicht, lag jedoch mit 71,8% deutlich unter dem Vorjahreswert. Der wichtigste Baubehinderungsgrund war der Auftragsmangel, gefolgt von den Witterungseinflüssen. Letztere spielten im Vergleich zu den drei Vormonaten nur noch eine geringe Rolle. Im Gegensatz zum Tiefbau gab der Geschäftsklimaindikator im Hochbau minimal nach. Dies war vor allem auf eine verschlechterte Lageeinschätzung zurückzuführen, während sich die Erwartungen weiter verbesserten. Der Auslastungsgrad des Maschinenparks gab leicht nach. Insgesamt gaben anteilig weniger Firmen an, dass sie unter Bautätigkeitsbehinderungen leiden.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Im Großhandel verschlechterte sich das Geschäftsklima. Die Großhändler beurteilten sowohl ihre aktuelle Lage als auch ihre Erwartungen für die kommenden Monate etwas weniger positiv. Bei nur leicht steigenden Umsätzen nahm der Lagerbestand wieder zu. Entsprechend stieg die Zurückhaltung bei der Ordertätigkeit. Die Verkaufspreise dürften seltener angehoben werden als zuletzt. Darüber hinaus sollen die Personalpläne zurückhaltender gestaltet werden. Im Konsumgütergroßhandel gab der Geschäftsklimaindikator deutlich nach. Die sehr optimistischen Erwartungen vom April konnten nicht gehalten werden. Auch die aktuelle Lage wurde etwas weniger gut eingestuft. Die Preise konnten wieder verstärkt heraufgesetzt werden. Auch im Großhandel mit Nahrungs- und Genussmitteln konnten die sehr guten Ergebnisse vom April nicht gehalten werden. Die Einschätzungen zur Lage und Erwartungen gaben deutlich nach. Trotz steigender Lagerbestände soll die Ordertätigkeit leicht ausgeweitet werden. Im Produktionsverbindungshandel hat sich das Geschäftsklima zum dritten Mal in Folge leicht verbessert. Ausschlaggebend dafür waren die zuversichtlicheren Einschätzungen der Perspektiven für die kommenden Monate. Die Meldungen zur gegenwär­tigen Lage fielen nahezu unverändert günstig aus. Die Großhändler mit Eisen, Stahl, Eisen- und Stahlhalbzeug berichteten von einem wieder etwas verschlechterten Geschäftsverlauf. Der nahen Zukunft sahen sie dagegen erneut weniger pessimistisch entgegen. Die Zurückhaltung bei den Bestellungen soll merklich gelockert werden, und bei den Verkaufspreisen dürfte es nur noch vereinzelt zu Rückgängen kommen. Im Bereich NE-Metalle und NE-Metallhalbzeug klarte das Geschäftsklima leicht auf, da die Betriebe wesentlich weniger an ihrer derzeitigen Lage aus­zu­setzen hatten als in den Vormonaten. Die Ge­schäfts­-­erwartungen waren jedoch wieder deutlich stärker von Skepsis geprägt. Die Orderpläne blieben vielerorts restriktiv ausgerichtet. Der Großhandel mit Maschinen, Ausrüstungen und Zubehör verzeichnete eine Eintrübung des Geschäftsklimas. Die momentane Situation stellte sich in Anbe­tracht zu großer Lagerüberhänge nicht mehr so her­vorragend dar wie zu Jahresbeginn. Die Aussichten für die kommenden Monate, in denen nach wie vor Preisanhebungen geplant sind, erschienen den Firmen aber wieder vorteilhafter. Das Geschäftsklima des Chemiegroßhandels hat sich trotz nicht mehr ganz so günstiger Lageurteile weiter verbessert. Grund dafür waren die von spürbarem Optimismus geprägten Geschäftserwartungen der Testteilnehmer. Die Preisauftriebskräfte haben sich den Meldungen zufolge erheblich verstärkt. In den baunahen Großhandelssparten haben sich die Geschäftsperspektiven sichtlich aufgeklart. Der Klimaindikator des Elektrobereichs stieg im Zuge dessen auf den höchsten Wert seit Juni vergangenen Jahres.


    
      Abb. 8
[image: 1138.png]

      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Im Einzelhandel ist der Klimaindikator auf den höchsten Wert seit Juni 2014 gestiegen. Die Einschätzungen zur aktuellen Lage verbesserten sich merklich. Auch die Aussichten für die kommenden Monate hellten sich auf. Bei stagnierenden Umsätzen füllten sich die Lager. Zudem soll die Ordertätigkeit restriktiv bleiben. Die Preisdynamik blieb in den vergangenen drei Monaten gering. Für die kommenden Monate gingen die Einzelhändler jedoch von steigenden Preisen aus. Im Gebrauchsgüterbereich stieg der Geschäftsklimaindikator deutlich an. Die Urteile zur Lage verbesserten sich das dritte Mal in Folge. Auch die Erwartungen verbesserten sich merklich. Die Einzelhändler planten trotz steigender Nachfrage weniger Order zu platzieren. Auch im Verbrauchsgüterbereich verbesserte sich das Geschäftsklima, jedoch nicht so stark. Die Lageeinschätzungen drehten nach drei Monaten wieder in den positiven Bereich, und die Skepsis mit Blick auf die kommenden Monate nahm ab. Die Ordertätigkeit blieb weiter äußerst restriktiv ausgerichtet. Nach zuletzt sinkenden Preisen blieben diese im April weitestgehend konstant. Für die nahe Zukunft gingen die Einzelhändler von steigenden Preisen aus. Im Einzelhandel mit Nahrungs- und Genussmitteln verbesserte sich das Geschäftsklima merklich. Dies galt auch für beide Klimakomponenten. Die zuletzt äußerst expansive Ordertätigkeit soll deutlich zurückgefahren werden. Die in den vergangenen Monaten sehr positive Preisdynamik scheint sich abzuflachen. Die Personalpolitik ist weiter auf Neueinstellungen ausgerichtet. Im Kfz-Einzelhandel ist der Geschäftsklimaindikator wieder gestiegen. Während die Lageurteile weniger positiv ausfielen, ging die Skepsis bei den Geschäftserwartungen deutlich zurück. Angesichts der häufiger als zu groß eingestuften Lagerbestände revidierten die Händler ihre Orderpläne nach unten. Zudem sahen sie sich zu Preiszugeständnissen gezwungen. Die Personalpläne deuteten auf weitere Kürzungen hin. Im Neuwagenhandel wurde die Geschäftslage zum ersten Mal seit Anfang des Jahres als »schlecht« beurteilt, bezüglich der Geschäftserwartungen äußerten sich die Händler jedoch weniger skeptisch. Angesichts der guten Umsatzentwicklung waren die Gebrauchtwagenhändler äußerst zufrieden mit ihrer derzeitigen Situation und zeigten sich auch bezüglich der Geschäftsperspektiven zum ersten Mal seit Oktober 2014 zuversichtlich. Im Bereich Kraftwagenteile und -zubehör waren die Händler weniger unzufrieden mit der aktuellen Situation, zudem schätzten sie die Geschäftsaussichten wesentlich weniger negativ ein. Die Spielräume für Preissteigerungen haben sich jedoch deutlich verkleinert.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Der ifo Geschäftsklimaindikator für das Dienstleistungsgewerbe Deutschlands ist im Mai gestiegen. Die Beurteilung der aktuellen Geschäftslage verbesserte sich auf den höchsten Stand seit Juni 2014. Auch die Erwartungen fielen optimistischer aus. Die Unternehmen wollen weiterhin verstärkt neue Mitarbeiter einstellen. Zudem dürften die Preise weiter steigen. Im Bereich der Reisebüros und Reiseveranstalter scheint sich die unstete Entwicklung der letzten Monate fortzusetzen. Nachdem im Vormonat sowohl die Salden zur Lage als auch zu den Perspektiven nahe der Nulllinie lagen, fielen beide Urteile im Mai deutlich positiver aus. Das Geschäftsklima klarte spürbar auf. Für die kommenden Monate rechnen die befragten Unternehmen vielerorts mit anziehender Nachfrage. Dies spiegelt sich in den weiterhin sehr expansiven Personalplanungen wider. Auch die Preise dürften eine steigende Tendenz aufweisen. Der Klimaindikator im Bereich der Wirtschaftsprüfer, Rechts und Steuerberater gab etwas nach. Per saldo war nahezu die Hälfte der Testteilnehmer mit ihrer aktuellen Situation zufrieden. Im Vormonat war es noch die Mehrheit der Teilnehmer. Auf die zu erwartende Entwicklung blickten die Firmen zunehmend mit Optimismus. Es wird vermehrt steigende Nachfrage erwartet, und die Beschäftigungspolitik dürfte deutlich expansiver ausgerichtet werden. Die Mehrheit der Unternehmens und Public-Relations-Beratungen ist mit ihrer aktuellen Geschäftssituation zufrieden. Bezüglich ihrer Perspektiven waren sie jedoch nicht mehr ganz so optimistisch wie zuletzt. Der Klimaindikator gab aufgrund dessen nach. Nichtsdestotrotz dürfte auch in den kommenden Monaten eine Vergrößerung des Personalstamms zu erwarten sein. Der Klimaindikator in der Werbebranche fiel aufgrund weniger positiver Urteile zur Geschäftslage und zu den Perspektiven. In den kommenden Monaten dürfte sich der Personalbedarf den Angaben zufolge erhöhen. Die Preise sollen mancherorts steigen.
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      Quelle: ifo Konjunkturtest.

    


    Endnoten


    
      
        1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des Ifo World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturpers­pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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